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USA/OECD: Globaler Konsens zu Säule 1 und 2 zeichnet sich ab 

Am 08.04.2021 haben die USA im Rahmen des G20-Finanzministertreffens ei-

nen neuen Vorschlag zu den bereits seit mehreren Jahren diskutierten Plänen 

zu Aktionspunkt 1 des BEPS-Projekts (Säule 1 und 2) vorgelegt. Die USA ha-

ben deutlich gemacht, dass sie einer Umsetzung der beiden Säulen nur im Fall 

einer Paketlösung zustimmen. 

Bei Säule 1 (teilweise Reallokation der Besteuerungsrechte zum Marktstaat) 

soll die Bestimmung des Anwendungsbereichs nach Geschäftsmodellen wie 

Automated Digital Services (ADS) und Consumer-Facing Businesses (CFB) 

aufgegeben werden. Um die Komplexität der Säule 1 zu reduzieren, soll die 

Neuverteilung der Besteuerungsrechte stattdessen nach quantitativen Kriterien 

wie Umsatz und Profitabilität ausgerichtet werden. Die USA begründen dies 

damit, dass die erhofften Einnahmen bisher in keinem Verhältnis zum zu er-

wartenden Compliance- und Verwaltungsaufwand der Unternehmen gestanden 

hätten. Zudem betonen die USA, dass sie „kein Ergebnis akzeptieren würden, 

das gegenüber US-Unternehmen diskriminierend wirken“ würde. Der US-

Vorschlag sieht vor, dass der Anwendungsbereich von Amount A lediglich die 

100 größten und profitabelsten Konzerne umfassen soll.  

Außerdem hat die US-Finanzministerin Janet Yellen angekündigt, dass sie den 

Schwellensatz der US-Mindeststeuer (GILTI) auf 21 % heraufsetzen und sich 

im Rahmen der OECD weiterhin für eine GILTI co-existence einsetzen möchte. 

Damit soll das US-Mindestbesteuerungssystem, das ein global blending vor-

sieht, bestehen bleiben, auch wenn bei Säule 2 ein jurisdictional blending ver-

einbart würde. Ein ähnlich hoher Satz wie der für GILTI vorgesehene von 21 % 

soll aus Sicht der USA auch für die Mindestbesteuerung im Rahmen von Säu-

le 2 gelten. Auf Ebene der OECD wird dem Vernehmen nach derzeit ein Steu-

ersatz von etwa 15 % diskutiert. Die genaue Höhe bleibt ebenfalls abzuwarten, 

wobei es nicht unwahrscheinlich ist, dass es zu einem von den USA abwei-

chenden Mindeststeuersatz kommen könnte. 

Erfreulicherweise sprechen sich die USA zudem für einen verbindlichen, nicht-

optionalen Tax-Certainty-Prozess aus. Insgesamt ist der Vorschlag der USA 

ein Zeichen dafür, dass sich in der Debatte zu den „Herausforderungen der 

Besteuerung der digitalen Wirtschaft“ ein globaler Konsens abzeichnet. Abzu-

warten bleibt, wie die EU-Kommission auf die Vorschläge der USA reagiert. In 

einem ersten Statement kündigte Benjamin Angel, Direktor direkte Steuern in 

der GD Taxud der EU-KOM eine eingehende Prüfung an. Zu befürchten ist al-

lerdings, dass die EU-KOM die von den USA vorgeschlagene Beschränkung 

des Anwendungsbereichs von Säule 1 zum Anlass nehmen könnte, die Arbei-

ten zur Einführung einer Digital Levy in der EU mit noch mehr Nachdruck vo-

ranzutreiben.  

Bundestag: Neuregelung der Share Deals in der GrESt beabsichtigt 

Neben den zahlreichen u.a. im letzten TAX WEEKLY dargestellten Gesetzge-

bungsvorhaben soll dem Vernehmen nach nun auch an der Neuregelung der 



 

 
Seite 2 von 9 

 

# 13 
09.04.2021 

.04.2020 

 

 
28.03.2014 

Share Deals im GrEStG weitergearbeitet werden. Es erscheint zum gegenwär-

tigen Zeitpunkt äußerst wahrscheinlich, dass die Koalition dieses Thema auf 

der Grundlage des Regierungsentwurfs aus dem Jahr 2019 zu einem gesetz-

geberischen Ergebnis bringen wird. 

Im Vergleich zum Regierungsentwurf sollen nur geringe Änderungen vorge-

nommen werden. Dabei fällt besonders ins Gewicht die vorgesehene Einfü-

gung einer Börsenklausel, deren genauer Inhalt leider noch nicht bekannt ist. 

Fraglich ist diesbezüglich vor allem, ob mittelbare Übertragungen erfasst sind. 

Die Neuregelung soll am 01.07.2021 in Kraft treten und hinsichtlich der An-

wendung von § 1 Abs. 2b sollen Übergänge von Anteilen der Gesellschaft, die 

vor dem Inkrafttreten erfolgen, unberücksichtigt bleiben. 

 

Bundeskabinett: Regierungsentwurf eines Grundsteuerreform-

Umsetzungsgesetzes mit Änderungen am Forschungszulagengesetz 

Am 31.03.2021 hat das Bundeskabinett den Regierungsentwurf eines Gesetzes 

zur erleichterten Umsetzung der Reform der Grundsteuer und Änderung weite-

rer steuerrechtlicher Vorschriften (Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz – 

GrStRefUG) beschlossen, der dazu dient, zwischenzeitlich erkannten Hand-

lungsbedarf zu regeln. Das Gesetzesvorhaben sieht auch Änderungen am For-

schungszulagengesetz (FZulG) vor. Gegenüber dem Referentenentwurf haben 

sich jedoch keine wesentlichen Änderungen mehr ergeben (vgl. hierzu bereits 

ausführlich TAX WEEKLY # 11/2021).  

 

Bundeskabinett: Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Steu-

ervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer 

Gesetze 

Am 31.03.2021 hat das Bundeskabinett den Regierungsentwurf eines Gesetzes 

zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb und zur Än-

derung weiterer Gesetze beschlossen. Kern dieses Gesetzesvorhabens ist die 

Einführung eines Steueroasen-Abwehrgesetzes (StAbwG). 

Ziel dieses Gesetzes ist es, Steuerhoheitsgebiete, die anerkannte Standards in 

den Bereichen Transparenz in Steuersachen, unfairen Steuerwettbewerb und bei 

der Umsetzung der verbindlichen BEPS-Mindeststandards nicht erfüllen, dazu 

anzuhalten, Anpassungen in Richtung einer Umsetzung und Beachtung internati-

onaler Standards im Steuerbereich vorzunehmen. Zu diesem Zweck sollen Per-

sonen und Unternehmen durch gezielte verwaltungsseitige und materiell-

steuerrechtliche Maßnahmen davon abgehalten werden, Geschäftsbeziehungen 

zu natürlichen oder juristischen Personen in diesen Steuerhoheitsgebieten fort-

zusetzen oder aufzunehmen. 

Mit diesem Gesetz sollen Verwaltungs- und Legislativmaßnahmen ermöglicht 

werden, die im Verhältnis zu solchen Steuerhoheitsgebieten Anwendung finden, 

die auf der EU-Liste nicht kooperativer Steuergebiete geführt werden. Das Ge-

setz basiert auf den Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union zur 
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EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke (sog. „schwar-

ze Liste“) sowie den seitdem in diesem Zusammenhang durch die Gruppe Ver-

haltenskodex (Unternehmensbesteuerung) verhandelten und vom Rat gebilligten 

Maßnahmen. Betroffen sind aktuell die Staaten Amerikanisch-Samoa, Anguilla, 

Dominica (neu), Fidschi, Guam, Palau, Panama, Samoa, Trinidad und Tobago, 

Amerikanische Jungferninseln, Vanuatu und Seychellen.  

Um den Geboten der Rechtssicherheit und Bestimmtheit Genüge zu tun, werden 

BMF und BMWi verpflichtet, mit Zustimmung des Bundesrats die Steuerhoheits-

gebiete, die gemäß StAbwG als nicht kooperativ gelten, durch Rechtsverordnung 

zu benennen, wenn sie auch in der im Amtsblatt der Europäischen Union veröf-

fentlichten „schwarzen Liste“ der EU als nicht kooperative Länder und Gebiete 

geführt werden. Dies hat zur Folge, dass das StAbwG keinesfalls in Bezug auf 

Steuerhoheitsgebiete zur Anwendung kommt, die nicht auf der „schwarzen Liste“ 

der EU geführt werden. Die Umsetzung der Abwehrmaßnahmen dient einem ko-

ordinierten Vorgehen der Mitgliedstaaten und verspricht auf diese Weise eine 

größtmögliche Effektivität.  

Mit dem Gesetz zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungs-

bekämpfungsgesetz) vom 29.07.2009 wurden Konsequenzen verwaltungsseitiger 

und materiell-steuerrechtlicher Art an solche Geschäftsbeziehungen geknüpft, die 

zu natürlichen oder juristischen Personen in Steuerhoheitsgebieten bestehen, 

welche als intransparent gelten. Zum einen entsprächen laut Gesetzesbegrün-

dung die dort beschriebenen Anforderungen an die steuerliche Transparenz nicht 

länger den internationalen Standards. Zum anderen erfasse das Steuerhinterzie-

hungsbekämpfungsgesetz nicht alle Kriterien, die der Beurteilung eines Steuer-

hoheitsgebietes als nicht kooperativ im Sinne der „schwarzen Liste“ zugrunde lie-

gen. Das Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz werde in seinem Regelungs-

gehalt beibehalten, soweit dieser mit den Vorgaben des Rates noch kompatibel 

sei. Auch soll mit dem Gesetzgebungsverfahren das Finanzkonten-

Informationsaustauschgesetz angepasst werden, um bisher nicht hinreichend 

umgesetzte Erfordernisse des Standards für den automatischen Austausch von 

Informationen über Finanzkonten in Steuersachen in deutsches Recht zu über-

führen. 

Auf tatbestandlicher Ebene setze dieses Gesetz die in der Gruppe Verhaltensko-

dex (Unternehmensbesteuerung) verhandelten und vom Rat beschlossenen Lis-

tenkriterien für nicht kooperative Steuerhoheitsgebiete in deutsches Recht um. 

Dieses Gesetz gelte für alle Steuerpflichtigen und erfasse alle Steuern ein-

schließlich der Steuervergütungen, die durch Bundesrecht oder Recht der Euro-

päischen Union geregelt sind und durch Bundesfinanzbehörden, oder Landesfi-

nanzbehörden oder Gemeinden verwaltet werden, ausgenommen die Umsatz-

steuer (einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer), Einfuhr-und Ausfuhrabgaben 

und Verbrauchsteuern. 

Auf der Rechtsfolgenseite sieht dieses Gesetz verwaltungsseitige Maßnahmen 

als auch legislative Abwehrmaßnahmen vor. Konkret greift eine verschärfte Hin-

zurechnungsbesteuerung, wenn in einer Steueroase eine sog. Zwischengesell-

schaft ansässig ist. Zudem kommen verschärfte Quellensteuermaßnahmen zur 
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Anwendung, wenn bspw. Zinsaufwendungen an in Steueroasen ansässige Per-

sonen geleistet werden. Darüber hinaus finden auf Basis eines zeitlichen Stu-

fenmodells gewisse Steuerbefreiungen auf Gewinnausschüttungen und Anteils-

veräußerungen keine Anwendung und Betriebsausgaben sowie Werbungskos-

ten, die in Zusammenhang mit Steueroasen stehen, können steuerlich nicht mehr 

geltend gemacht werden. Daneben kommen gesteigerte Mitwirkungspflichten zur 

Anwendung. 

Das StAbwG soll grundsätzlich ab dem 01.01.2022 in Bezug auf Steuerhoheits-

gebiete Anwendung finden, die am 01.01.2021 auf der „schwarzen Liste“ der EU 

als nicht kooperative Steuerhoheitsgebiete gelten. Für Steuerhoheitsgebiete, die 

in diesem Sinne am 01.01.2021 noch nicht als nicht kooperativ galten, soll die 

Anwendung erst ab dem 01.01.2023 erfolgen, sofern die Kriterien erfüllt sind. 

 

BMF: Umsetzung der zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets 

Zu den Änderungen bei der Versandhandelsregelung (nunmehr „Fernverkäufe“), 

der Einbeziehung der Betreiber von elektronischen Schnittstellen in die Lieferket-

te sowie den besonderen Besteuerungsverfahren (sog. One-Stop-Shops) lag be-

reits ein entsprechender Entwurf eines BMF-Schreibens vor (vgl. TAX WEEKLY 

# 05/2021). 

In dem nunmehr veröffentlichten BMF-Schreiben vom 01.04.2021 werden, neben 

redaktionellen Änderungen, die bisherigen Aussagen anhand von weiteren Fall-

beispielen präzisiert und u.a. Erläuterungen zur Sonderregelung für die Entrich-

tung der Einfuhrumsatzsteuer gem. § 21a UStG, z.B. durch Post- und Kurier-

dienstleister, aufgenommen. 

Im Hinblick auf die Einbeziehung des Betreibers einer elektronischen Schnittstelle 

in die Lieferkette bei Warenlieferungen innerhalb der EU setzt § 3 Abs. 3a Satz 1 

UStG voraus, dass der liefernde Unternehmer nicht im Gemeinschaftsgebiet an-

sässig ist. Nach der Auffassung der Finanzverwaltung soll allerdings bereits bei 

Vorliegen einer Betriebsstätte im Gemeinschaftsgebiet von der Ansässigkeit des 

liefernden Unternehmers im Gemeinschaftsgebiet auszugehen sein, vgl. Abschn. 

3.18 Abs. 2 Satz 4 UStAE. 

Des Weiteren erfolgt eine inhaltliche Konkretisierung des Begriffs der „Unterstüt-

zung“ einer Lieferung durch den Betreiber einer elektronischen Schnittstelle. 

Art. 5b MwStDVO definiert lediglich abstrakte, kumulativ zu erfüllende Kriterien, 

wann es an einer solchen Unterstützung fehle. Das BMF-Schreiben enthält nun-

mehr eine umfangreiche Auflistung von Beispielen, was als „Festlegung von Be-

dingungen für die Lieferung der Gegenstände“, „Beteiligung an der Autorisierung 

der Abrechnung“ bzw. „Beteiligung an der Bestellung der Gegenstände“ und so-

mit als Unterstützung durch den Betreiber der elektronischen Schnittstelle ange-

sehen werden könne, vgl. Abschn. 3.18 Abs. 3 Sätze 5 - 7 UStAE. Die Finanz-

verwaltung orientiert sich diesbezüglich an den sog. Explanatory Notes der EU-

Kommission (vgl. TAX WEEKLY # 36/2020). 
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Eine Ergänzung im Vergleich zum BMF-Entwurf findet sich in Abschn. 3.18 

Abs. 6 UStAE, der darlegt unter welchen Umständen bei Fernverkäufen aus dem 

Drittland von einer oder mehreren getrennten Sendungen auszugehen sei. Diese 

Differenzierung ist für die zukünftige Gesetzesanwendung maßgeblich, da die 

Regelung nur Sachverhalte erfasst in denen der Sachwert der Sendung den Be-

trag von 150 Euro nicht übersteigt. 

Die Komplexität und die möglichen Fallstricke der neuen Regelungen zeigen sich 

insbesondere in Abschn. 3c.1 Abs. 4 UStAE und dem dortigen Beispielsfall 5: In 

der Entwurfsfassung war für den Fall eines Fernverkaufs aus dem Drittland unter 

Einbeziehung einer elektronischen Schnittstelle noch vorgesehen, dass der lie-

fernde Unternehmer die von ihm geschuldete Einfuhrumsatzsteuer als Vorsteuer 

geltend machen könne. In der endgültigen Fassung sei dies nach Auffassung der 

Finanzverwaltung hingegen nicht mehr zulässig: Aufgrund des Zusammenspiels 

der Regelungen zur elektronischen Schnittstelle, insbes. zur Ortsbestimmung und 

Zuordnung der Warenbewegung, solle nicht der liefernde Unternehmer, sondern 

vielmehr allein der Betreiber der elektronischen Schnittstelle zur Geltendmachung 

des Vorsteuerabzugs aus der Einfuhrumsatzsteuer berechtigt sein. 

 

BMF: Reiseleistungen von Unternehmen mit Sitz im Drittland  

Die Finanzverwaltung hat mit BMF-Schreiben vom 29.01.2021 klargestellt, dass 

die Regelungen des § 25 UStG für Reiseleistungen von Unternehmern mit Sitz im 

Drittland und ohne feste Niederlassung im Gemeinschaftsgebiet nicht anwendbar 

seien (vgl. TAX WEEKLY # 05/2021). Die in dem damaligen Schreiben gewährte 

Nichtbeanstandungsregelung bis 31.12.2020 wurde nun mit BMF-Schreiben vom 

29.03.2021 für alle bis 31.12.2021 ausgeführten Reiseleistungen verlängert. Be-

troffene Unternehmer können somit weiterhin die Sonderregelung des § 25 UStG 

anwenden und müssten von ihnen erbrachte Reiseleistungen nicht der deutschen 

Umsatzsteuer unterwerfen. 

 

BVerfG: Aufhebung des BFH-Urteils vom 27.02.2019 (I R 73/16) zur Ein-

künftekorrektur bei fehlender Besicherung von Konzerndarlehen  

Mit Beschluss vom 04.03.2021 (2 BvR 1161/19) hat die 3. Kammer des Zweiten 

Senats des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) das Urteil des BFH vom 

27.02.2019 (I R 73/16) aufgrund Verletzung des grundrechtsgleichen Rechts auf 

den gesetzlichen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) aufgehoben und an den 

BFH zurückgewiesen.  

Das BFH-Urteil vom 27.02.2019 (I R 73/16) war das erste in einer Reihe von Ur-

teilen bezüglich der Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1 AStG bei Teilwertab-

schreibungen auf unbesichert im Konzern gegebene Darlehen (vgl. auch TAX 

WEEKLY # 18/2019,  TAX WEEKLY # 33/2019, TAX WEEKLY # 01/2020,  TAX 

WEEKLY # 20/2020). In diesem konkreten Urteil ging es um die Teilwertab-

schreibung auf ein unbesichertes Verrechnungskonto. Eine deutsche GmbH führ-

te für ihre belgische Tochtergesellschaft ein nicht besichertes Verrechnungskon-
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to. Im Jahr 2005 verzichtete die Darlehensgeberin auf den wertlosen Teil der 

Forderung gegen Besserungsschein und berücksichtigte diesen Aufwand durch 

eine gewinnmindernde Teilwertabschreibung. Das Finanzamt korrigierte darauf-

hin die Einkünfteminderung aufgrund der fehlenden Forderungsbesicherung nach 

§ 1 Abs. 1 AStG durch außerbilanzielle Hinzurechnung. Das Finanzgericht Düs-

seldorf gab der dagegen gerichteten Klage statt, der I. Senat des BFH kam da-

gegen zu einem anderen Ergebnis. 

Durch dieses und die folgenden Urteile (z.B. BFH-Urteile vom 27.02.2019, I R 

51/17 und I R 81/17) änderte der BFH seine langjährige Rechtsprechung (so z.B. 

BFH-Urteile vom 14.06.2015, I R 29/14 und vom 29.10.1997, I R 24/97). Danach 

beschränke Art. 9 OECD-MA den Korrekturbereich gemäß § 1 AStG nicht auf 

Preisberichtigungen (sog. Sperrwirkung), sondern ermögliche auch die steuerli-

che Korrektur der gewinnmindernden Ausbuchung einer Darlehensforderung 

bzw. einer Teilwertabschreibung. Gemäß dieser Rechtsprechungsänderung des 

BFH beschränke sich „Bedingung“ nicht nur auf die Höhe des vereinbarten Zins-

satzes, sondern gelte auch für die zugrundeliegende Vereinbarung von Sicher-

heiten. Dem stehe auch der Konzernrückhalt nicht entgegen. Dieser beschreibe 

lediglich den rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmen der Unternehmensver-

flechtung und bringe die Üblichkeit zum Ausdruck, innerhalb eines Konzerns Kre-

ditansprüche nicht wie unter Fremden abzusichern. Der Konzernrückhalt sei nicht 

wie eine aktive Einstandsverpflichtung mit der Folge einer fremdüblichen (wert-

haltigen) Besicherung des Rückzahlungsanspruchs zu werten. 

Das Urteil vom 27.02.2019 (I R 73/16) wurde nun durch das BVerfG aufgrund ei-

ner Verletzung des grundrechtsgleichen Rechts auf den gesetzlichen Richter 

(Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) aufgehoben und an den Bundesfinanzhof zurückge-

wiesen. Der BFH habe entgegen Art. 267 Abs. 3 des Vertrags über die Arbeits-

weise der Europäischen Union von einem Vorabentscheidungsersuchen an den 

EuGH abgesehen. Zwar habe sich der BFH in seiner Entscheidung auch mit dem 

Hornbach-Urteil auseinandergesetzt, die Relevanz aber mit unzutreffender Be-

gründung verneint. 

Der Beschluss des BVerfG ist dabei eine weitere Erschütterung der im Jahr 2019 

geänderten Rechtsprechung des BFH zu Finanzierungen und Verrechnungsprei-

sen. Ebenfalls im März hat der BFH selbst mit Beschluss vom 03.03.2021 das 

wegen eines Formfehlers unwirksame BFH-Urteil vom 19.06.2019 (I R 32/17), 

welches ebenfalls eine Einkünftekorrektur nach § 1 AStG bei einer Teilwertab-

schreibung auf eine unbesichert im Konzern begebene Darlehensforderung be-

trifft, klarstellend aufgehoben (vgl. TAX WEEKLY # 12/2021). Der Verfahrens-

mangel wurde dadurch ausgelöst, dass der damalige Senatsvorsitzende nach 

Unterschriftumlauf durch die übrigen Richter den Urteilstext in Bezug auf eine 

mögliche Risikokompensation bei gewinnabhängigen Darlehen geändert hat. 

 

 

 

 

https://wts.com/wts.de/publications/wts-tax-weekly/2021/WTS_Tax-Weekly_12_2021.pdf
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Alle am 01.04.2021 und 08.04.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

XI R 11/18 11.11.2020 
Bestimmung des Inhaltsadressaten einer Prüfungsanordnung; Festsetzungsver-
jährung; Treu und Glauben 

X R 2/19 08.09.2020 
Änderung von Einkommensteuerbescheiden nach § 91 Abs. 1 Satz 4 EStG auf-
grund einer Mitteilung der ZfA 

IX R 33/18 11.12.2020 Facharztausbildung - "Thüringen-Stipendium" - Wiedereinsetzung 

III R 59/19 03.11.2020 Einsicht in Kindergeldakten 

I R 37/17 30.09.2020 
Nichtrückkehrtage i.S. der Grenzgängerregelung des Art. 15a Abs. 2 Satz 2 
DBA-Schweiz 1971/2002 

I R 60/17 30.09.2020 
Anwendbarkeit des Art. 15 Abs. 4 DBA-Schweiz 1971/2010 auch ohne Eintra-
gung der Funktion in das Handelsregister 

II R 24/18 16.09.2020 Zuwendungsgegenstand bei mehrmonatiger Reise mit zugebuchten Leistungen 

II R 37/17 22.07.2020 
Zur temporären Nutzung aufgestellte Container sind bewertungsrechtlich kein 
Gebäude 

III R 62/19 15.07.2020 
Nachweis der fast ausschließlichen betrieblichen Nutzung eines PKW bei der 
Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbetrag und Sonderabschreibung zur 
Förderung kleiner und mittlerer Betriebe nach § 7g EStG 

 

Alle am 01.04.2021 und 08.04.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

XI B 45/20 03.02.2021 
Abgrenzung von Vermittlung und Eigenhandel bei mehrdeutiger Erklärung; 
Rechtsfolge der sog. Ladenrechtsprechung 

I B 3/20 19.01.2021 
Keine Ausnahme von § 27 Abs. 5 Sätze 1 bis 3 KStG bei nachträglich festgestell-
ter vGA 

XI S 20/20 
(PKH) 

05.01.2021 
Zur Erstattung eines zu Unrecht ausgewiesenen nicht zurückgezahlten Steuerbe-
trags an den Insolvenzverwalter der Rechnungsausstellerin 

V R 4/19 10.12.2020 Outsourcing bei umsatzsteuerfreien Finanzdienstleistungen 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110057/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110056/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110055/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110053/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110049/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110050/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110052/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110051/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110054/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150052/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150049/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150050/
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

XI B 10/20 09.12.2020 
Zur Unterbrechung der Festsetzungsverjährung und zur Ablaufhemmung in In-
solvenzfällen 

X R 16/19 08.09.2020 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 08.09.2020 X R 2/19 - Ände-
rung von Einkommensteuerbescheiden nach § 91 Abs. 1 Satz 4 EStG aufgrund 
einer Mitteilung der ZfA 

II R 42/17 22.07.2020 
Keine Steueranrechnung im Billigkeitswege wegen Aufgabe der Rechtsprechung 
zur "Überprogression" 

IX B 34/20 19.02.2021 Revisionszulassung wegen Fortbildung des Rechts, Divergenz 

X B 154/19 17.12.2020 
Übergangener Beweisantrag; keine Rügeobliegenheit nach § 295 ZPO bei aus-
drücklichem Hinweis des FG auf die fehlende Erforderlichkeit der beantragten 
Beweiserhebung 

I B 1/20 16.12.2020 Keine Zulassung der Revision trotz Divergenz 

XI B 22/20 09.12.2020 Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 16 UStG 

II B 38/20 02.12.2020 Erbschaftsteuer: Höchstbetrag des Werts eines Nießbrauchrechts 

 

Alle bis zum 09.04.2021 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 5 - S 
2341/21/10001 :001 
(2021/0402998) 

09.04.2021 Gesamtübersicht der Kaufkraftzuschläge 

III C 3 - S 
7340/19/10003 :022 
(2021/0382933) 

01.04.2021 Umsetzung der zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets 

III C 3 - S 
7329/19/10001 :003 
(2021/0372899) 

01.04.2021 Übersicht der Umsatzsteuer Umrechnungskurse 2021 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150046/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150051/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150047/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150042/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150040/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150044/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150045/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150035/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-04-09-kaufkraftzuschlaege-stand-01-04-2021.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-04-09-kaufkraftzuschlaege-stand-01-04-2021.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-04-09-kaufkraftzuschlaege-stand-01-04-2021.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-04-01-USt-Umsetzung-zweite-Stufe-MWSt-Digitalpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-04-01-USt-Umsetzung-zweite-Stufe-MWSt-Digitalpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-04-01-USt-Umsetzung-zweite-Stufe-MWSt-Digitalpaket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2021-04-01-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2021-04-01-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2021-04-01-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2021.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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• Pillar 2
– Importance of global minimum tax
–Relationship with Pillar 1


• Pillar 1
–View on Blueprint
–Comprehensive scope proposal
–Relationship to other Pillar 1 building blocks
–Stabilizing the international income tax architecture
–Next steps
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Agenda







PILLAR 2 
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• We wish to end the race to the bottom over multinational 
corporate taxation and establish a tax architecture in which 
countries work together towards more equitable growth, 
innovation, and prosperity


• Pillar 2 Blueprint provides a framework for that generational 
achievement.  We wish to work robustly to complete this 
important work


4


Pillar 2 Blueprint 
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• We are committed to reforming the U.S. minimum tax through 
legislation and working to establish a robust global minimum tax 
through Pillar 2


• Our legislative proposals would, among other things:
– Strengthen U.S. minimum tax for U.S.-headquartered multinational 


corporations by increasing the minimum tax rate on foreign earnings to 21%
– Replace current global basis for our minimum tax on foreign earnings with a 


country-by-country system
– Remove current law 10% carve-out tied to qualified business asset investment


• Plan will return corporate tax revenue for the United States as a share 
of our economy back to its 21st century average before the 2017 
corporate tax cut


5


Biden-Harris Administration legislative proposals 
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• By working together we can improve how countries around the 
world tax big corporations


• Accordingly, the President has proposed U.S. legislation intended 
to repeal the BEAT and replace it with a regime intended to 
encourage other countries to adopt strong minimum taxes in line 
with the global agreement we seek on Pillar 2, and consistent with 
the general concept of the UTPR


• The time has come to level the playing field


6


Biden-Harris Administration legislative proposals 
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• Pillar 2 cannot be fully successful absent a stable multilateral 
international tax architecture


• Pillar 1 provides the opportunity to stabilize the architecture
• Stabilizing the architecture requires, among other steps, 


addressing the proliferation of unilateral measures that gave rise 
to Pillar 1 
– Requires a “standstill and rollback” workstream 
– Can help establish a stable and equitable allocation of taxing rights


• Via the stabilization question, Pillar 1 and Pillar 2 are linked by 
more than just politics


7


Relationship between Pillar 2 and Pillar 1







PILLAR 1 
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• Blueprint lays significant technical groundwork for much 
of Pillar 1
• We need to finish the work that has been started
• At the same time, complexities inherent in the multilateral 


international tax architecture have made it difficult to 
reach consensus, especially on scope and related 
administrative issues
• Further, the United States cannot accept any result that 


is discriminatory towards U.S. firms
9


Pillar 1 Blueprint provides many solid foundations
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• Compliance and administrative burdens disproportionate to 
expected tax benefits: simplification is highly desirable


• Lack of clearly defined policy objectives and principles to 
distinguish ADS and CFB from rest of the economy (and from 
each other)


• Complexity and subjectivity of proposed rules specific to ADS 
and CFB raise obstacles to consensus


• Difficult determinations required under a qualitative activity 
test could lead to many scoping disputes in practice


10


Challenges of ADS+CFB as scoped in Blueprint







1111


OECD Assessment: Number of MNE groups and global residual 
profit in scope under Blueprint


OECD Global Analysis, 2016 data (approximations)


ADS+CFB only
Number of Number of Total residual


Revenue companies at companies with profit at 10%
threshold revenue profit margin profit threshold
(EUR mil) threshold 1/ greater than 10% 2/ (USD billion) 3/


750 2,300 780 493
1,000 2,000 n.a. 487
2,000 1,300 n.a. 466
5,000 620 n.a. 415


10,000 350 n.a. n.a.


1/ Data from Pillar 1 Blueprint, Table 2.1
2/ Data from Pillar 1 Blueprint, Table 6.1
3/ Data from Economic Impact Assessment, Table 2.3
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• Design quantitative criteria to scope in largest and most profitable 
MNE groups, regardless of industry classification or business model
– Sector-based scope limitations, if any, should be principled and based 


only on fundamental policy mismatches or irresolvable 
administrability constraints


• Intent of criteria: to minimize subjective scoping discrimination and 
achieve administrability by shrinking MNE group set that is in scope to 
no more than 100 MNEs, while maintaining Blueprint’s level of re-
allocable profits to facilitate consensus


• Bottom line:  comprehensive scope is simplest and most principled 
of administrable options


12


Proposal for comprehensive scoping
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• Scoping in the largest MNE groups is consistent with popular 
concerns in all our countries about mega-corporations


• Comprehensive starting point
–Not arbitrarily or discriminatorily limited to certain business 


sectors 
–Focuses only on those companies that benefit most from global 


markets, are most intangibles-driven, and are equipped to 
handle the compliance burden that Pillar 1 entails
–Limits the total number of businesses in scope to address 


immense administrability concerns
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Benefits of comprehensive scoping
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• Provides simplification and certainty for two of the most technically 
troublesome aspects of Pillar 1 Blueprint: (1) scoping regime and (2) 
business line segmentation


• Reduces number of MNE groups in scope compared with other 
proposals on the table without materially reducing quantum of 
profit available for reallocation


• Maximizes chances of success: limiting total number of businesses in 
scope avoids overburdening system and makes administrative 
challenges manageable


14


Benefits of comprehensive scoping (continued)
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• Revenues:  A total revenue threshold is easily applied, 
eliminates many MNE groups as a first step, and retains only 
the largest corporations


• Profit margins:  A profit margin threshold helps to define 
those MNE groups that are the most intangible driven, the 
most profitable, and have the highest profit-shifting potential


15


Proposed quantitative screening criteria
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• Nexus
• Segmentation
• Tax Certainty
• Other Building Blocks / Components


16


Relationship to other Pillar 1 building blocks
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• Some IF members have expressed concern that they will not 
benefit from Pillar 1


• Complexities associated with ADS+CFB scope led to 
corresponding complexities regarding nexus, including plus 
factors


• We are prepared to be flexible regarding nexus thresholds to 
ensure that Pillar 1 benefits developing countries


17


Building block: Nexus
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• Business line segmentation is the most complicated and 
difficult building block in the Blueprint


• The need for business line segmentation is highly reduced 
under a comprehensive scope


• We support an approach that eliminates or minimizes business 
line segmentation and thus vastly simplifies Pillar 1


18


Building block: Segmentation
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• Tax certainty continues to be a key policy goal of the United States, 
as an outcome in Pillar 1 and in other work streams


• A durable solution to the questions at stake in Pillar 1 is not 
possible without tax certainty


• A binding, non-optional dispute prevention and resolution process 
is a key aspect of meaningful tax certainty


• We broadly support the direction of the tax certainty portion of the 
Blueprint, but many details need to be worked out


• Scope of tax certainty is an important aspect of an agreement


19


Building blocks: Tax certainty
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• Revenue sourcing
• Profit before tax measure
• Losses/profit shortfalls
• Profit allocation
• Elimination of double taxation
• Administration
• Implementation


20


Other building blocks are generally progressing in 
a positive direction
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• U.S. is seeking a precise definition of “relevant unilateral 
actions”


• Ensures that a consensual system for reforming corporate profit 
allocation can be agreed to and implemented by tax authorities, 
stabilizing the system


• Appropriate indicia include whether measure is:
– Applied irrespective of the tax treaty framework
– Discriminatory (de jure or de facto)
– Creating an alternative nexus standard (in light of and separate from 


Amount A)


21


Stabilizing the international income tax architecture








    


 


  


         
      


   


    


          
           


       
 


         
                


          
             


              
           


          
               


            
               


           
         


 


         
         


           
          


           
        


           
       


             
        


     


             
        


         


         
              


              
           


      


Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur erleichterten Umsetzung der Reform der 
Grundsteuer und Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften 


(Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz – GrStRefUG) 


A. Problem und Ziel 


Während der Umsetzung der Grundsteuer-Reform sowie aufgrund in letzter Zeit ergange-
ner höchstrichterlicher Rechtsprechung bei der Bewertung für Zwecke der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer hat sich diverser Gesetzgebungsbedarf erge-
ben. 


Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (Grundsteuer-Re-
formgesetz – GrStRefG) vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794) wurde keine mit § 26 
des Bewertungsgesetzes (BewG) vergleichbare Regelung, in die Vorschriften über die Be-
wertung des Grundbesitzes für die Grundsteuer ab 1. Januar 2022 übernommen. Aus Sicht 
der Länder sind die aufgrund des Fehlens einer dem § 26 BewG entsprechenden Regelung 
erforderlichen Arbeiten im Rahmen der ersten Hauptfeststellung nicht zu leisten. Ähnliche 
Regelungen zur Zusammenfassung von wirtschaftlichen Einheiten existieren in § 34 Ab-
satz 4 bis 6 BewG auch bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft. Durch Schaffung einer 
Regelung, die es erlaubt, dass bestehende wirtschaftliche Einheiten, die für Zwecke der 
Einheitsbewertung unter Anwendung des § 26 BewG oder § 34 Absatz 4 bis 6 BewG gebil-
det wurden, weiterhin für Zwecke der Feststellung von Grundsteuerwerten zugrunde gelegt 
werden können, wird daher die fristgerechte Umsetzung der Grundsteuerreform gewähr-
leistet. 


Die bei der Bewertung der Wohngrundstücke (Ein- und Zweifamilienhäuser, Wohnungsei-
gentum und Mietwohngrundstücke) anzusetzenden Nettokaltmieten nach § 254 BewG wur-
den auf Grundlage der zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Daten des Statistischen Bundes-
amts (Mikrozensus 2014) ermittelt. Mittlerweile liegen aktuellere statistische Daten - insbe-
sondere der Mikrozensus 2018 - vor. Um das Bewertungsziel eines objektiviert-realen 
Grundsteuerwerts als Bemessungsgrundlage für eine relations- und realitätsgerechte Be-
steuerung weiterhin zutreffend erfassen zu können, soll eine gesetzliche Anpassung der 
Bewertungsparameter der Anlage 39 BewG erfolgen. 


Die aktualisierten Nettokaltmieten nach Anlage 39 zu § 254 BewG machen eine Senkung 
der Steuermesszahl für Wohngrundstücke erforderlich, um weiterhin ein aufkommensneut-
rales Messbetragsvolumen auf Bundesebene herbeizuführen. 


Auch bei den Regeln zur Bewertung des Grundbesitzes für Zwecke der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sowie der Grunderwerbsteuer hat sich aufgrund ergangener Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs Gesetzgebungsbedarf ergeben, der aufgegriffen werden soll. 


Darüber hinaus haben die Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder am 3. März 2021 beschlossen, dass „der Länder- und Kommunalanteil an 
dem im Jahr 2021 einmalig gezahlten Kinderbonus in Höhe von 150 Euro für jedes kinder-
geldberechtigte Kind … den Ländern vom Bund nachträglich erstattet [wird]“. Dieser Be-
schluss bedarf der kurzfristigen gesetzlichen Umsetzung. 
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Im Rahmen der Umsetzung des Forschungszulagengesetzes (FZulG) hat sich gezeigt, 
dass das FZulG in seiner derzeitigen Fassung in einzelnen Punkten in der Interpretation zu 
unterschiedlichen - auch nicht gewollten - Folgen führen kann. So bringt die Anknüpfung in 
§ 3 Absatz 6 FZulG („verbundene Unternehmen“) an § 15 des Aktiengesetzes praktische 
Anwendungsschwierigkeiten mit sich. Hier sollte stattdessen an § 290 des Handelsgesetz-
buchs angeknüpft werden, um die notwendige Sicherheit in der Rechtsanwendung bei Un-
ternehmen und Finanzverwaltung zu schaffen. Zudem wird zur ordnungsgemäßen Bear-
beitung der Anträge ein gesondertes Feststellungsverfahren für sinnvoll erachtet und ein-
geführt. Die identifizierten Änderungsbedarfe sollen vor allem zu einer besseren Rechts-
klarheit und Vereinfachung und damit zur größeren Akzeptanz der Förderung von Anfang 
an beitragen. 


B. Lösung 


Mit dem vorliegenden Änderungsgesetz wird dem oben dargestellten fachlich notwendigen 
Gesetzgebungsbedarf entsprochen. 


Hierzu gehören insbesondere: 


– Möglichkeit zur Beibehaltung der auf Grundlage der bisherigen Regelung zum Umfang 
der wirtschaftlichen Einheit bei Ehegatten und Lebenspartnern nach § 26 BewG sowie 
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft nach § 34 Absatz 4 bis 6 BewG gebildeten 
wirtschaftlichen Einheiten durch Einführung eines neuen § 266 Absatz 5 BewG, 


– verschiedene erforderliche gesetzliche Klarstellungen, zum Beispiel zur Berechnung 
des maßgeblichen Gebäudealters, bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts, 


– Aktualisierung der im Ertragswertverfahren erforderlichen Nettokaltmieten einschließ-
lich der Einführung einer neuen Mietniveaustufe 7 unter Berücksichtigung des Mikro-
zensus 2018 des Statistischen Bundesamtes und der Änderung der Wohngeldverord-
nung durch Artikel 1 der Zwölften Verordnung zur Änderung der Wohngeldverordnung 
vom 6. Juli 2020 (12. WoGVÄndV, BGBl. I S. 1594), 


– Absenkung der Steuermesszahl für Wohngrundstücke, 


– gesetzliche Änderungen zur sach- und praxisgerechten Anwendung der sonstigen für 
die Wertermittlung erforderlichen Daten der Gutachterausschüsse, 


– Definition konkreter Anforderungen an die fachliche Eignung des Gutachters beim 
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts nach § 198 BewG im Hinblick auf die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. 


Die Festlegung des Kinderbonus 2021 war bereits mit dem Dritten Corona-Steuerhilfege-
setz vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 330) erfolgt. Die Erstattung des Länder- und Gemein-
deanteils an seiner Finanzierung soll über die Änderung der Festbeträge der vertikalen Um-
satzsteuerverteilung des Jahres 2021 im Finanzausgleichsgesetz (FAG) zulasten des Bun-
des im Rahmen dieses Gesetzes erfolgen. 


Die Anpassung der Begriffsdefinition „verbundene Unternehmen“ im Forschungszulagen-
gesetz dient der Rechtsklarheit und es wird ein gesondertes Feststellungsverfahren einge-
führt, wenn das für den Antrag auf Forschungszulage zuständige Finanzamt nicht auch für 
den Betrieb zuständig ist. 


C. Alternativen 


Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die Erstattung des Länder- und Gemeindeanteils an Finanzierung des Kinderbonus durch 
die Änderung von § 1 Absatz 2 FAG führen beim Bund im Jahr 2021 zu Steuerminderein-
nahmen in Höhe von 1 231 Mio. Euro sowie zu Steuermehreinnahmen im Jahr 2021 bei 
den Ländern in Höhe von 910 Mio. Euro und bei den Gemeinden in Höhe von 
321 Mio. Euro. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Für die Wirtschaft ergeben sich geringfügige Einsparungen durch die Änderungen des For-
schungszulagengesetzes aufgrund des Wegfalls der Belegübersendung. 


Darüber hinaus entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Es werden keine neuen 
Informationspflichten für Unternehmen eingeführt. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Die Änderungen des Forschungszulagengesetzes führen zu geringfügigem, nicht quantifi-
zierbarem Minderaufwand in den Finanzämtern. 


Darüber hinaus entstehen dem Bund, den Ländern und den Kommunen kein Erfüllungsauf-
wand. 


F. Weitere Kosten 


Sonstige Kosten entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur erleichterten Umsetzung der Reform der 
Grundsteuer und Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften 


(Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz – GrStRefUG) 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Bewertungsgesetzes 


Artikel 2 Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes 


Artikel 3 Änderung des Grundsteuergesetzes 


Artikel 4 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 


Artikel 5 Änderung des Forschungszulagengesetzes 


Artikel 6 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Änderung des Bewertungsgesetzes 


Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1991 
(BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 30 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 177 wird wie folgt geändert: 


a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 


b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) Die für die Wertermittlung erforderlichen Daten des Gutachterausschus-
ses im Sinne des § 193 Absatz 5 Satz 2 des Baugesetzbuchs sind bei den Bewer-
tungen nach den §§ 182 bis 196 für längstens zwei Jahre ab dem Ende des Ka-
lenderjahres maßgeblich, in dem der vom Gutachterausschuss zugrunde gelegte 
Auswertungszeitraum endet. Soweit sich die maßgeblichen Wertverhältnisse nicht 
wesentlich geändert haben, können die Daten auch über einen längeren Zeitraum 
als zwei Jahre hinaus angewendet werden.“ 


2. In § 179 Satz 3 werden nach dem Wort „zuletzt“ die Wörter „vor dem Bewertungsstich-
tag“ eingefügt. 


3. Dem § 183 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
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„Anzuwenden sind die Vergleichsfaktoren, die von den Gutachterausschüssen für den 
letzten Auswertungszeitraum abgeleitet werden, der vor dem Kalenderjahr endet, in 
dem der Bewertungsstichtag liegt.“ 


4. § 187 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 


„Anzuwenden sind die Erfahrungssätze, die von den Gutachterausschüssen für 
den letzten Auswertungszeitraum abgeleitet werden, der vor dem Kalenderjahr en-
det, in dem der Bewertungsstichtag liegt.“ 


b) In dem neuen Satz 3 werden die Wörter „im Sinne der §§ 192 ff. des Baugesetz-
buchs“ gestrichen. 


5. § 188 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Anzuwenden sind die Liegenschaftszinssätze, die von den Gutachterausschüssen für 
den letzten Auswertungszeitraum abgeleitet werden, der vor dem Kalenderjahr endet, 
in dem der Bewertungsstichtag liegt.“ 


6. Dem § 191 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 


„Anzuwenden sind die Sachwertfaktoren, die von den Gutachterausschüssen für den 
letzten Auswertungszeitraum abgeleitet werden, der vor dem Kalenderjahr endet, in 
dem der Bewertungsstichtag liegt.“ 


7. In § 193 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „, der von den Gutachterausschüssen im 
Sinne der §§ 192 ff. des Baugesetzbuchs ermittelt wurde,“ durch die Wörter „im Sinne 
des § 188 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt. 


8. § 198 wird wie folgt geändert: 


a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 


b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt: 


„(2) Als Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts kann regelmäßig ein Gut-
achten des zuständigen Gutachterausschusses im Sinne der §§ 192 ff. des Bau-
gesetzbuchs oder von Personen, die von einer staatlichen, staatlich anerkannten 
oder nach DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als Sachverständige oder 
Gutachter für die Wertermittlung von Grundstücken bestellt oder zertifiziert worden 
sind, dienen. 


(3) Als Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts kann ein im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr innerhalb eines Jahres vor oder nach dem Bewertungsstichtag 
zustande gekommener Kaufpreis über das zu bewertende Grundstück dienen, 
wenn die maßgeblichen Verhältnisse hierfür gegenüber den Verhältnissen am Be-
wertungsstichtag unverändert sind.“ 


9. In § 253 Absatz 2 Satz 3 und 6 und § 259 Absatz 4 Satz 2 und 5 werden jeweils die 
Wörter „am Bewertungsstichtag“ durch die Wörter „im Hauptfeststellungszeitpunkt“ er-
setzt. 


10. In § 263 Absatz 2 werden nach dem Wort „herzuleiten“ die Wörter „und den dafür maß-
geblichen Gebietsstand festzulegen“ eingefügt. 


11. § 266 wird wie folgt geändert: 







      


        


             
           


            
               
         


      


        
                 


           
        


    


                 
          


          
        


          


          


 Land  Gebäudeart  Wohnfläche 


 Baujahr  des  Gebäudes 


 bis  1948 
 1949 
 1978 


 bis  1979 
 1990 


 bis  1991 
 2000 


 bis 
ab   2001 


 unter  60  m²  7,13  6,88  7,01  8,73  9,40 


 Einfamilienhaus von  60   m²  bis  unter 100   m²  6,24  6,41  6,62  7,58  7,51 


100   m²  und  mehr  5,53  6,10  6,37  6,61  7,78 


 unter  60  m²  7,63  8,16  8,15  8,56  8,89 


 Zweifamilienhaus von  60   m²  bis  unter 100   m²  5,60  6,06  6,11  6,55  7,60 


 
B


a
d


e
n-


 
W


ü
rt


te
m


b
e


rg


100   m²  und mehr   5,10  5,38  5,45  6,20  7,31 


Mietw  ohn-
grund  stück 


 unter  60  m² 


von  60   m²  bis unter  


100   m²  und mehr  


100   m² 


 8,60 


 6,78 


 6,84 


 9,17 


 7,09 


 6,42 


 9,11 


 7,33 


 6,82 


 10,10 


 7,82 


 7,27 


 12,44 


 8,97 


 8,97 


 unter  60  m²  7,86  7,54  7,76  9,28  10,64 


Einfa  milienhaus von  60   m²  bis  unter 100   m²  6,89  7,04  7,34  8,07  8,50 


100   m²  und  mehr  6,09  6,69  7,06  7,03  8,80 


 unter  60  m²  6,91  7,35  7,41  7,48  8,25 


Zweif  amilienhaus von  60   m²  bis  unter 100   m²  5,06  5,45  5,57  5,72  7,07 


B
a


y
 


e
rn


100   m²  und mehr   4,61  4,85  4,96  5,42  6,79 


Mietw  ohn-
grund  stück 


 unter  60  m² 


von  60   m²  bis unter  


100   m²  und mehr  


100   m² 


 9,82 


 7,74 


 7,80 


 10,41 


 8,04 


 7,29 


 10,44 


 8,40 


 7,81 


 11,12 


 8,61 


 8,00 


 14,56 


 10,50 


 10,50 


 unter  60  m²  9,04  7,79  7,28  10,70  14,45 


 
in


 Einfamilienhaus von  60   m²  bis  unter 100   m²  7,92  7,25  6,89  9,28  11,56 


B
e


rl


100   m²  und  mehr  7,01  6,91  6,63  8,09  11,96 
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a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 


„Für die Bewertung des inländischen Grundbesitzes (§ 19 Absatz 1 in der Fassung 
vom 31. Dezember 2024) für Zwecke der Grundsteuer bis einschließlich zum Ka-
lenderjahr 2024 ist das Bewertungsgesetz in der Fassung vom 1. Februar 1991 
(BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. November 2016 
(BGBl. I S. 2464) geändert worden ist, weiter anzuwenden.“ 


b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 


„(5) Bestehende wirtschaftliche Einheiten, die für Zwecke der Einheitsbewer-
tung unter Anwendung der §§ 26 oder 34 Absatz 4 bis 6 in der bis zum 31. De-
zember 2024 gültigen Fassung gebildet wurden, können weiterhin für Zwecke der 
Feststellung von Grundsteuerwerten nach den Regelungen des Siebenten Ab-
schnitts zugrunde gelegt werden.“ 


12. In der Anlage 31 (zu § 237 Absatz 6 und 7) werden unter „Zuschläge für fließende Ge-
wässer“ in den folgenden beiden Zeilen jeweils die Wörter „Binnenfischerei, Teichwirt-
schaft und Fischzucht für Binnenfischerei und Teichwirtschaft“ durch die Wörter „Teich-
wirtschaft und Fischzucht für Binnenfischerei und Teichwirtschaft“ ersetzt. 


13. Anlage 39 (zu § 254) wird wie folgt geändert: 


a) In Teil I wird die Tabelle wie folgt gefasst: 


 
 







      


 unter  60  m²  8,95  8,55  7,83  9,70  12,62 


 Zweifamilienhaus von   60  m²  bis  unter 100   m²  6,56  6,33  5,87  7,43  10,79 


100  m²   und  mehr  5,97  5,64  5,23  7,02  10,37 


 Mietwohn-
 grundstück 


 unter  60  m² 


von   60  m²  bis  unter 


100  m²   und  mehr 


100   m² 


 8,47 


 6,68 


 6,73 


 8,07 


 6,23 


 5,65 


 7,34 


 5,91 


 5,50 


 9,60 


 7,44 


 6,91 


 14,83 


 10,70 


 10,70 


 unter 60   m²  8,34  7,20  7,28  10,66  12,20 


 Einfamilienhaus von   60 m²   bis  unter 100   m²  7,31  6,71  6,88  9,26  9,75 


100  m²  und   mehr  6,47  6,39  6,62  8,07  10,09 


unter  60   m²  7,50  7,17  7,10  8,79  9,68 


Zweifamilienhaus  von   60 m²  bis   unter 100   m²  5,50  5,31  5,32  6,72  8,28 


 
B


ra
n


d
e


nb
u


rg


100  m²  und   mehr  5,00 4,73  4,75   6,36 7,96  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60   m² 


von  60  m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100   m² 


 7,45 


 5,88 


5,92  


 7,11 


5,49  


4,98  


7,00  


 5,63 


5,24  


9,13  


 7,07 


 6,58 


 11,94 


 8,61 


8,61  


unter  60   m²  7,03  6,49 6,73  7,62  9,00  


Einfamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100   m² 6,16  6,06  6,36   6,62 7,19  


100  m²  und  mehr  5,45  5,77  6,11  5,77  7,44  


unter  60   m²  7,88 8,09  8,19  7,84  8,91  


Zweifamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100   m² 5,78  6,00  6,15  6,00  7,62  


 
B


re
m


e
n


100  m²  und  mehr  5,26  5,33  5,48  5,67  7,33  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60  m²  


von  60  m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100  m²  


8,08  


6,38  


6,42  


8,26  


6,38  


5,79  


8,33  


6,71  


6,24  


8,38  


6,49  


6,04  


11,33  


8,17  


8,17  


unter  60  m²  8,69  7,01  7,52  9,56  10,26  


Einfamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100  m²  7,62  6,53  7,11  8,31  8,20  


100  m²  und  mehr  6,74  6,22  6,84  7,24  8,49  


unter  60  m²  10,45  9,34  9,82  10,55  10,89  


Zweifamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100  m²  7,67  6,92  7,37  8,07  9,31  


 
H


a
m


b
u


rg


100  m²  und  mehr  6,97  6,16  6,57  7,64  8,96  


 Mietwohn-
 grundstück 


unter  60  m²  


von   60  m²  bis  unter 


100   m²  und  mehr 


100   m² 


9,18  


 7,23 


 7,30 


8,19  


 6,32 


 5,73 


8,57  


 6,89 


 6,42 


9,70  


 7,51 


 6,98 


11,89  


 8,58 


 8,58 


 unter 60   m²  7,96  6,97  6,91  7,83  10,02 


 Einfamilienhaus von   60 m²   bis  unter 100   m²  6,97  6,50  6,54  6,80  8,00 


100  m²  und   mehr  6,17  6,18  6,29  5,93  8,29 


unter  60   m²  7,45  7,23  7,02  6,72  8,27 


Zweifamilienhaus  von   60 m²  bis   unter 100   m²  5,46  5,36  5,26  5,15  7,08 


 
H


e
ss


en


100  m²  und   mehr  4,97 4,77  4,70   4,87  6,81 


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60   m² 


von   60 m²  bis   unter 100   m² 


 9,44 


 7,45 


 9,13 


 7,05 


 8,81 


 7,10 


 8,90 


 6,89 


 13,01 


 9,39 
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100   m²  und  mehr  7,50  6,39  6,60  6,40  9,39 


 unter 60   m²  7,02  5,75  5,50  8,12  8,77 


 Einfamilienhaus von   60 m²   bis  unter 100   m²  6,15  5,37  5,20  7,05  7,01 


100  m²  und   mehr  5,44  5,11  5,01  6,14  7,26 


 unter  60  m²  7,48  6,80  6,35  7,92  8,24 


 Zweifamilienhaus von   60  m²  bis  unter 100   m²  5,48  5,05  4,77  6,07  7,05 


 
M


e
ck


le
n


b
u


rg
-  


V
o


rp
o


m
m


e
rn


100  m²   und  mehr  4,99  4,49  4,25  5,74  6,78 


Mietwohn- 
 grundstück 


 unter 60   m² 


von   60 m²   bis  unter 


100  m²  und   mehr 


100   m² 


 8,20 


 6,48 


 6,52 


 7,44 


 5,74 


 5,21 


 6,92 


 5,57 


 5,18 


 9,09 


 7,04 


 6,55 


 11,22 


 8,10 


 8,10 


unter  60   m²  6,62  6,36  6,31  7,72  8,40 


Einfamilienhaus  von   60 m²  bis   unter 100   m²  5,80  5,93  5,97  6,70  6,71 


100  m²  und   mehr  5,13 5,64  5,74   5,84 6,95  


unter  60   m²  6,78  7,21 7,00  7,23   7,58 


Zweifamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100   m²  4,98 5,34   5,25  5,53  6,48 


 
N


ie
d


e
rs


a
ch


se
n 100  m²  und  mehr  4,52  4,76  4,68   5,24 6,24  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60   m² 


von  60  m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100   m² 


 8,07 


6,36  


6,42  


 8,57 


6,62  


6,01  


8,28  


6,67  


6,20  


9,00  


 6,98 


6,48  


11,22  


8,10  


8,10  


unter  60   m²  6,97 6,56  6,82  8,30  8,32  


Einfamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100   m² 6,10  6,11  6,44  7,20  6,65  


100  m²  und  mehr  5,40  5,82  6,19  6,28  6,88  


unter  60  m²  7,07  7,38  7,50  7,70  7,44  


Zweifamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100  m²  5,19  5,47  5,62  5,89  6,37  


 
N


o
rd


rh
e


in
-  


W
e


st
fa


le
n


100  m²  und  mehr  4,71  4,87  5,02  5,57  6,12  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60  m²  


von  60  m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100  m²  


7,83  


6,17  


6,22  


8,13  


6,29  


5,69  


8,23  


6,62  


6,15  


8,90  


6,90  


6,41  


10,22  


7,38  


7,38  


unter  60  m²  7,12  6,81  6,88  8,13  9,32  


Einfamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100  m²  6,23  6,36  6,50  7,06  7,45  


100  m²  und  mehr  5,52  6,05  6,25  6,15  7,72  


unter  60  m²  7,30  7,77  7,66  7,64  8,44  


Zweifamilienhaus  von   60  m²  bis  unter 100   m²  5,35  5,76  5,75  5,85  7,22 


 
R


h
e


in
la


n
d


-P
fa


lz
 


100   m²  und  mehr  4,87  5,13  5,13  5,53  6,94 


 Mietwohn-
 grundstück 


 unter 60   m² 


von   60 m²   bis  unter 


100  m²  und   mehr 


100   m² 


 8,33 


 6,57 


 6,62 


 8,82 


 6,81 


 6,18 


 8,67 


 6,98 


 6,49 


 9,11 


 7,06 


 6,57 


 11,95 


 8,62 


 8,62 


unter  60   m²  6,07  6,18  6,13  8,39  9,03 


 Einfamilienhaus  von   60 m²  bis   unter 100   m²  5,32  5,76  5,79  7,29  7,21 


d
S


a
a


rl
a


n 100  m²  und   mehr  4,71  5,48  5,57  6,35  7,47 


 Zweifamilienhaus unter  60   m²  6,33  7,13  6,93  8,00  8,30 
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von   60  m²  bis  unter 100   m²  4,63  5,28  5,19  6,13  7,09 


100   m²  und  mehr  4,22  4,71  4,63  5,80  6,82 


 Mietwohn-
 grundstück 


 unter  60  m² 


von   60  m²  bis  unter 


100  m²   und  mehr 


100   m² 


 7,74 


 6,10 


 6,15 


 8,70 


 6,73 


 6,10 


 8,41 


 6,77 


 6,30 


 10,24 


 7,94 


 7,37 


 12,62 


 9,10 


 9,10 


 unter 60   m²  6,70  6,21  5,71  8,23  8,97 


 Einfamilienhaus von   60 m²   bis  unter 100   m²  5,87  5,79  5,39  7,15  7,17 


100  m²  und   mehr  5,19  5,52  5,19  6,23  7,43 


unter  60   m²  5,92  6,09  5,47  6,67  7,00 


Zweifamilienhaus  von   60 m²  bis   unter 100   m²  4,34  4,51  4,11  5,11  5,99 


 
S


a
ch


se
n


100  m²  und   mehr  3,94 4,01  3,67   4,83 5,75  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60   m² 


von  60  m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100   m² 


 7,57 


 5,98 


6,02  


 7,77 


6,01  


5,44  


6,95  


 5,60 


5,20  


8,93  


 6,92 


 6,42 


 11,12 


 8,02 


8,02  


unter  60   m²  6,23  5,78 5,53  7,43  7,79  


Einfamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100   m² 5,45  5,39  5,22   6,45 6,23  


100  m²  und  mehr  4,83  5,14  5,02  5,62  6,45  


unter  60   m²  6,19 6,37  5,96  6,75  6,83  


Zweifamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100   m² 4,54  4,72  4,47  5,17  5,85  


 
S


a
ch


se
n-


A
nh


a
lt 100  m²  und  mehr  4,13  4,20  3,98  4,89  5,62  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60  m²  


von  60  m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100  m²  


7,22  


5,69  


5,74  


7,41  


5,72  


5,19  


6,90  


5,55  


5,16  


8,24  


6,38  


5,93  


9,90  


7,14  


7,14  


unter  60  m²  7,16  6,92  6,87  8,47  9,24  


Einfamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100  m²  6,28  6,45  6,49  7,35  7,37  


100  m²  und  mehr  5,55  6,14  6,24  6,41  7,64  


unter  60  m²  7,55  8,10  7,86  8,18  8,58  


Zweifamilienhaus  von  60  m²  bis  unter  100  m²  5,54  6,01  5,90  6,27  7,34  


 
S


ch
le


sw
ig


-
 


H
o


ls
te


in


100  m²  und  mehr  5,03  5,34  5,26  5,92  7,06  


 Mietwohn-
 grundstück 


unter  60  m²  


von   60  m²  bis  unter 


100   m²  und  mehr 


100   m² 


7,85  


 6,19 


 6,24 


8,39  


 6,47 


 5,87 


8,10  


 6,52 


 6,06 


8,89  


 6,89 


 6,40 


11,09  


 7,99 


 7,99 


 unter 60   m²  7,36  6,58  6,41  8,31  9,59 


 Einfamilienhaus von   60 m²   bis  unter 100   m²  6,45  6,13  6,05  7,22  7,66 


100  m²  und   mehr  5,71  5,83  5,82  6,29  7,94 


unter  60   m²  7,07  7,00  6,67  7,30  8,12 


Zweifamilienhaus  von   60 m²  bis   unter 100   m²  5,19  5,19  5,00  5,59  6,95 


 
T


h
ü


ri
ng


e
n


100  m²  und   mehr  4,71 4,62  4,45   5,29 6,68  


Mietwohn- 
grundstück  


unter  60   m² 


von   60 m²  bis  unter  


100  m²  und  mehr  


100   m² 


 7,70 


 6,08 


6,12  


 7,61 


5,88  


5,33  


7,22  


 5,81 


5,40  


8,33  


 6,45 


 6,00 


 11,00 


 7,94 


7,94  
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 Mietniveaustufe 1     - 20,0  % 


 Mietniveaustufe 2     - 10,0  % 


 Mietniveaustufe 3     +/- 0  % 


 Mietniveaustufe  4  +  10,0  % 


 Mietniveaustufe  5  +  20,0  % 


 Mietniveaustufe  6  +  30,0  % 


 Mietniveaustufe 7    +  40,0  % 
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b) Teil II wird wie folgt geändert: 


aa) Die Tabelle wird wie folgt gefasst: 


bb) In dem Satz am Ende werden nach dem Wort „Mietniveaustufen“ die Wörter 
„und der dafür maßgebliche Gebietsstand“ eingefügt. 


Artikel 2 


Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes 


§ 266 Absatz 5 des Bewertungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert wor-
den ist, wird aufgehoben. 


Artikel 3 


Änderung des Grundsteuergesetzes 


In § 15 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Grundsteuergesetzes vom 7. August 
1973 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird die Angabe „0,34“ durch die Angabe „0,31“ er-
setzt. 


Artikel 4 


Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 


In § 1 Absatz 2 des Finanzausgleichsgesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I 
S. 3955, 3956), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I 
S. 2657) geändert worden ist, werden die Wörter „minus 12 181 407 683 Euro“ durch die 
Wörter „minus 13 412 407 683 Euro“ und wird die Angabe „8 506 407 683 Euro“ durch die 
Angabe „9 416 407 683 Euro“ sowie die Angabe „3 675 000 000 Euro“ durch die Angabe 
„3 996 000 000 Euro“ ersetzt. 
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Artikel 5 


Änderung des Forschungszulagengesetzes 


Das Forschungszulagengesetz vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2763), das zuletzt 
durch Artikel 40 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 2 Absatz 5 werden die Wörter „seinen Sitz“ durch die Wörter „seine Geschäftslei-
tung“ ersetzt. 


2. § 3 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 


„(6) Für Anspruchsberechtigte, die am Ende des Wirtschaftsjahres, für das die For-
schungszulage beantragt wird, mit anderen Unternehmen verbunden sind, gilt die 
Grenze im Sinne des Absatzes 5 für die verbundenen Unternehmen insgesamt. In die-
sem Sinne gelten zwei oder mehr Unternehmen als miteinander verbunden, wenn ein 
Unternehmen auf ein anderes Unternehmen einen beherrschenden Einfluss im Sinne 
des § 290 Absatz 2 bis 4 des Handelsgesetzbuchs ausübt. Maßgeblich ist die Bemes-
sungsgrundlage eines Kalenderjahres. Ein Bescheid über die Festsetzung von For-
schungszulage für ein verbundenes Unternehmen kann auch, nachdem er bestands-
kräftig ist, noch geändert werden, wenn 


1. ein Bescheid über die Festsetzung von Forschungszulage für dasselbe Kalender-
jahr eines mit ihm verbundenen Unternehmens aufgehoben, geändert oder berich-
tigt wird und 


2. diese Änderung Einfluss auf die Aufteilung des Höchstbetrages zwischen den ver-
bundenen Unternehmen hat. Das die Änderung begehrende Unternehmen kann 
insoweit weitere förderfähige Aufwendungen geltend machen, wenn hierauf bisher 
aufgrund der Begrenzung des Höchstbetrages für verbundene Unternehmen ver-
zichtet wurde.“ 


3. § 5 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 


„Dies gilt auch in Fällen, in denen die Einkünfte nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe b der Abgabenordnung gesondert festgestellt werden.“ 


b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 


„Die Verteilung der für verbundene Unternehmen maximal förderfähigen Bemes-
sungsgrundlage nach § 3 Absatz 5 ist von jedem verbundenen Unternehmen im 
Antrag nach Absatz 1 anzugeben.“ 


c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Für den Antrag ist eine Bescheinigung nach § 6 für die im Antrag aufgeführten 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben erforderlich.“ 


d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 


„(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 stellt das für die gesonderte Feststel-
lung der Einkünfte aus dem Betrieb, in dem nach § 3 Absatz 1 bis 4 förderfähige 







      


         
          


  


 


              
 


          


- 12 -


Aufwendungen angefallen sind, zuständige Finanzamt auf Ersuchen des nach Ab-
satz 1 Satz 1 zuständigen Finanzamts diese Aufwendungen gesondert fest.“ 


Artikel 6 


Inkrafttreten 


(1) Das Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 


(2) Artikel 2 tritt am 31. Dezember 2028 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Ziel des Gesetzes ist es, den sich während der Umsetzung der Grundsteuer-Reform sowie 
aufgrund in letzter Zeit ergangener höchstrichterlicher Rechtsprechung bei der Bewertung 
für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer ergebenden 
Gesetzgebungsbedarf aufzugreifen. Mit den Änderungen soll insbesondere eine rechtzei-
tige Umsetzung der Grundsteuerreform und eine verfassungskonforme und rechtssichere 
Bewertung für Zwecke der Grundsteuer, der Erbschaft- und Schenkungsteuer und der 
Grunderwerbsteuer sichergestellt werden. 


Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts (Grundsteuer-Re-
formgesetz – GrStRefG) vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794) wurde keine mit § 26 
des Bewertungsgesetzes (BewG) vergleichbare Regelung, in die Vorschriften über die Be-
wertung des Grundbesitzes für die Grundsteuer ab 1. Januar 2022 übernommen. Bei der 
Einheitsbewertung ist nach § 26 BewG die Zurechnung mehrerer Wirtschaftsgüter zu einer 
wirtschaftlichen Einheit (§ 2) beim Grundbesitz nicht dadurch ausgeschlossen, dass die 
Wirtschaftsgüter zum Teil dem einen, zum Teil dem anderen Ehegatten oder Lebenspartner 
gehören. Der Nichtübernahme einer entsprechenden Regelung im Siebenten Abschnitt la-
gen automationstechnische Gründe durch die zukünftige Anknüpfung an das Liegen-
schaftskataster zugrunde. 


Für die Umsetzung der Grundsteuerreform ist es aufgrund der Nichtaufnahme einer dem 
§ 26 BewG entsprechenden Regelung erforderlich die wirtschaftlichen Einheiten, die auf 
Grundlage des § 26 BewG gebildet wurden, aufzulösen und in Abhängigkeit der Eigentümer 
der einzelnen Grundstücke neue wirtschaftliche Einheiten zu bilden. Aus Sicht der Länder 
sind insbesondere die erforderlichen Arbeiten bei Verzicht auf eine der Regelung des § 26 
BewG entsprechenden Regelung bei der Bewertung für Zwecke der Grundsteuer im Rah-
men der ersten Hauptfeststellung nicht zu leisten. Durch Schaffung einer Regelung, die es 
erlaubt, dass bestehende wirtschaftliche Einheiten, die für Zwecke der Einheitsbewertung 
unter Anwendung der §§ 26 oder 34 Absatz 4 bis 6 BewG gebildet wurden, weiterhin für 
Zwecke der Feststellung von Grundsteuerwerten zugrunde gelegt werden können, wird da-
her die fristgerechte Umsetzung der Grundsteuerreform gewährleistet. 


Die sich aus der Anlage 39 (zu § 254 BewG) ergebenden durchschnittlichen Nettokaltmie-
ten wurden mit dem GrStRefG typisierend vorgegeben und auf Grundlage der zu diesem 
Zeitpunkt vorliegenden Daten des Statistischen Bundesamts (Mikrozensus 2014) ermittelt. 
Mittlerweile liegen aktuellere statistische Daten - insbesondere der Mikrozensus 2018 - vor. 
Weiterhin hat sich auch die Zuordnung der Gemeinden zu den Mietniveaustufen u. a. durch 
die Einführung einer neuen Mietniveaustufe 7 verändert. Durch die Berücksichtigung der 
aktuell vorliegenden Daten wird sichergestellt, dass das Bewertungsziel eines objektiviert-
realen Grundsteuerwerts als Bemessungsgrundlage für eine relations- und realitätsge-
rechte Besteuerung weiterhin erreicht wird. 


Die an den Mikrozensus 2018 angepassten Nettokaltmieten nach Anlage 39 (zu § 254 
BewG) machen eine Senkung der Steuermesszahl für Wohngebäude erforderlich, um einer 
auf Messbetragsebene aufkommensneutralen Reform gerecht zu werden. Die Steuermess-
zahl für Wohngebäude wird daher auf 0,31 abgesenkt. Mit den gesetzlichen Änderungen 
wird keine Veränderung des Grundsteueraufkommens verfolgt. 
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Auch bei den Regeln zur Bewertung des Grundbesitzes für Zwecke der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sowie der Grunderwerbsteuer hat sich im Hinblick auf die in jüngerer Zeit 
ergangene Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs gesetzgeberischer Handlungsbedarf er-
geben. 


Der BFH (Urteil vom 18. September 2019, II R 13/16) hat entschieden, dass die vom Gut-
achterausschuss ermittelten und für die Bewertung des Grundbesitzes erforderlichen Daten 
(Liegenschaftszinssätze, Sachwertfaktoren etc.) nur Anwendung finden, wenn der Auswer-
tungszeitraum der Gutachterausschüsse den Bewertungsstichtag mitumfasst. Dies hätte 
zur Folge, dass für die jeweilige Bewertung auf die Auswertung und Veröffentlichung des 
Gutachterausschusses für den Auswertungszeitraum gewartet werden muss, der den Be-
wertungsstichtag mitumfasst. Der vom Gutachterausschuss zugrunde gelegte Auswer-
tungszeitraum ist jedoch vom Gutachterausschuss frei wählbar und hängt auch von den 
vorhandenen Daten des Gutachterausschusses ab. Dies führt zu erheblicher Rechtsunsi-
cherheit und gefährdet eine zeitnahe Erhebung der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie 
Grunderwerbsteuer. Mit den Gesetzesanpassungen wird die bisherige Verwaltungsauffas-
sung festgeschrieben, dass wie bei den Bodenrichtwerten, die zuletzt ermittelten Daten für 
die Bewertung maßgeblich sind. 


Darüber hinaus hat der BFH (Urteil vom 5. Dezember 2019, II R 9/18) erneut entschieden, 
dass für den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts durch ein Gutachten nach § 198 
BewG nur die Gutachterausschüsse sowie die öffentlich bestellten und vereidigten Sach-
verständigen in Betracht kommen. Mit der Änderung des § 198 BewG wird insbesondere 
geregelt, dass auch zertifizierte Sachverständige für den Nachweis des niedrigeren gemei-
nen Werts durch Gutachten in Betracht kommen. 


Am 3. März 2021 haben die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder beschlossen, dass „der Länder- und Kommunalanteil an dem im 
Jahr 2021 einmalig gezahlten Kinderbonus in Höhe von 150 Euro für jedes kindergeldbe-
rechtigte Kind … den Ländern vom Bund nachträglich erstattet [wird]“. Dieser Beschluss 
soll kurzfristig durch Änderung des Finanzausgleichsgesetzes gesetzlich umgesetzt wer-
den. 


Mit der Verabschiedung des Forschungszulagengesetzes wurde der Grundstein für eine 
Steuervergünstigungsnorm gelegt, die es im Bereich der Finanzverwaltung so bisher nicht 
gab. Die Einführung der Maßnahme war von Anfang an mit vielen Unbekannten verbunden. 
Insbesondere die Tatsache, dass die Norm mit einem Rechtsanspruch auf Förderung ver-
sehen ist und Ermessensentscheidungen der Verwaltung insoweit nicht zulässig sind, 
macht es erforderlich, dass die gesetzlichen Voraussetzungen so klar und eindeutig gefasst 
werden. dass die Rechtsanwender wie vom Gesetzgeber intendiert mit der Norm umgehen 
können. Im Rahmen der Umsetzung des FZulG hat sich gezeigt, dass das FZulG in der 
aktuellen Fassung in einzelnen Punkten in der Interpretation zu unterschiedlichen – auch 
nicht gewollten - Folgen führen kann. So bringt die Anknüpfung in § 3 Absatz 6 FZulG („ver-
bundene Unternehmen“) an § 15 des Aktiengesetzes praktische Anwendungsschwierigkei-
ten mit sich. Hier sollte stattdessen an § 290 des Handelsgesetzbuchs angeknüpft werden, 
um die notwendige Sicherheit in der Rechtsanwendung bei Unternehmen und Finanzver-
waltung zu schaffen. Zudem wird zur ordnungsgemäßen Bearbeitung der Anträge ein ge-
sondertes Feststellungsverfahren für sinnvoll erachtet und eingeführt. Die Umsetzung der 
identifizierten Änderungsbedarfe soll vor allem zu einer besseren Rechtsklarheit und Ver-
einfachung und damit zur größeren Akzeptanz der Förderung von Anfang an beitragen. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Mit dem vorliegenden Gesetz wird dem fachlich notwendigen Gesetzgebungsbedarf ent-
sprochen. 


Hierzu gehören insbesondere: 
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– Möglichkeit zur Beibehaltung der auf Grundlage der bisherigen Regelung zum Umfang 
der wirtschaftlichen Einheit bei Ehegatten und Lebenspartnern sowie Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft nach § 34 Absatz 4 bis 6 BewG gebildeten wirtschaftlichen 
Einheiten durch Einführung eines neuen § 266 Absatz 5 BewG, 


– verschiedene erforderliche gesetzliche Klarstellungen, zum Beispiel zur Berechnung 
des maßgeblichen Gebäudealters, bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts, 


– Aktualisierung der bei der Ermittlung des Grundsteuerwerts im Ertragswertverfahren 
zur Ermittlung des Rohertrags erforderlichen maßgeblichen Nettokaltmieten ein-
schließlich der Einführung einer neuen Mietniveaustufe 7 unter Berücksichtigung jün-
gerer Erkenntnisse des Statistischen Bundesamtes und der Änderung der Wohngeld-
verordnung durch Artikel 1 der Zwölften Verordnung zur Änderung der Wohngeldver-
ordnung vom 6. Juli 2020 (12. WoGVÄndV, BGBl. I S. 1594), 


– Absenkung der Steuermesszahl für Wohngrundstücke, 


– gesetzliche Änderungen zur sach- und praxisgerechten Anwendung der sonstigen für 
die Wertermittlung erforderlichen Daten der Gutachterausschüsse, 


– Definition konkreter Anforderungen an die fachliche Eignung des Gutachters beim 
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts nach § 198 des Bewertungsgesetzes im 
Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. 


Durch die Änderung der vertikalen Umsatzsteuerverteilung des Jahres 2021 in § 1 Absatz 2 
FAG zugunsten von Ländern und Gemeinden und zulasten des Bundes übernimmt der 
Bund den Länder- und Gemeindeanteil an der Finanzierung des im Dritten Corona-Steuer-
hilfegesetz vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 330) festgelegten Kinderbonus 2021. 


Die Anpassung der Begriffsdefinition „verbundene Unternehmen“ im Forschungszulagen-
gesetz dient der Rechtsklarheit und es wird ein gesondertes Feststellungsverfahren einge-
führt, wenn das für den Antrag auf Forschungszulage zuständige Finanzamt nicht auch für 
den Betrieb zuständig ist. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Bewertungsgesetzes für 
Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer (Artikel 1) ergibt 
sich als Annexkompetenz aus Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative des Grundgesetzes 
(GG). Da das Aufkommen der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie der Grunderwerb-
steuer den Ländern (Artikel 106 Absatz 2 Nummer 2 bzw. 3 GG) zusteht, hat der Bund das 
Gesetzgebungsrecht allerdings gemäß Artikel 105 Absatz 2 zweite Alternative GG nur, 
wenn die Voraussetzungen des Artikels 72 Absatz 2 GG vorliegen. Danach hat der Bund 
das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Artikel 1 des 
Gesetzes zielt auch auf eine Änderung einzelner Vorschriften zur Ermittlung des Grundbe-
sitzwertes für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer ab. 


Die Einheitlichkeit der rechtlichen Rahmenbedingungen ist bei der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer notwendig, um einer Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen entge-
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genzuwirken. Unterschiedliche Regelungen in den einzelnen Ländern würden zu erhebli-
chen Abgrenzungsschwierigkeiten führen. Die Komplexität der Ermittlung von Grundbesitz-
werten für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer würde massiv zunehmen. Einheit-
liche Wertermittlungsvorschriften für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer wahren 
darüber hinaus die Funktionsfähigkeit des Wirtschaftsraums der Bundesrepublik Deutsch-
land, da unterschiedliche Erbschaft- und Schenkungsteuerbelastungen mittelbar zu Wett-
bewerbsnachteilen führen können (vgl. zu allem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
17. Dezember 2014 - 1 BvL 21/12 -, Rz. 107 ff.). 


Die bundesgesetzliche Regelung ist auch zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit 
bei der Grunderwerbsteuer im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die gleichwertigen 
Lebensverhältnisse würden bei einer landesrechtlichen Zersplitterung des Grunderwerb-
steuerrechts beeinträchtigt werden, weil unterschiedliche Regelungen oder sogar das Un-
terlassen einer Regelung durch einzelne Länder zu einer dem einheitlichen Lebens- und 
Wirtschaftsraum widersprechenden Wettbewerbsverzerrung führen würde, die sich nach-
teilig auf die gesamtwirtschaftliche Situation der Bundesrepublik Deutschland auswirkt. Die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung wäre bei jeweiligen Einzelregelungen durch Länderge-
setze selbst dann nicht mehr gewährleistet, wenn man unterstellt, dass diese die nämliche 
Zielsetzung verfolgten, denn es ist nicht davon auszugehen, dass diese in völliger Überein-
stimmung durch die Gesetze der Länder konkretisiert wird. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Bewertungsgesetzes für 
Zwecke der Grundsteuer (Artikel 1 und 2) ergibt sich als Annexkompetenz aus Artikel 105 
Absatz 2 GG. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Grundsteu-
ergesetzes (Artikel 3) ergibt sich unmittelbar aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 1 GG. Die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes für die Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes 
(Artikel 4) ergibt sich unmittelbar aus Artikel 106 Absatz 4 GG und Artikel 107 Absatz 2 GG. 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Forschungszulagenge-
setzes (Artikel 5) ergibt sich aus Artikel 105 Absatz 2 erste Alternative GG, da das Steuer-
aufkommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 


V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit völkerrechtlichen Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


VI. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Die Änderungen der §§ 177 u. a. BewG stellen sicher, dass die von den Gutachteraus-
schüssen ermittelten sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten im Rahmen der 
Grundbesitzbewertung für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie Grunder-
werbsteuer weiterhin sach- und praxisgerecht angewendet werden können. Ein nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 18. September 2019, II R 13/16) unter 
Umständen mehrere Jahre erforderliches Zuwarten bis zu dem Zeitpunkt, an dem die vom 
Gutachterausschuss ermittelten Daten den Bewertungsstichtag umfassen, entfällt. 


Die Einführung des § 266 Absatz 5 BewG führt zu einer erheblichen Verwaltungsvereinfa-
chung, da hiermit die auf Grundlage der bestehenden Rechtslage gebildeten wirtschaftli-
chen Einheiten weiterhin für Zwecke der Feststellung von Grundsteuerwerten zugrunde ge-
legt werden können und damit insbesondere im Bereich des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens erhebliche personelle Umstellungsarbeiten in den Finanzämtern für den ersten 
Hauptfeststellungszeitraum entfallen (siehe hierzu im Einzelnen Begründung zu 
Artikel 1 Nummer 11 Buchstabe b). 
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2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Gesetz steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem es eine 
realitäts- und relationsgerechte Bewertung des Grundvermögens für Zwecke der Grund-
steuer gewährleistet, die sach- und praxisgerechte Umsetzung des Grundsteuer- und Be-
wertungsrechts sicherstellt und damit das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. 
Damit wird der Indikatorenbereich 8.2 (Staatsverschuldung – Staatsfinanzen konsolidieren, 
Generationengerechtigkeit schaffen) unterstützt. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich 
anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die Erstattung des Länder- und Gemeindeanteils an der Finanzierung des Kinderbonus 
durch Änderungen von § 1 Absatz 2 FAG führen beim Bund im Jahr 2021 zu Steuermin-
dereinnahmen in Höhe von 1 231 Mio. Euro sowie zu Steuermehreinnahmen im Jahr 2021 
bei den Ländern in Höhe von 910 Mio. Euro und bei den Gemeinden in Höhe von 
321 Mio. Euro. 


4. Erfüllungsaufwand 


Durch die Regelungen zur erleichterten Umsetzung der Reform der Grundsteuer und wei-
terer Änderungen im Bewertungsrecht entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und 
Bürger und die Wirtschaft. 


Die aktualisierten Nettokaltmieten zur Ermittlung des Rohertrags, die neue Mietniveau-
stufe 7 sowie die zu der jeweiligen Mietniveaustufe angepassten Zu- und Abschläge müs-
sen durch das programmierende Land in das Berechnungsmodul zur Bewertung für Zwecke 
der Grundsteuer übernommen werden. Über den bereits im Gesetz zur Reform des Grund-
steuer- und Bewertungsrechts berücksichtigten Erfüllungsaufwand der Länder entsteht 
durch das Gesetz kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand (s. BT-Drucks. 19/11085). Dem 
Bund, den Ländern und den Kommunen entsteht auch im Übrigen kein Erfüllungsaufwand 
durch das Gesetz. 


Änderungen des Forschungszulagengesetzes 


Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 


Für die Wirtschaft ergeben sich geringfügige Einsparungen aufgrund des Wegfalls der Be-
legübersendung. 


Für die Verwaltung ergibt sich folgender Erfüllungsaufwand: 


Die zusätzliche Änderungsmöglichkeit von Bescheiden über die Festsetzung von For-
schungszulage in § 3 Absatz 6 FZulG führt grundsätzlich zu Mehraufwand. 


Die Einführung eines gesonderten Feststellungsverfahrens der entstandenen förderfähigen 
Aufwendungen in § 5 Absatz 4 FZulG auch in Fällen des § 180 Absatz 1 Nummer 2b AO 
betrifft nur natürliche Personen, wenn das Wohnsitzfinanzamt und das Betriebsstättenfi-
nanzamt nicht identisch sind. Hier ist davon auszugehen, dass der Erfüllungsmehraufwand 
für das gesonderte Feststellungsverfahren durch den Erfüllungsminderaufwand aufgrund 
des Wegfalls der Amtshilfe kompensiert wird. 


Darüber hinaus entfallen durch die Einführung des Datenübermittlungsverfahrens zwischen 
Bescheinigungsstelle Forschungszulage und Finanzverwaltung Scanaufwendungen. 


Insgesamt ist von geringfügigem, nicht quantifizierbarem Minderaufwand in den Finanzäm-
tern auszugehen. 







      


   


        
           
        


   


         
          


        


   


       
         
         


           
          


   


      


        


 


               
               


       
           


         
         


            


          
               


           
      


             
            


           
           


          
           


        
    


          
           


        


- 18 -


5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
Kosten. Sonstige Kosten entstehen nicht. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preis-
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Das Gesetz hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Weibliche und 
männliche Personen sind von der Rechtsverordnung in gleicher Weise betroffen. 


Es sind keine verbraucherpolitischen und demografischen Auswirkungen ersichtlich. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Das zugrundeliegende Bewertungsgesetz und das zugrundeliegende Grundsteuergesetz, 
das Finanzausgleichsgesetz sowie das Forschungszulagengesetz sind nicht befristet, so 
dass für dieses Gesetz eine Befristung nicht angezeigt ist. 


Wegen der fehlenden Auswirkungen dieses Gesetzes auf den Erfüllungsaufwand ist eine 
Evaluation nach dem Staatssekretär-Beschluss aus dem Jahr 2013 nicht erforderlich. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Bewertungsgesetzes) 


Zu den Nummern 1 und 3 bis 7 


Allgemein 


Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 18. September 2019, II R 13/16, BStBl II 2020 
S. 760, entschieden, dass durch den Gutachterausschuss im Sinne des § 193 Absatz 5 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) ermittelte örtliche Liegenschaftszinssätze für die Grundbesitzbe-
wertung für Zwecke der Erbschaftsteuer geeignet sind, wenn der Gutachterausschuss die 
Liegenschaftszinssätze für einen Zeitraum berechnet hat, der den Bewertungsstichtag um-
fasst. Auf den Zeitpunkt der Beschlussfassung oder Veröffentlichung der Liegenschafts-
zinssätze durch den Gutachterausschuss kommt es für ihre zeitliche Anwendung nicht an. 


Die Entscheidung hat Auswirkungen auf alle von den Gutachterausschüssen ermittelten 
sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten im Sinne des § 193 Absatz 5 Satz 2 
BauGB, die im Rahmen der Grundbesitzbewertung für Zwecke der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer sowie Grunderwerbsteuer herangezogen werden. 


In der Praxis stellt sich das Problem, dass die Daten der Gutachterausschüsse aufgrund 
des Umstandes, dass sie erst über mehrere Jahre erhoben und gesammelt, dann perio-
disch ausgewertet und schließlich verkündet werden müssen, stets eine gewisse Zeit nach-
hängen. Bis zur Ermittlung und Veröffentlichung von Daten, bei denen der Bewertungsstich-
tag innerhalb des Zeitraums der ausgewerteten Kauffälle des Gutachterausschusses liegt, 
können daher unter Umständen mehrere Jahre liegen. Des Weiteren können sich unter-
schiedliche Daten ergeben, wenn sich die Auswertungszeiträume der Gutachteraus-
schüsse zeitlich überlappen. 


Um die von den Gutachterausschüssen ermittelten sonstigen für die Wertermittlung erfor-
derlichen Daten im Rahmen der Grundbesitzbewertung für Zwecke der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer weiterhin sach- und praxisgerecht anwenden 
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zu können, sollen jeweils die Daten der Gutachterausschüsse herangezogen werden, die 
für den letzten Auswertungszeitraum abgeleitet werden, der vor dem Kalenderjahr endet, 
in dem der Bewertungsstichtag liegt. 


Liegen beispielsweise für einen Bewertungsstichtag in 2020 Daten des Gutachterausschus-
ses vor, die den Auswertungszeitraum 2017/2018 (Grundstücksmarktbericht 2018), den 
Auswertungszeitraum 2018/2019 (Grundstücksmarktbericht 2019) und den Auswertungs-
zeitraum 2019/2020 (Grundstücksmarktbericht 2020) betreffen, sind bei der Bewertung die 
Daten aus dem Grundstücksmarktbericht 2019 heranzuziehen. 


Hiermit wird dem Grundsatz der retrograden Bewertung in der Grundstückswertermittlung 
Rechnung getragen, wonach man sich bei der Bewertung in den Erkenntniszustand zurück-
zuversetzen hat, den man zum zurückliegenden Bewertungsstichtag hätte haben können. 


Sollte ein Gutachterausschuss, gleich aus welchen Gründen (bspw. mangels genügender 
Anzahl von Vergleichsdaten), einmal ermittelte und veröffentlichte zur Wertermittlung erfor-
derliche Daten in den Folgejahren nicht mehr ermitteln und veröffentlichen, wird in § 177 
Absatz 2 BewG bestimmt, dass die von den Gutachterausschüssen abgeleiteten sonstigen 
für die Wertermittlung erforderlichen Daten im Sinne des § 193 Absatz 5 Satz 2 BauGB bei 
der Grundbesitzbewertung nach den §§ 182 bis 196 BewG für längstens zwei Jahre ab dem 
Ende des Kalenderjahres maßgeblich sind, zu dem der vom Gutachterausschuss zugrunde 
gelegte Auswertungszeitraum endet. 


Liegen beispielsweise für einen Bewertungsstichtag in 2020 lediglich Daten des Gutachter-
ausschusses vor, die den Auswertungszeitraum 2016/2017 umfassen, können diese nicht 
mehr als geeignet angesehen werden und der Bewertung sind die gesetzlichen Bewer-
tungsparameter zugrunde zu legen. 


Anders als bei den Bodenrichtwerten sind die Gutachterausschüsse nicht verpflichtet die 
sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten mindestens alle zwei Jahre zu ermit-
teln. Mit der Beschränkung der Anwendungsdauer wird verhindert, dass einmal beschlos-
sene und veröffentlichte für die Wertermittlung erforderliche sonstige Daten, deren Geeig-
netheit mit fortschreitendem Zeitablauf nicht mehr sichergestellt werden kann, sich in der 
typisierten Bewertung nach dem Bewertungsgesetz manifestieren und so eine relations-
und realitätsgerechte Bewertung orientiert am gemeinen Wert gefährden. 


Soweit sich die maßgeblichen Wertverhältnisse nicht wesentlich geändert haben, können 
die Daten auch über einen längeren Zeitraum als zwei Jahre hinaus angewendet werden. 
Hiervon kann beispielsweise ausgegangen werden, wenn der Gutachterausschuss einmal 
veröffentlichte für die Wertermittlung erforderliche sonstige Daten für weiter anwendbar er-
klärt. 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a 


§ 177 Absatz 1 


Der bisherige Wortlaut des § 177 BewG wird Absatz 1. Eine Abkehr von dem Grundsatz, 
dass den Bewertungen nach den §§ 179 und 182 bis 196 BewG der gemeine Wert (§ 9 
BewG) zu Grunde zu legen ist, ist mit den Änderungen nicht verbunden. 


Zu Buchstabe b 


§ 177 Absatz 2 - neu -


In der Vorschrift wird zusammenfassend die längste Anwendungsdauer für die von den 
Gutachterausschüssen abgeleiteten sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten 
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bei den Bewertungen nach den §§ 182 bis 196 BewG bestimmt. Auf die allgemeine Be-
gründung zu den Nummern 2 sowie 4 bis 8 wird ergänzend hingewiesen. 


Zu Nummer 2 


§ 179 Satz 3 


Durch die Änderung wird klargestellt, dass bei den Wertermittlungen stets der Bodenricht-
wert anzusetzen ist, der von den Gutachterausschüssen zuletzt - vor dem Bewertungsstich-
tag - zu ermitteln war. Die Verpflichtung für die Gutachterausschüsse zur turnusmäßigen 
Ermittlung von Bodenrichtwerten ergibt sich aus § 196 Absatz 1 Satz 5 BauGB. 


Zu Nummer 3 


§ 183 Absatz 2 Satz 3 - neu -


Die Vorschrift präzisiert in Verbindung mit § 177 Absatz 2 BewG den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der von den Gutachterausschüssen abgeleiteten Vergleichsfaktoren. 


Zu Nummer 4 


Zu Buchstabe a 


§ 187 Absatz 2 Satz 2 - neu -


Die Vorschrift präzisiert in Verbindung mit § 177 Absatz 2 BewG den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der von den Gutachterausschüssen abgeleiteten Erfahrungssätze für Bewirt-
schaftungskosten. 


Zu Buchstabe b 


§ 187 Absatz 2 Satz 3 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung nach Einfügung des neuen Satzes 2 
in die Vorschrift. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und redaktionell geändert. 


Zu Nummer 5 


§ 188 Absatz 2 Satz 1 BewG 


Die Vorschrift präzisiert in Verbindung mit § 177 Absatz 2 BewG den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der von den Gutachterausschüssen abgeleiteten Liegenschaftszinssätze. 


Zu Nummer 6 


§ 191 Absatz 1 Satz 2 - neu -


Die Vorschrift präzisiert in Verbindung mit § 177 Absatz 2 BewG den zeitlichen Anwen-
dungsbereich der von den Gutachterausschüssen abgeleiteten Sachwertfaktoren. 


Zu Nummer 7 


§ 193 Absatz 4 Satz 1 


Die Vorschrift präzisiert in Verbindung mit § 188 Absatz 2 Satz 1 und § 177 Absatz 2 BewG 
den zeitlichen Anwendungsbereich der von den Gutachterausschüssen abgeleiteten Lie-
genschaftszinssätze. 







      


   


   


    


             
        


   


         


  


                
                 
             


               
             


           
           
  


              
          


        


           
          


         
            


                  
           
           


  


  


            
          


          
 


   


 


                
         


                
          


              
         


      


- 21 -


Zu Nummer 8 


Zu Buchstabe a 


§ 198 Absatz 1 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung der Anfügung der neuen Absätze 2 
und 3. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 


Zu Buchstabe b 


§ 198 Absatz 2 und 3 - neu – 


Absatz 2 


Der Bundesfinanzhof hält in seinem Urteil vom 5. Dezember 2019, II R 9/18, BStBl II 2021 
S. 135, in Anknüpfung an sein Urteil vom 11. September 2013, II R 61/11, BStBl II 2014 
S. 363, und gegen die gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden vom 19. Feb-
ruar 2014, BStBl I S. 808, an seiner Auffassung fest, dass der Nachweis eines niedrigeren 
gemeinen Werts nach § 198 BewG durch Vorlage eines Gutachtens, nur durch ein Gutach-
ten erbracht werden kann, das der örtlich zuständige Gutachterausschuss oder ein öffent-
lich bestellter und vereidigter Sachverständiger für die Bewertung von Grundstücken erstellt 
hat. 


Das BFH-Urteil vom 5. Dezember 2019, II R 9/18, ist über den entschiedenen Einzelfall 
hinaus nicht anzuwenden (vgl. gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbehörden vom 
2. Dezember 2020, BStBl I 2021 S. 146). 


Mit der Änderung wird gesetzlich festgeschrieben, dass der Steuerpflichtige den Nachweis 
des niedrigeren gemeinen Werts regelmäßig durch ein Gutachten des zuständigen Gut-
achterausschusses oder eines Sachverständigen, der über besondere Kenntnisse und Er-
fahrungen auf dem Gebiet der Bewertung von Grundstücken verfügt, erbringen kann (siehe 
u. a. R B 198 Absatz 3 Satz 1 ErbStR 2019). Dies sind Personen, die von einer staatlichen, 
staatlich anerkannten oder nach DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als Sachver-
ständige oder Gutachter für die Wertermittlung von Grundstücken bestellt oder zertifiziert 
worden sind. 


Absatz 3 


Die Vorschrift ergänzt die - in der Rechtsprechung und Verwaltung anerkannte - Nachweis-
führung eines niedrigeren gemeinen Werts durch einen im gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
innerhalb eines Jahres vor oder nach dem Bewertungsstichtag zustande gekommenen 
Kaufpreis. 


Zu Nummer 9 


Allgemein 


Analog zum bisherigen Recht (§ 86 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 BewG) wird klarstellend 
geregelt, dass grundsätzlich das Alter des Gebäudes im Hauptfeststellungszeitpunkt maß-
geblich ist. Als Alter des Gebäudes gilt die Zeit zwischen dem Jahr des Beginns des Jahres, 
in dem das Gebäude bezugsfertig geworden ist (Baujahr), und dem Hauptfeststellungzeit-
punkt. Dies gilt auch in den Fällen der Fortschreibung (§ 222 BewG) und Nachfeststellung 
(§ 223 BewG) und auch bei einer bestehenden Abbruchverpflichtung. 


§ 253 Absatz 2 Satz 3 
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Mit der Änderung wird in § 253 Absatz 2 Satz 3 BewG klargestellt, dass im Rahmen der 
Ermittlung der Restnutzungsdauer im Ertragswertverfahren das Alter des Gebäudes im 
Hauptfeststellungszeitpunkt maßgeblich ist. Dies gilt nach § 253 Absatz 2 Satz 6 BewG 
auch bei bestehender Abbruchverpflichtung. 


§ 259 Absatz 4 Satz 2 


Mit der Änderung wird in § 259 Absatz 4 Satz 2 BewG klargestellt, dass im Rahmen der 
Ermittlung der Alterswertminderung im Sachwertverfahren das Alter des Gebäudes im 
Hauptfeststellungszeitpunkt maßgeblich ist. Dies gilt nach § 259 Absatz 4 Satz 5 BewG 
auch bei bestehender Abbruchverpflichtung. 


Zu Nummer 10 


§ 263 Absatz 2 


Mit der Ergänzung wird das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, in der mit Zustim-
mung des Bundesrates zu erlassenden Rechtsverordnung zur gemeindebezogenen Ein-
ordnung in die jeweilige Mietniveaustufe zur Ermittlung der Zu- und Abschläge nach § 254 
BewG in Verbindung mit Anlage 39 Teil II auch den dafür maßgeblichen Gebietsstand für 
steuerliche Zwecke festzulegen. Damit wird sichergestellt, dass auch im Zeitraum zwischen 
dem Zeitpunkt des Erlasses der Rechtsverordnung und dem Feststellungszeitpunkt (z. B. 
durch Zusammenlegung mehrerer Gemeinden) neu gegründete Gemeinden, die in der 
Rechtsverordnung nicht aufgeführt werden (konnten), einer Mietniveaustufe zugeordnet 
werden. 


Zu Nummer 11 


Zu Buchstabe a 


§ 266 Absatz 4 


Mit § 266 Absatz 4 Satz 2 BewG wird klargestellt, dass für Einheitswertbescheide mit Wir-
kung für Grundsteuerzeiträume vor dem 1. Januar 2025 das Bewertungsgesetz in der Fas-
sung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. November 2016 (BGBl. I S. 2464) geändert worden ist, gilt. Damit wird ermöglicht, dass 
für noch nicht abgeschlossene Altfälle Einheitswertbescheide mit Wirkung für Zeiträume vor 
dem 1. Januar 2025 noch erlassen, geändert oder aufgehoben werden können. Dadurch 
wird auch sichergestellt, dass die Feststellungsfrist für Sachverhalte, die bereits abge-
schlossen sind und Einheitswertbescheide mit Wirkung vor dem 1. Januar 2025 betreffen, 
nicht verkürzt wird. 


Zu Buchstabe b 


§ 266 Absatz 5 – neu – 


Nach § 2 Absatz 2 BewG dürfen grundsätzlich nur solche Wirtschaftsgüter zu einer wirt-
schaftlichen Einheit zusammengefasst werden, die demselben Eigentümer gehören. Ab-
weichend davon werden aktuell Flurstücke (insbesondere bei der Einheitsbewertung von 
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen) gemäß § 26 BewG in einer wirtschaftlichen Ein-
heit zusammengefasst, unabhängig davon, ob diese zivilrechtlich allein einem Ehepartner 
oder eingetragenen Lebenspartner zuzuordnen wären oder anteilig beiden. Hintergrund ist, 
dass insbesondere land- und forstwirtschaftliche Betriebe häufig aus einer Fülle von Wirt-
schaftsgütern bestehen, die teilweise dem einen, teilweise dem anderen Ehepartner bzw. 
eingetragenen Lebenspartner gehören. Eine § 26 BewG entsprechende Regelung wurde 
mit dem GrStRefG vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1794) nicht in die Vorschriften über 
die Bewertung des Grundbesitzes für die Grundsteuer ab 1. Januar 2022 übernommen. 
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Dem liegen automationstechnische Gründe durch die zukünftige Anknüpfung an das Lie-
genschaftskataster zugrunde. 


Aus Sicht der Länder indes sind die erforderlichen Arbeiten bei Wegfall der Regelung des 
§ 26 BewG im Rahmen der ersten Hauptfeststellung nicht zu leisten. Die Regelung des 
§ 26 BewG sollte daher jedenfalls für den ersten Hauptfeststellungszeitraum fortgeführt 
werden, um eine Umsetzung der Grundsteuerreform nicht zu gefährden. Ohne die bisherige 
Regelung des § 26 BewG sind insbesondere im Bereich des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens erhebliche personelle Tätigkeiten im Rahmen der Grundsteuerreform in den 
Finanzämtern zusätzlich zu erledigen. 


Dies sind insbesondere: 


– Sichtung aller betroffenen Fälle bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft (bundes-
weit gibt es über 4 Mio. Fälle, die davon betroffen sein können); 


– Treffen einer fachlichen Zuordnung über das Eigentum für jedes einzelne Flurstück 
(wirtschaftliche Einheiten können mehrere hundert Flurstücke umfassen); 


– Neuaufnahmen mit Erfassung aller Grunddaten; 


– Mitteilung der neuen Aktenzeichen und der fachlichen Hintergründe der getrennten Er-
fassung an die Steuerpflichtigen; 


– Erlass eines Bescheids über die Grundsteuerwertfeststellung/Festsetzung des Grund-
steuermessbetrags für jedes neue Aktenzeichen; 


– Mitteilung der neuen Aktenzeichen und der Grundsteuermessbeträge an die Kommu-
nen. 


Auch die Kommunen müssten für jede neue wirtschaftliche Einheit einen Grundsteuerbe-
scheid erlassen. Die Regelung des § 266 Absatz 5 BewG ermöglicht in Bezug auf § 26 
BewG in den drei nachstehend dargestellten Konstellationen (K) „gemischter“ Eigentums-
verhältnisse entgegen der allgemeinen Regelung des § 2 Absatz 2 BewG die Zusammen-
fassung zu einer wirtschaftlichen Einheit: 


(K) 


1 


2 


Wirtschaftsgüter im Alleineigentum 


Alleineigentum A Alleineigentum B 


Alleineigentum A o. B 


Wirtschaftsgüter im gemeinsamen 
Eigentum 


Gemeinsames Eigentum A und B 


3 Alleineigentum A Alleineigentum B Gemeinsames Eigentum A und B 


Ohne die neue Regelung des § 266 Absatz 5 BewG müsste in diesen Fällen im Zuge der 
Grundsteuerreform jeweils eine Aufteilung in mindestens zwei, womöglich sogar drei wirt-
schaftliche Einheiten stattfinden. Das hätte zur Folge, dass sich die Anzahl der wirtschaftli-
chen Einheiten erhöht. Schätzungsweise ist bundesweit mit ca. einer Million neuer wirt-
schaftlicher Einheiten allein beim land- und forstwirtschaftlichen Vermögen zu rechnen. 


Dieser zusätzliche Verwaltungsaufwand ist im Rahmen der ersten Hauptfeststellung weder 
im Sinne der Verwaltungsökonomie noch der Bürgerfreundlichkeit darstellbar. 


Um zukünftigen Aufwand bei der Entstehung neuer wirtschaftlicher Einheiten zu vermeiden, 
ist eine Aufhebung der Norm zur zweiten Hauptfeststellung zum 31. Dezember 2028 vor-
gesehen (siehe Artikel 2 in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 2). Bis dahin soll die KON-
SENS-Grundstücksdatenbank LANGUSTE fertiggestellt sein und damit die Zuordnung an-
hand der Liegenschaftskataster automatisiert erfolgen. Die Existenz einer Regelung, wel-
che die Zuordnung von Flurstücken verschiedener Eigentümer zu einer wirtschaftlichen 
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Einheit anordnet, erfordert zur Umsetzung personellen Aufwand (Prüfung der Tatbestands-
voraussetzungen des § 26 BewG) und widerspricht damit dem mittelfristigen Ziel, die Fest-
stellung der Grundsteuerwerte weitgehend zu automatisieren. 


Mit der Bezugnahme auf § 34 Absatz 4 bis 6 BewG im neuen § 266 Absatz 5 BewG wird 
sichergestellt, dass die Wirtschaftsgüter, die bisher im Rahmen der Einheitsbewertung des 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebs insbesondere bei Gesellschaften und Gemeinschaf-
ten mit einbezogen worden sind, weiterhin als zu dieser wirtschaftlichen Einheit gehörig 
betrachtet werden. Dies vermeidet einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand durch die Aus-
gliederung von Grundstücken, die einem oder mehreren Beteiligten gehören und dem land-
und forstwirtschaftlichen Betrieb der Gesellschaft zu dienen bestimmt sind. 


Zu Nummer 12 


Anlage 31 (zu § 237 Absatz 6 und 7) 


In Anlage 31 zu § 237 Absatz 6 und 7 wird klargestellt, dass ein Zuschlag für fließende 
Gewässer nur in Fällen der Teichwirtschaft und der Fischzucht für Binnenfischerei und 
Teichwirtschaft zu erheben ist. Dies gilt sowohl für eine Durchflussmenge bis 500 Liter/Se-
kunde, als auch für eine Durchflussmenge über 500 Liter/Sekunde. Der Wille des Gesetz-
gebers ist ein Zuschlag bei fließenden Gewässern für intensive Fischzuchten (Aquakultu-
ren, Forellenzuchten) und nicht bei der einfachen Binnenfischerei. Für diese erfolgt ein Zu-
schlag nur bei stehenden Gewässern. 


Zu Nummer 13 


Zu Buchstabe a und Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 


Anlage 39 (zu § 254) - Tabellen in Teil I und II 


Im Rahmen der Reform der Grundsteuer stellt die Ermittlung der Bemessungsgrundlage für 
Wohngebäude maßgeblich auf die durchschnittliche monatliche Nettokaltmiete des Gebäu-
des ab. Die durchschnittliche Nettokaltmiete wird dabei nach Ländern, Gebäudetypenklas-
sen, Wohnungsgrößenklasse und Gebäudealter differenziert. Dazu wird je nach gemeinde-
spezifischer Zuordnung zu einer Mietniveaustufe ein Ab- oder Zuschlag berücksichtigt. Die 
Mietniveaustufe berücksichtigt die Abweichung der einzelnen Gemeinde vom durchschnitt-
lichen Mietniveau (definiert als Mietniveaustufe 3). 


Die bisherige Einordnung wurde im Rahmen des GrStRefG vorgenommen. Ursprüngliche 
Berechnungsgrundlage war der Mikrozensus 2014. Mittlerweile liegen aktuellere statisti-
sche Daten – insbesondere der Mikrozensus 2018 – vor. Eine Fortschreibung dieser Er-
gebnisse über nur noch vier Jahre hinweg verringert deutlich das Einschätzungsrisiko. Dar-
über hinaus hat sich auch die Zuordnung der Gemeinden zu den Mietniveaustufen u. a. 
durch die Einführung einer neuen Mietniveaustufe 7 verändert. 


Die Neuberechnung der maßgeblichen Nettokaltmieten hat im Ergebnis zu veränderten 
Wertansätzen geführt. Dies haben die verschiedenen Veränderungen in den Datengrund-
lagen bewirkt. 


Die zur Ermittlung des Rohertrags nach § 254 BewG erforderlichen Nettokaltmieten nach 
Anlage 39 werden daher durch die neu berechneten Werte ersetzt und eine Mietniveau-
stufe 7 nebst Zuschlag neu eingeführt. Mit den Änderungen wird sichergestellt, dass das 
Bewertungsziel eines objektiviert-realen Grundsteuerwerts als Bemessungsgrundlage für 
eine relations- und realitätsgerechte Besteuerung weiterhin erreicht wird. 







      


   


   


           


           
           


             
            


          
          


       


       


       


           
               


       
          


 


      


    


           
            


      


    


             
             


           
           


               
             


             
             


          
       


     


              


 Bund   Länder  Gemeinden 


 Festbeträge  für  2021  bisher  minus  12  181  8  506  3  675 


 Kompensation  Kinderbonus  minus  1  231  910  321 


 Festbeträge  für 2021   neu  minus 13   412  9  416  3  996 
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Zu Buchstabe b 


Zu Doppelbuchstabe bb 


Anlage 39 (zu § 254) – Teil II, Satz am Ende 


Mit der Ergänzung wird gesetzlich klargestellt, dass sich neben der gemeindebezogenen 
Einordnung in die Mietniveaustufen auch der maßgebliche Gebietsstand aus der nach 
§ 263 Absatz 2 BewG zu erlassenden Rechtsverordnung in der jeweils aktuellen Fassung 
ergibt. Damit wird sichergestellt, dass auch im Zeitraum zwischen dem Zeitpunkt des Erlas-
ses der Rechtsverordnung und dem Feststellungszeitpunkt (z. B. durch Zusammenlegung 
mehrerer Gemeinden) neu gegründete Gemeinden, die in der Rechtsverordnung nicht auf-
geführt werden (konnten), einer Mietniveaustufe zugeordnet werden. 


Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Bewertungsgesetzes) 


§ 266 Absatz 5 – aufgehoben -


Um zukünftigen Aufwand bei der Entstehung neuer wirtschaftlicher Einheiten zu vermeiden, 
wird der neue § 266 Absatz 5 BewG zur zweiten Hauptfeststellung zum 31. Dezember 2028 
aufgehoben. Bis dahin soll die KONSENS-Grundstücksdatenbank LANGUSTE fertigge-
stellt sein und damit die Zuordnung anhand der Liegenschaftskataster automationsgestützt 
erfolgen. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Grundsteuergesetzes) 


§ 15 Absatz 1 


Die Steuermesszahl für Wohngebäude wurde an die an den Mikrozensus 2018 angepass-
ten Nettokaltmieten der Anlage 39 (zu § 254) auf 0,31 Promille angepasst. 


Zu Artikel 4 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes) 


§ 1 Absatz 2 


Mit den in § 1 Absatz 2 FAG geänderten Korrekturbeträgen für die vertikale Umsatzsteuer-
verteilung im Jahr 2021 wird erreicht, dass die aus der Gewährung eines Kinderbonus ins-
gesamt resultierenden Mindereinnahmen von geschätzten 2 140 Mio. Euro im Ergebnis 
vollständig vom Bund getragen werden. Zu diesem Zweck wird durch entsprechende Än-
derungen der Beträge in § 1 Absatz 2 FAG eine Verringerung des Bundesanteils an der 
Umsatzsteuer um 1 231 Mio. Euro sowie eine Erhöhung des Länderanteils an der Umsatz-
steuer um 910 Mio. und eine Erhöhung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer um 
321 Mio. Euro für das Jahr 2021 vorgenommen. Die Erhöhungsbeträge für Länder und Ge-
meinden bei der Umsatzsteuer entsprechen ihren jeweiligen Mindereinnahmen aus dem 
Kinderbonus (vollständige Jahreswirkung), die sich entsprechend ihren Beteiligungsverhält-
nissen an der Einkommensteuer ergeben. 


Festbeträge nach § 1 Absatz 2 FAG für das Jahr 2021 (in Mio. Euro): 
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Zu Artikel 5 (Änderung des Forschungszulagengesetzes) 


Zu Nummer 1 


§ 2 Absatz 5 


Die Geschäftsleitung ist der Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung (§ 10 der Abgaben-
ordnung - AO) und befindet sich dort, wo der für die Geschäftsführung maßgebliche Wille 
gebildet wird (BFH vom 23. Januar 1991, I R 22/90, BStBl II S. 554). Der Begriff der Ge-
schäftsleitung entspricht im Zivil- und Handelsrecht im Wesentlichen dem Begriff des tat-
sächlichen Verwaltungssitzes (BFH vom 23. Juni 1992, IX R 182/87, BStBl II S. 972). Den 
Sitz hat eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse an dem Ort, der 
durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag, Satzung, Stiftungsgeschäft oder dergleichen bestimmt 
ist (§ 11 AO). Die Förderfähigkeit im Rahmen der Auftragsforschung sollte nach dem Willen 
des Gesetzgebers auf solche Fälle beschränkt werden, in denen der Auftragnehmer inner-
halb der EU ansässig ist. Der Sitz einer Gesellschaft kann durch die Satzung oder den 
Gesellschaftsvertrag unabhängig vom Ort der geschäftlichen Aktivität bestimmt werden. 
Um missbräuchliche Gestaltungen zu vermeiden, wird geregelt, dass Auftragsforschung 
nur dann förderfähig ist, wenn der Auftragnehmer seine Geschäftsleitung in einem entspre-
chenden EU/EWR Staat hat. 


Zu Nummer 2 


§ 3 Absatz 6 


§ 3 Absatz 6 des Forschungszulagengesetzes (FZulG) dient dazu, die Förderung stärker 
auf kleine und mittlere Unternehmen zu fokussieren, ohne dass große Unternehmen von 
der Förderung ausgeschlossen werden. In der Gesetzesbegründung hierzu heißt es: 
„Große Unternehmen oder auch Unternehmen, die in einen Unternehmensverbund inte-
griert sind, sind in der Regel auch in Bezug auf die Finanzierung eigener Forschungstätig-
keiten stabiler. Gleichwohl ist es ein Anliegen dieses Gesetzes, große Unternehmen nicht 
gänzlich von der Förderberechtigung auszunehmen. Um jedoch Gestaltungen im Hinblick 
auf die Erlangung eines höheren Fördervolumens zu vermeiden, wird bei der Ermittlung der 
maximal förderfähigen Bemessungsgrundlage geprüft, inwieweit mit dem Anspruchsbe-
rechtigten verbundene Unternehmen ebenfalls begünstigungsfähige FuE-Vorhaben durch-
führen und hierfür eine steuerliche FuE-Förderung begehren. Die Bemessungsgrundlage 
von 2 Mio. [jetzt 4 Mio.] Euro können verbundene Unternehmen insgesamt nur einmal in 
Anspruch nehmen. Dadurch soll vermieden werden, dass Unternehmen durch Auf- oder 
Abspaltungen und Auslagerungen von Forschungstätigkeiten ein höheres Fördervolumen 
erlangen würden als Unternehmen, die eigenständig die FuE-Aufwendungen tragen müs-
sen.“ 


Im Rahmen der Umsetzung des Forschungszulagengesetzes und der Beantwortung von 
Praxisfragen wurde aber deutlich, dass die Verwendung der Legaldefinition des § 15 des 
Aktiengesetzes (AktG) für die Abgrenzung von verbundenen Unternehmen zum Zwecke 
der Begrenzung der Bemessungsgrundlage sowohl die Finanzverwaltung als auch an-
spruchsberechtigte Unternehmen und Start-ups vor einige Herausforderungen und Unsi-
cherheiten stellt. 


So fallen wegen der weitreichenden Formulierungen des § 15 und der damit im Zusammen-
hang stehenden §§ 16 bis 19 AktG auch forschende Unternehmen unter den Begriff des 
„verbundenen Unternehmens“, die kaum inhaltliche oder auch sonstige für die jeweiligen 
Tätigkeiten relevante Überschneidungen haben. So gibt es z.B. bei Private-Equity Fonds 
mangels inhaltlicher Überschneidungen und Kommunikation kaum Transparenz und Be-
rührpunkte der Beteiligungsgesellschaften untereinander. Ähnliches kann bei Gesell-
schaftskonstruktionen mit privaten Investoren, die sich in Start-ups engagieren, auftauchen. 
Mit der aktuellen Legaldefinition ist es in bestimmten Konstellationen kaum möglich, die 
entsprechenden Verbindungen zu anderen Unternehmen überhaupt zu erkennen und dann 
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auch noch eine Verständigung zu erreichen, wer den Anspruch in welcher Höhe und in 
welcher Reihenfolge geltend machen kann. Auch in verbundenen Unternehmen sollten 
aber keine Rechtsunsicherheiten über die Möglichkeit der Inanspruchnahme der For-
schungszulage auftreten. Der für verbundene Unternehmen nur insgesamt geltende Be-
messungsgrundlagenhöchstbetrag ist mit der gegenwärtigen Formulierung in § 3 Absatz 6 
FZulG im Ergebnis nicht einfach umzusetzen bzw. trifft Konstellationen, die eigentlich nicht 
getroffen werden sollen. Die aufgrund der Begrenzung der Bemessungsgrundlage erforder-
liche Aufteilung der Forschungszulage auf die „verbundenen“ Unternehmen könnte unbe-
absichtigter Weise als Hemmschuh wirken und der Investitionsanreiz geht verloren. Gerade 
junge Wachstumsunternehmen würden, wenn ein Dritter die Mehrheit der Kapitalanteile 
nicht nur dieses Unternehmens, sondern mehrerer Wachstumsunternehmen besitzt, von 
der Forschungszulage ausgeschlossen werden bzw. erhalten diese nur anteilig. Es war 
insbesondere in diesen Fällen nicht beabsichtigt, die Investitionen in Forschung und Ent-
wicklung durch Beschränkung der förderfähigen Bemessungsgrundlage im Verbund einzu-
schränken. 


Die Änderung des § 3 Absatz 6 Forschungszulagengesetz berührt nicht die verfolgte Fo-
kussierung auf kleine und mittlere Unternehmen; es erfolgt aber eine zielgenauere Abgren-
zung des Begriffs der verbundenen Unternehmen, so dass der – neue – § 3 Absatz 6 For-
schungszulagengesetz nur noch insoweit eingrenzt, wie es für die Zielerreichung erforder-
lich ist. Damit wird mehr Rechtssicherheit geschaffen und den Finanzämtern mehr Klarheit 
in der Rechtsanwendung gegeben. Bedacht wurde dabei, dass die Umsetzung des For-
schungszulagengesetzes unbürokratisch und einfach erfolgen sollte. 


Mit der Neuregelung wird - dem Sinn und Zweck der Regelung folgend - klargestellt, dass 
Anspruchsberechtigte, die am Ende des Wirtschaftsjahres, für das die Forschungszulage 
beantragt wird, mit anderen Unternehmen verbunden sind, die maximale Bemessungs-
grundlage von 2 bzw. 4 Mio. Euro für die verbundenen Unternehmen nur insgesamt einmal 
im Wirtschaftsjahr in Anspruch nehmen können. In diesem Sinne sind zwei oder mehr Un-
ternehmen dann als miteinander verbunden anzusehen, wenn ein Unternehmen auf ein 
anderes Unternehmen einen beherrschenden Einfluss im Sinne des § 290 Absatz 2 bis 4 
des Handelsgesetzbuchs (HGB) ausübt. Dabei wird die Begriffsabgrenzung ausdrücklich 
auf die Bestimmungen des § 290 HGB begrenzt, die sich auf die Definition des beherr-
schenden Einflusses beziehen. Für die Einordnung als verbundene Unternehmen im Sinne 
des Forschungszulagengesetzes ist es aber nicht relevant, ob ein Konzernabschluss zu 
erstellen ist (§ 290 Absatz 1 HGB) oder ob die Voraussetzungen für eine Befreiung von der 
Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses vorliegen (§ 290 Absatz 5 HGB). Für die 
danach als verbundene Unternehmen geltenden Unternehmen dürfte es bekannt sein, ob 
diese in einen Konzernabschluss einbezogen werden oder einzubeziehen wären, wenn 
nicht die Ausnahmen des § 290 Absatz 5 HGB oder des § 296 HGB vorliegen würden. 


Die neue Gesetzesfassung enthält nunmehr auch verbindlich, auf welchen Stichtag die Be-
ziehungen zu verbundenen Unternehmen geprüft werden. Zur Vereinfachung soll hier auf 
das Ende des Wirtschaftsjahres abgestellt werden. Das erspart aufwendige Nachverfolgun-
gen von Verbindungen, die im Laufe eines Jahres gelöst wurden. Zudem ist die Bemes-
sungsgrundlage am Ende des Wirtschaftsjahres zu begrenzen und zwischen den verbun-
denen Unternehmen aufzuteilen. Ein Anknüpfen an frühere Beteiligungsverhältnisse macht 
eine Überprüfung in der Praxis und eine sachgerechte Aufteilung sowohl für die Anspruchs-
berechtigten als auch für die Verwaltung extrem schwierig. 


Da verbundene Unternehmen voneinander abweichende Wirtschaftsjahre haben können, 
ist es für die Begrenzung der Bemessungsgrundlage erforderlich zu bestimmen, für wel-
chen Zeitraum diese Begrenzung erfolgt. Es wird daher aufgenommen, dass die Bemes-
sungsgrundlage eines Kalenderjahres maßgeblich ist. Somit werden die Bemessungs-
grundlagen eines abweichenden Wirtschaftsjahres in das Kalenderjahr einbezogen, in dem 
das Wirtschaftsjahr endet. 
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Die Regelung über die Begrenzung der Bemessungsgrundlage für verbundene Unterneh-
men sieht keine zwingende Reihenfolge für die Inanspruchnahme der Förderung vor. Die 
verbundenen Unternehmen sollen zwar in ihrem Antrag angeben, wie die Verteilung zwi-
schen den verbundenen Unternehmen zu erfolgen hat (§ 5 Absatz 2 – neu - FZulG). Es 
kann aber dazu kommen, dass gegenüber einem verbundenen Unternehmen eine For-
schungszulage bestandskräftig - unter Berücksichtigung der beantragten Forschungszu-
lage anderer verbundener Unternehmen - festgesetzt wurde, einem mit diesem Unterneh-
men verbundenen Unternehmen die Forschungszulage jedoch nicht in der beantragten 
Höhe gewährt wird. Dadurch schöpft der Unternehmensverbund die Bemessungsgrundlage 
nicht vollständig aus. Dem erstgenannten verbundenen Unternehmen muss es daher auch 
bei bestandskräftiger Festsetzung möglich sein, einen höheren Anspruch nachträglich gel-
tend zu machen. Um hierfür rechtssichere Änderungsnormen zu schaffen, wird der Ab-
satz 6 um eine solche Änderungsmöglichkeit ergänzt. Somit kann dann ein Bescheid über 
die Festsetzung von Forschungszulage für ein verbundenes Unternehmen auch, nachdem 
er bestandskräftig ist, noch geändert werden, wenn ein Forschungszulagenbescheid für ein 
mit ihm verbundenes Unternehmen für das selbe Wirtschaftsjahr aufgehoben oder geändert 
wurde und diese Änderung Einfluss auf die Aufteilung des Höchstbetrages zwischen den 
verbundenen Unternehmen hat. 


Zu Nummer 3 


§ 5 


Die Änderungen im § 5 FZulG zielen im Wesentlichen darauf ab, ein gesondertes Feststel-
lungsverfahren für die förderfähigen Aufwendungen eines Betriebes einzuführen, wenn sich 
der Betrieb in dem Zuständigkeitsbereich eines vom Wohnsitzfinanzamt abweichenden Fi-
nanzamtes befindet. § 5 Absatz 1 Satz 1 FZulG sieht vor, dass der Antrag auf Forschungs-
zulage bei dem für die Besteuerung des Anspruchsberechtigten nach dem Einkommen zu-
ständigen Finanzamt zu stellen ist. Das soll auch dann gelten, wenn die Einkünfte des An-
spruchsberechtigten nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO gesondert 
festzustellen sind. 


In den Fällen, für die eine gesonderte Feststellung der Einkünfte nach § 180 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO notwendig ist, fällt die Zuständigkeit der Finanzämter für 
die Ertragsbesteuerung und für die Einkünftefeststellung auseinander. Da die nach dem 
Forschungszulagengesetz förderfähigen Aufwendungen regelmäßig im Betrieb des An-
spruchsberechtigten anfallen, kann das für die Ertragsbesteuerung zuständige Finanzamt 
nicht auf die betriebsbezogenen Angaben und Einkünfteermittlungen zugreifen. Somit wird 
es nur schwer möglich sein, den Umfang der nach dem Forschungszulagengesetz förder-
fähigen Aufwendungen zu ermitteln bzw. zur überprüfen. 


Für eine zutreffende Festsetzung der Forschungszulage sind aber der Umfang der förder-
fähigen Aufwendungen, die Art der Durchführung des FuE-Vorhabens oder der Zeitpunkt 
des Beginns oder Endes eines Vorhabens im Rahmen der Festsetzung der Forschungszu-
lage zu prüfen. 


Die Feststellung der Forschungszulage ist vom Regelungsumfang des § 180 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO nicht umfasst. Eine gesonderte Feststellung bietet aber 
die Möglichkeit einer rechtssicheren Feststellung, die dann für das Wohnsitzfinanzamt bin-
dend ist. Es wird daher im Forschungszulagengesetz eine spezielle Regelung aufgenom-
men, um die Grundlagen für die Festsetzung der Forschungszulage durch das jeweilige 
Betriebsfinanzamt in Form einer gesonderten Feststellung vornehmen zu lassen. Da Fälle 
denkbar sind, in denen ein Anspruchsberechtigter mehrere selbständige Betriebe führt, in 
denen FuE-Vorhaben durchgeführt werden, kann die gesonderte Feststellung sich nur auf 
die förderfähigen Aufwendungen eines Betriebes beziehen, aber nicht auf die Feststellung 
der förderfähigen Bemessungsgrundlage. Entsprechend der derzeitigen Systematik bleibt 
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das für die Ertragsbesteuerung zuständigen Finanzamt für die Festsetzung der For-
schungszulage zuständig. Hier werden die Feststellungen zusammengeführt und nach der 
Festsetzung kann die Anrechnung der Forschungszulage auf die nächste erstmalige Steu-
erfestsetzung im selben Finanzamt vorgenommen werden. Damit kann das Festsetzungs-
finanzamt Einfluss nehmen auf die zeitliche Reihenfolge der Bearbeitung von Forschungs-
zulage-Festsetzungen und der nächsten Steuerfestsetzung. Dadurch kann für den An-
spruchsberechtigten ein - im Hinblick auf die Anrechnungsmöglichkeiten - günstiger Verlauf 
organisiert werden. 


Ohne die ausdrückliche gesetzliche Regelung eines Feststellungsverfahren, müsste eine 
Ermittlung der förderfähigen Aufwendungen in jedem Fall im Wege der Amtshilfe angefor-
dert werden. Eine solche Mitteilung des Betriebs-Finanzamtes über den Umfang der förder-
fähigen Aufwendungen nach dem Forschungszulagengesetz im Wege der Amtshilfe 
hätte - im Gegensatz zur gesonderten Feststellung- jedoch keine verpflichtende Bindungs-
wirkung. 


Zu Buchstabe a 


§ 5 Absatz 1 Satz 2 – neu -


Es wird klargestellt, dass der Antrag auf Forschungszulage auch in den Fällen der geson-
derten Feststellung bei dem Finanzamt zu stellen ist, das für die Besteuerung des An-
spruchsberechtigten nach dem Einkommen im Sinne des Einkommensteuergesetzes und 
des Körperschaftsteuergesetzes zuständig ist. Damit wird klargestellt, dass sich aus der 
Normierung eines gesonderten Feststellungsverfahrens keine Änderungen für den An-
spruchsberechtigten ergeben. Die bisher für den Anspruchsberechtigten geltenden Rege-
lungen haben weiterhin Bestand. 


Zu Buchstabe b 


§ 5 Absatz 2 Satz 2 - neu -


Die Ergänzung ist eine Folgeänderung aus den Änderungen im § 3 Absatz 6 FZulG. Um 
die Reihenfolge der Verteilung der förderfähigen Bemessungsgrundlage bei verbundenen 
Unternehmen vornehmen zu können, ist eine Erklärung im Antrag auf Forschungszulage 
erforderlich. Ein verbundenes Unternehmen gibt somit an, wie die Aufteilung zu erfolgen 
hat. Durch die Änderungsmöglichkeiten im neuen § 3 Absatz 6 FZulG besteht aber auch 
bei abweichender Festsetzung die Möglichkeit einer nachträglichen geänderten Aufteilung. 


Zu Buchstabe c 


§ 5 Absatz 3 Satz 1 


Mit der geänderten Formulierung wird den tatsächlichen Gegebenheiten Rechnung getra-
gen. Die bisherige Aussage, dass dem Antrag auf Forschungszulage die Bescheinigung 
der Bescheinigungsstelle Forschungszulage beizufügen ist, ist nicht mehr erforderlich, 
denn die Bescheinigungsstelle übermittelt die erteilten Bescheinigungen unmittelbar an die 
Finanzverwaltung. Aufgrund eines zwischen der Bescheinigungsstelle Forschungszulage 
und der Finanzverwaltung eingeführten Datenübermittlungsverfahrens muss die Beschei-
nigung vom Anspruchsberechtigten nicht mehr dem Antrag auf Forschungszulage beige-
fügt werden. Damit wird das Antragsverfahren verschlankt und der Aufwand für den An-
spruchsberechtigten gesenkt. Für den Antrag auf Forschungszulage ist es daher ausrei-
chend, dass eine Bescheinigung der Bescheinigungsstelle Forschungszulage vorliegt. 


Zu Buchstabe d 


§ 5 Absatz 4 – neu -
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Mit dem neuen Absatz 4 wird für die Fälle, in denen die in einem Betrieb erzielten Einkünfte 
nach § 180 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO gesondert festgestellt werden, 
auch eine gesonderte Feststellung der in diesem Betrieb entstandenen förderfähigen Auf-
wendungen nach § 3 Absatz 1 bis 4 FZulG von dem für die gesonderte Feststellung der 
Einkünfte zuständigen Finanzamt eingeführt. 


Das Finanzamt, bei dem der Antrag auf Forschungszulage gestellt wird, leitet von Amts 
wegen das gesonderte Feststellungsverfahren - oder für den Fall, dass für mehrere ver-
schiedene Betriebe Forschungszulage beansprucht wird, die gesonderten Feststellungs-
verfahren - ein. Aufgrund der gesonderten Feststellungen wird vom für den Antrag auf For-
schungszulage zuständigen Finanzamt die förderfähige Bemessungsgrundlage ermittelt 
und die Höhe der Forschungszulage in einem Bescheid für ein Kalenderjahr festgesetzt. 
Ändern sich die gesonderten Feststellungen, treten dieselben verfahrensrechtlichen Ände-
rungen ein, wie sie auch im Fall der Änderungen von gesonderten Feststellungen der Ein-
künfte eintreten würden. Die Vorschriften der Abgabenordnung gelten entsprechend. 


Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 


Zu Absatz 1 


Absatz 1 bestimmt, dass die Änderungen am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 


Zu Absatz 2 


Um zukünftigen Aufwand bei der Entstehung neuer wirtschaftlicher Einheiten zu vermeiden, 
wird der neue § 266 Absatz 5 BewG zur zweiten Hauptfeststellung zum 31. Dezember 2028 
aufgehoben. Bis dahin soll die KONSENS-Grundstücksdatenbank LANGUSTE fertigge-
stellt sein und damit die Zuordnung anhand der Liegenschaftskataster automationsgestützt 
erfolgen. 
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		Lesezeichen strukturieren

		unter 60 m² 8,47 8,07 7,34 9,60 14,83 

		unter 60 m² 7,45 7,23 7,02 6,72 8,27 

		unter 60 m² 7,02 5,75 5,50 8,12 8,77 

		unter 60 m² 7,74 8,70 8,41 10,24 12,62 












    


 


  


        
       


    


         
       


          
          


          
  


           
           


        
         


          
       


        
    


  


          
           


          
             


           
        


         
          


 


       
         


          
         


          
          


        
            


        
         


Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Steuervermeidung und unfai-
rem Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer Gesetze 


A. Problem und Ziel 


Staaten und Gebiete (Steuerhoheitsgebiete), die international anerkannte Standards im 
Steuerbereich nicht einhalten, befördern Steuerhinterziehung, Steuervermeidung und un-
fairen Steuerwettbewerb. Auf diese Weise werden das Steueraufkommen und die Steuer-
gerechtigkeit gefährdet. Die wachsende Mobilität von Personen und Kapital begünstigen 
diese Entwicklungen, von denen die Mitgliedstaaten der Europäischen Union allesamt be-
troffen sind. 


Ziel dieses Gesetzes ist es, Steuerhoheitsgebiete, die anerkannte Standards in den Berei-
chen Transparenz in Steuersachen, unfairen Steuerwettbewerb und bei der Umsetzung der 
verbindlichen BEPS-Mindeststandards nicht erfüllen, dazu anzuhalten, Anpassungen in 
Richtung einer Umsetzung und Beachtung internationaler Standards im Steuerbereich vor-
zunehmen. Zu diesem Zweck sollen Personen und Unternehmen durch gezielte verwal-
tungsseitige und materiell-steuerrechtliche Maßnahmen davon abgehalten werden, Ge-
schäftsbeziehungen zu natürlichen oder juristischen Personen in diesen Steuerhoheitsge-
bieten fortzusetzen oder aufzunehmen. 


B. Lösung 


Mit diesem Gesetz werden Verwaltungs- und Legislativmaßnahmen ermöglicht, die im Ver-
hältnis zu solchen Steuerhoheitsgebieten Anwendung finden, die auf der EU-Liste nicht ko-
operativer Steuergebiete geführt werden. Das Gesetz basiert auf den Schlussfolgerungen 
des Rates der Europäischen Union zur EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für 
Steuerzwecke (sog. „schwarze Liste“) sowie den seitdem in diesem Zusammenhang durch 
die Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) verhandelten und vom Rat ge-
billigten Maßnahmen. Die Umsetzung der Abwehrmaßnahmen dient einem koordinierten 
Vorgehen der Mitgliedstaaten und verspricht auf diese Weise eine größtmögliche Effektivi-
tät. 


Mit dem Gesetz zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbekämp-
fungsgesetz) vom 29. Juli 2009 wurden Konsequenzen verwaltungsseitiger und materiell-
steuerrechtlicher Art an solche Geschäftsbeziehungen geknüpft, die zu natürlichen oder 
juristischen Personen in Steuerhoheitsgebieten bestehen, welche als intransparent gelten. 
Zum einen entsprechen die dort beschriebenen Anforderungen an die steuerliche Transpa-
renz nicht länger den internationalen Standards. Zum anderen erfasst das Steuerhinterzie-
hungsbekämpfungsgesetz nicht alle Kriterien, die der Beurteilung eines Steuerhoheitsge-
bietes als nicht kooperativ im Sinne der „schwarzen Liste“ zugrunde liegen. Das Steuerhin-
terziehungsbekämpfungsgesetz wird in seinem Regelungsgehalt beibehalten, soweit dieser 
mit den Vorgaben des Rates noch kompatibel ist. 
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C. Alternativen 


Das Gesetz setzt die Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union zur EU-Liste 
nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke (sog. „schwarze Liste“) sowie den 
seitdem in diesem Zusammenhang durch die Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbe-
steuerung) verhandelten und vom Rat gebilligten Maßnahmen um. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die vorgesehenen Maßnahmen sind geeignet, Steuermindereinnahmen, die durch die Nut-
zung von nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten entstehen, zu vermeiden und die nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiete zur Umsetzung international anerkannter Standards im 
Steuerbereich anzuhalten. Das Gesetz dient der Sicherung des Steueraufkommens und 
darüber hinaus der Durchsetzung internationaler Standards im Steuerbereich. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Durch die gesteigerten Mitwirkungspflichten des § 12 des Gesetzes zur Abwehr von Steu-
ervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb entsteht ein laufender geringer nicht quan-
tifizierbarer Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Durch die gesteigerten Mitwirkungspflichten des § 12 des Gesetzes zur Abwehr von Steu-
ervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb entsteht ein laufender Erfüllungsaufwand für 
die Wirtschaft. Mit den Steuerhoheitsgebieten, die mit Blick auf die „schwarze Liste“ von 
dem Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb voraus-
sichtlich betroffen wären, findet regelmäßig nur ein geringfügiger wirtschaftlicher Austausch 
statt. Zwar lässt sich die Zahl der betroffenen Geschäftsvorgänge nicht valide schätzen. Zu 
einer der Mitwirkungspflicht in § 12 des Gesetzes sehr ähnlichen Vorgabe (§ 4 in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 2 und 5 Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung) wurde aber 
pro Fall ein Zeitaufwand von 220 Minuten gemessen. Bei einem dort angenommenen 
durchschnittlichen Lohnsatz von 31,74 Euro pro Stunde entstehen rund 116 Euro an Per-
sonalaufwand pro Geschäftsvorgang. Im Ergebnis ist von einem geringen laufenden Erfül-
lungsaufwand auszugehen. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Bundesfinanzbehörden 


Für die Bundesfinanzbehörden ergibt sich kein Erfüllungsaufwand. 


Landesfinanzbehörden 


Durch die Regelungen in den §§ 8 bis 11 des Gesetzes zur Abwehr von Steuervermeidung 
und unfairem Steuerwettbewerb (Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenab-
zugs, verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung, Quellensteuermaßnahmen, Gewinnaus-
schüttungsmaßnahmen) ist in den Finanzämtern mit einem erhöhten Aufwand durch die 
Anforderung und Prüfung der Aufzeichnungen nach § 12 desselben Gesetzes sowie der 
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Prüfung und ggf. Korrektur der Gewinn- und Überschusseinkünfte zu rechnen. Dieser Auf-
wand kann im konkreten Einzelfall erheblich sein. Die Auswirkungen auf den Erfüllungsauf-
wand lassen sich jedoch auf Grund fehlender statistischer Daten nicht belastbar quantifi-
zieren. Bei fortschreitender Erfüllung der Ziele dieses Gesetzes wird dieser Aufwand per-
spektivisch in erheblichem Umfang wieder geringer werden. 


Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die Regelungen maßgeblich von den Prüfungs-
diensten durch entsprechende Schwerpunktsetzung überprüft werden. Eine direkte Auswir-
kung auf den Erfüllungsaufwand der Finanzämter ist damit nicht verbunden. 


F. Weitere Kosten 


Der Gesetzentwurf führt insgesamt darüber hinaus nicht zu zusätzlichen Kosten für die 
Wirtschaft, einschließlich der mittelständischen Unternehmen, sofern den gegebenenfalls 
erforderlichen Mitwirkungs- und Nachweispflichten nachgekommen wird. 


Be- und Entlastungen für einzelne Sektoren der Volkswirtschaft durch die vorgesehenen 
Maßnahmen sind nicht bekannt. Es wird davon ausgegangen, dass weder in Einzelfällen 
noch allgemein volkswirtschaftliche Effekte ausgelöst werden, die sich in Einzelpreisen, 
dem allgemeinen Preisniveau oder dem Verbraucherpreisniveau niederschlagen können. 
Belastungen für mittelständische Unternehmen werden ebenfalls nicht erwartet. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Abwehr von Steuervermeidung und unfai-
rem Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer Gesetze 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb 
(Steueroasen-Abwehrgesetz – StAbwG) 


Artikel 2 Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 3 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 


Artikel 4 Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 5 Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Artikel 6 Aufhebung der Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung 


Artikel 7 Änderung des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen 
über Finanzkonten in Steuersachen (Finanzkonten-Informationsaustauschge-
setz - FKAustG) 


Artikel 8 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuer-
wettbewerb 


(Steueroasen-Abwehrgesetz – StAbwG) 


Inhaltsübersicht 


A b s c h n i t t 1 


A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n 


§  1  Anwendungsbereich  


§  2  Begriffsbestimmungen  


§  3  Verordnungsermächtigung  


A b s c h n i t t 2 


Q u a l i f i k a t i o n e i n e s S t a a t e s o d e r G e b i e t s 


§ 4 Intransparenz in Steuersachen 
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§ 5 Unfairer Steuerwettbewerb 


§ 6 Nichterfüllung der BEPS-Mindeststandards 


A b s c h n i t t 3 


A b w e h r m a ß n a h m e n 


§ 7 Betroffene Geschäftsvorgänge 


§ 8 Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs 


§ 9 Verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung 


§ 10 Quellensteuermaßnahmen 


§ 11 Maßnahmen bei Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungen 


A b s c h n i t t 4 


B e s o n d e r e A n f o r d e r u n g e n a n d a s S t e u e r v e r w a l t u n g s v e r f a h r e n 


§ 12 Gesteigerte Mitwirkungspflichten 


A b s c h n i t t 5 


S c h l u s s v o r s c h r i f t e n 


§ 13 Anwendungsvorschriften 


A b s c h n i t t 1 


A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n 


§ 1 


Anwendungsbereich 


(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf natürliche Personen, Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen anzuwenden. 


(2) Dieses Gesetz ist auf Steuern einschließlich der Steuervergütungen anzuwenden, 
die durch Bundesrecht oder Recht der Europäischen Union geregelt sind und durch Bun-
desfinanzbehörden, Landesfinanzbehörden oder Gemeinden verwaltet werden, ausgenom-
men die Umsatzsteuer, einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer, Einfuhr- und Ausfuhrabga-
ben und Verbrauchsteuern. 


(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes werden durch Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen. Darüber hinaus werden 
deutsche Besteuerungsrechte durch Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
mit nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten für den Zeitraum, in denen die Abschnitte 3 
und 4 bezogen auf dieses Steuerhoheitsgebiet Anwendung finden, nicht berührt. 
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§ 2 


Begriffsbestimmungen 


(1) Ein Staat oder ein Gebiet (Steuerhoheitsgebiet) ist im Sinne dieses Gesetzes nicht 
kooperativ, wenn das Steuerhoheitsgebiet eine der Voraussetzungen des § 4 Absatz 1, des 
§ 5 Absatz 1 oder des § 6 erfüllt. 


(2) Ansässig in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet im Sinne dieses Geset-
zes sind 


1. natürliche Personen, wenn sie einen Wohnsitz (§ 8 der Abgabenordnung) oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 der Abgabenordnung); 


2. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, wenn sie einen Sitz 
(§ 11 der Abgabenordnung) oder ihren Ort der Geschäftsleitung (§ 10 der Abgaben-
ordnung) 


in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet haben. 


§ 3 


Verordnungsermächtigung 


(1) Zur Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsanwendung erlassen das Bundesmi-
nisterium der Finanzen und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie mit Zustim-
mung des Bundesrates eine Rechtsverordnung, in der genannt sind 


1. die Steuerhoheitsgebiete, die nach Maßgabe des § 2 Absatz 1 nicht kooperative Steu-
erhoheitsgebiete sind, wenn sie in der im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent-
lichten EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke in der jeweils 
aktuellen Fassung genannt sind; und 


2. der Zeitpunkt, ab dem ein bisher als nicht kooperativ genanntes Steuerhoheitsgebiet 
die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 nicht länger erfüllt. 


Die Rechtsverordnung ist für die Anwendung der Abschnitte 3 und 4 maßgeblich. 


(2) Wird in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ein Steuerhoheitsgebiet als nicht ko-
operatives Steuerhoheitsgebiet genannt, finden die Abschnitte 3 und 4 in Bezug auf dieses 
Steuerhoheitsgebiet ab dem Beginn des Folgejahres des Inkrafttretens der Rechtsverord-
nung Anwendung. Eine Ausnahme soll gelten für § 8, der ab dem Beginn des vierten Jahres 
nach Inkrafttreten, sowie für § 11, der ab Beginn des dritten Jahres nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung, Anwendung findet. Weicht das Wirtschaftsjahr der Person, die Adressat 
der Maßnahmen der Abschnitte 3 und 4 ist, vom Kalenderjahr ab, gelten die Sätze 1 und 2 
mit der Maßgabe, dass auf den Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres abzustellen ist. 


(3) Wird in der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ein Steuerhoheitsgebiet nicht länger 
als nicht kooperatives Steuerhoheitsgebiet genannt, finden die Abschnitte 3 und 4 in Bezug 
auf dieses Steuerhoheitsgebiet bereits ab dem 1. Januar des Kalenderjahres, in dessen 
Verlauf der in der Rechtsverordnung genannte Zeitpunkt des Wegfalls der Voraussetzun-
gen fällt, keine Anwendung mehr. Weicht das Wirtschaftsjahr der Person, die Adressat der 
Maßnahmen der Abschnitte 3 und 4 ist, vom Kalenderjahr ab, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, 
dass auf den Beginn des Wirtschaftsjahres abzustellen ist. 
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A b s c h n i t t 2 


Q u a l i f i k a t i o n e i n e s S t a a t e s o d e r G e b i e t s 


§ 4 


Intransparenz in Steuersachen 


(1) Ein Steuerhoheitsgebiet ist nicht kooperativ, wenn dieses Steuerhoheitsgebiet 
keine hinreichende Transparenz in Steuersachen gewährleistet. 


(2) Ein Steuerhoheitsgebiet gewährleistet keine hinreichende Transparenz in Steuer-
sachen, wenn dieses Steuerhoheitsgebiet 


1. den automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen 
mit der Bundesrepublik Deutschland sowie allen anderen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union nach dem gemeinsamen Meldestandard nicht durchführt; 


2. nicht weitgehend den OECD Standard für Transparenz und effektiven Informationsaus-
tausch auf Ersuchen umgesetzt hat; oder 


3. das Übereinkommen vom 25. Januar 1988 über die gegenseitige Amtshilfe in Steuer-
sachen in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 27. Mai 2010 nicht ratifiziert hat 
oder, sofern das Steuerhoheitsgebiet nicht über die volle staatliche Souveränität ver-
fügt, es dem Übereinkommen vom 25. Januar 1988 über die gegenseitige Amtshilfe in 
Steuersachen in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 27. Mai 2010 nicht beige-
treten ist; die Transparenz ist allerdings hinreichend gewährleistet, wenn das Steuer-
hoheitsgebiet den wirksamen Austausch von Informationen auf Ersuchen sowie den 
automatischen Austausch von Informationen mit der Bundesrepublik Deutschland und 
allen anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union aufgrund geltender Abkommen 
sicherstellt. 


(3) Gemeinsamer Meldestandard nach Absatz 2 Nummer 1 ist der durch die Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zusammen mit den 
G20-Staaten entwickelte Standard für den automatischen Austausch von Informationen 
über Finanzkonten in Steuersachen in dem Stand der Veröffentlichung durch die OECD 
vom 15. Juli 2014. 


(4) Der OECD Standard nach Absatz 2 Nummer 2 bestimmt sich anhand der „2016 
Terms of Reference“ im „Informationsaustausch auf Ersuchen, Handbuch für die gegensei-
tige Überprüfung 2016-2020“, Global Forum on Transparency and Exchange of Information 
for Tax Purposes (2016). Der Standard ist in einem Steuerhoheitsgebiet weitgehend nicht 
umgesetzt, wenn von ihm wesentlich abgewichen wird und diese Abweichung signifikante 
Auswirkungen auf die praktische Durchführung des Informationsaustausches auf Ersuchen 
hatte oder voraussichtlich haben wird. 


§ 5 


Unfairer Steuerwettbewerb 


(1) Ein Steuerhoheitsgebiet ist nicht kooperativ, wenn es unfairen Steuerwettbewerb 
betreibt. 
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(2) Ein Steuerhoheitsgebiet betreibt unfairen Steuerwettbewerb, wenn es Regelun-
gen, einschließlich Rechts-, Verwaltungsvorschriften und Verwaltungspraktiken auf dem 
Gebiet des Steuerrechts, anwendet, die gemessen an den üblicherweise in dem betreffen-
den Steuerhoheitsgebiet geltenden Besteuerungsniveaus eine deutlich niedrigere Effektiv-
besteuerung, einschließlich einer Nullbesteuerung, bewirken. Diese Regelungen sind ins-
besondere dann als unfairer Steuerwettbewerb anzusehen, wenn sie 


1. Vorteile ausschließlich Gebietsfremden oder für Transaktionen mit Gebietsfremden ge-
währen; 


2. Vorteile gewähren, die von der inländischen Wirtschaft des nicht kooperativen Steuer-
hoheitsgebietes nicht in Anspruch genommen werden können, so dass sie keine Aus-
wirkungen auf dessen Steuergrundlage haben; 


3. Vorteile von einer tatsächlichen wirtschaftlichen Tätigkeit oder Präsenz in dem diese 
Vorteile gewährenden Steuerhoheitsgebiet entkoppeln und die steuerlichen Vorteile 
auch ohne eine derartige Tätigkeit oder Präsenz gewährt werden; 


4. bei der Gewinnermittlung bei Aktivitäten innerhalb einer multinationalen Unterneh-
mensgruppe von international allgemein anerkannten Grundsätzen, insbesondere de-
nen der OECD, abweichen; oder 


5. intransparent, insbesondere nicht allgemein vorhersehbar oder hinreichend dokumen-
tiert sind, einschließlich der Fälle, in denen von den Regelungen in der Handhabung 
durch die Verwaltungsbehörden bewusst abgewichen wird, um gesetzlich nicht vorge-
sehene Vorteile zu gewähren. 


(3) Für ein Steuerhoheitsgebiet, das über kein Körperschaftsteuersystem oder über 
ein Körperschaftsteuersystem verfügt, dessen Anwendung zu einem effektiven Körper-
schaftsteuersatz von null oder nahe null führt (Nullsatzjurisdiktion), sind Regelungen sowie 
Strukturen als unfairer Steuerwettbewerb anzusehen, wenn sie zum Ziel haben, Gewinne 
anzuziehen, die keine reale Wirtschaftstätigkeit in dem Steuerhoheitsgebiet abbilden. Re-
gelungen und Strukturen sind insbesondere dann als unfairer Steuerwettbewerb anzuse-
hen, wenn hierdurch eine den Regelungen unter Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 5 entspre-
chende Wirkung entsteht. Für die Beurteilung der Wirkung ist unerheblich, ob es sich um 
steuerliche oder nichtsteuerliche Regelungen und Strukturen in dem betreffenden Steuer-
hoheitsgebiet handelt. Allein der Umstand, dass ein Steuerhoheitsgebiet eine Nullsatzjuris-
diktion ist, führt nicht dazu, dass die betreffenden Regelungen oder Strukturen dieses Steu-
erhoheitsgebietes als unfairer Steuerwettbewerb anzusehen sind. 


§ 6 


Nichterfüllung der BEPS-Mindeststandards 


(1) Ein Steuerhoheitsgebiet ist nicht kooperativ, wenn es sich nicht zur Umsetzung der 
Mindeststandards des OECD/G20 BEPS-Projekts (Base Erosion and Profit Shifting, vgl. 
BEPS-Projekt Erläuterungen, Abschlussbericht 2015) gegen Gewinnverkürzung und Ge-
winnverschiebung verpflichtet hat. Die Mindeststandards umfassen Aktionspunkt 5 „Wirk-
same Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichtigung von Transparenz 
und Substanz“, Aktionspunkt 6 „Verhinderung von Abkommensmissbrauch“, Aktions-
punkt 13 „Verrechnungspreisdokumentation und länderbezogene Berichterstattung“ und 
Aktionspunkt 14 „Verbesserung der Wirksamkeit von Streitbeilegungsmechanismen“. 


(2) Ein Steuerhoheitsgebiet ist auch dann nicht kooperativ, wenn es 
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1. nicht mit der Bundesrepublik Deutschland sowie allen anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union über einen Mechanismus zum Austausch länderbezogener Berichte 
verfügt; oder 


2. hinsichtlich der Vertraulichkeit, der Datenschutzvorkehrungen, der sachgemäßen Ver-
wendung oder dem rechtzeitigen und ausreichenden Austausch von Informationen zu 
länderbezogenen Berichten von dem Mindeststandard des OECD/G20 BEPS-Projekts, 
Aktionspunkt 13 „Verrechnungspreisdokumentation und länderbezogene Berichter-
stattung“ wesentlich abweicht. 


A b s c h n i t t 3 


A b w e h r m a ß n a h m e n 


§ 7 


Betroffene Geschäftsvorgänge 


Unterhält ein Steuerpflichtiger Geschäftsbeziehungen oder Beteiligungsverhältnisse in 
oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet (Geschäftsvorgänge), gel-
ten die §§ 8 bis 11. Satz 1 ist auch auf anzunehmende schuldrechtliche Beziehungen im 
Sinne des § 1 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 des Außensteuergesetzes sowie auf Vorgänge, 
die auf einer gesellschaftsrechtlichen Vereinbarung beruhen, anzuwenden. 


§ 8 


Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs 


Aufwendungen aus Geschäftsvorgängen im Sinne des § 7 dürfen den Gewinn oder 
den Überschuss der Einnahmen über die Werbungskosten nicht mindern. Dies gilt nicht, 
soweit die den Aufwendungen entsprechenden Erträge der unbeschränkten oder be-
schränkten Steuerpflicht nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes, Körper-
schaftsteuergesetzes oder dieses Gesetzes unterliegen. 


§ 9 


Verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung 


Sind unbeschränkt steuerpflichtige Personen an einer ausländischen Gesellschaft im 
Sinne des § 7 Absatz 1 des Außensteuergesetzes gemäß § 7 des Außensteuergesetzes 
beteiligt, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist, ist die ausländi-
sche Gesellschaft über § 8 Absatz 1 des Außensteuergesetzes hinaus und ungeachtet von 
§ 8 Absatz 2 und § 9 des Außensteuergesetzes Zwischengesellschaft für ihre gesamten 
Einkünfte, die insgesamt einer niedrigen Besteuerung im Sinne des § 8 Absatz 3 des Au-
ßensteuergesetzes unterliegen. Untergesellschaften im Sinne des § 14 Absatz 1 des Au-
ßensteuergesetzes und ihnen nachgeschaltete ausländische Gesellschaften im Sinne des 
§ 14 Absatz 3 des Außensteuergesetzes, die in nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten 
ansässig sind, sind über § 14 Absatz 1 und § 8 Absatz 1 des Außensteuergesetzes hinaus 
und ungeachtet von § 8 Absatz 2 und § 9 des Außensteuergesetzes nachgeschaltete Zwi-
schengesellschaften für ihre gesamten Einkünfte, soweit diese einer niedrigen Besteuerung 
unterlegen haben; negative Einkünfte solcher Gesellschaften sind abweichend von § 14 
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Absatz 1 Satz 1 des Außensteuergesetzes nicht zuzurechnen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht für Einkünfte oder Teile von Einkünften einer ausländischen Gesellschaft, soweit 


1. die den diesen zugrundeliegenden Erträgen entsprechenden Aufwendungen dem Ab-
zugsverbot nach § 8 unterlegen haben und 


2. sie aus aktiven Tätigkeiten im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1 bis 10 des Außen-
steuergesetzes stammen. 


Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit deren Anwendung zu niedrigeren steuerpflichtigen 
Einkünften oder zuzurechnenden Einkünften führen würden als ohne deren Geltung. Für in 
einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet gelegene Betriebsstätten eines unbe-
schränkt Steuerpflichtigen gilt § 20 Absatz 2 Satz 1 des Außensteuergesetzes mit der Maß-
gabe, dass dieser auf sämtliche Einkünfte der Betriebstätte anzuwenden ist; § 20 Absatz 2 
Satz 2 des Außensteuergesetzes ist nicht anzuwenden und Satz 4 gilt entsprechend. 


§ 10 


Quellensteuermaßnahmen 


Über § 49 des Einkommensteuergesetzes hinaus liegen steuerpflichtige Einkünfte na-
türlicher Personen, Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, die 
in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig sind, auch vor, soweit sie Ein-
künfte erzielen aus 


1. Finanzierungsbeziehungen, 


2. Versicherungs- oder Rückversicherungsleistungen, 


3. der Erbringung von Dienstleistungen, soweit nicht bereits Nummern 1 und 2, und 


4. dem Handel mit Waren oder Dienstleistungen, 


die nach § 2 Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz des Einkommensteuergesetzes bei unbe-
schränkt Steuerpflichtigen der Besteuerung unterlägen, und die ihnen hierbei gewährten 
Vergütungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten eines anderen Steuerpflichtigen 
ungeachtet des § 8 Satz 1 bei dessen Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuer 
oder Körperschaftsteuerpflicht berücksichtigt werden können. § 50a des Einkommensteu-
ergesetzes, mit Ausnahme von dessen Absätzen 6 und 7, und §§ 73c bis 73g der Einkom-
mensteuer-Durchführungsverordnung sowie die weiteren gesetzlichen Vorschriften, die an 
den Steuerabzug auf Grund des § 50a des Einkommensteuergesetzes anknüpfen, gelten 
für die Vergütungen des Satzes 1 entsprechend. Dabei ist § 50a Absatz 2 Satz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Steuerabzug 15 Prozent 
der gesamten Einnahmen beträgt. 


§ 11 


Maßnahmen bei Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungen 


(1) Auf Bezüge im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 1, 2, 9 und 10 Buchstabe a des 
Einkommensteuergesetzes, die von einer in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet 
ansässigen Körperschaft geleistet werden, finden keine Anwendung 


1. die Vorschriften über die Steuerbefreiung nach § 8b Absatz 1 Satz 1 des Körperschaft-
steuergesetzes und 
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2. den in Nummer 1 genannten Vorschriften vergleichbare Vorschriften in Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung. 


Auf Gewinne aus der Veräußerung eines Anteils an einer Körperschaft oder Personenver-
einigung, deren Leistungen beim Empfänger zu Bezügen im Sinne des Satzes 1 gehören, 
finden die Vorschriften über die Steuerbefreiung nach § 8b Absatz 2 Satz 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes und vergleichbare Vorschriften in Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung keine Anwendung. Die Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Steuer-
pflichtige Bezüge von einer nahestehenden Person im Sinne des § 1 Absatz 2 des Außen-
steuergesetzes erhält und diese Bezüge aus Ausschüttungen oder Veräußerungsgewinnen 
resultieren, die die nahestehende Person unmittelbar oder mittelbar von einer Körperschaft 
im Sinne des Satzes 1 erhalten hat; dies gilt nicht, wenn bereits auf Ebene der nahestehen-
den Person die Sätze 1 und 2 oder vergleichbare Vorschriften angewendet worden sind. 


(2) Für Einkünfte im Sinne des Absatzes 1 sind § 2 Absatz 5b Satz 1, § 32d Absatz 1 
und § 43 Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes in Bezug auf Einkünfte, die das Kredit-
institut für Rechnung des Schuldners an den Steuerpflichtigen zahlt, und § 3 Nummer 40 
Satz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes nicht anzuwenden. 


(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit der Steuerpflichtige nachweist, dass die 
Ausschüttungen aus Beträgen resultieren, die beim Leistenden bereits der Besteuerung 
nach § 10 unterlegen haben oder für die bereits das Abzugsverbot nach § 8 angewendet 
worden ist. 


A b s c h n i t t 4 


B e s o n d e r e A n f o r d e r u n g e n a n d a s S t e u e r v e r w a l t u n g s -
v e r f a h r e n 


§ 12 


Gesteigerte Mitwirkungspflichten 


(1) Der Steuerpflichtige hat über die nach § 90 der Abgabenordnung bestehenden Mit-
wirkungspflichten hinaus eine gesteigerte Mitwirkungspflicht. Die gesteigerte Mitwirkungs-
pflicht umfasst die in den folgenden Absätzen geregelten Verpflichtungen. 


(2) Der Steuerpflichtige hat für Geschäftsvorgänge im Sinne des § 7 folgende Auf-
zeichnungen zu erstellen: 


1. Darstellung der Geschäftsbeziehungen, Übersicht über Art und Umfang dieser Ge-
schäftsbeziehungen, insbesondere Wareneinkauf, Dienstleistungen, Darlehensver-
hältnisse, Versicherungsverhältnisse, Nutzungsüberlassungen sowie Kostenumlagen; 


2. Verträge und vereinbarte Vertragsbedingungen, die den Geschäftsbeziehungen zu-
grunde liegen, und ihre Veränderung innerhalb des Wirtschaftsjahres; 


3. Auflistung von Vereinbarungen mit Bezug zu immateriellen Werten, einschließlich Kos-
tenumlagevereinbarungen sowie Forschungsdienstleistungsvereinbarungen und Li-
zenzvereinbarungen, sowie Auflistung der immateriellen Werte, die der Steuerpflichtige 
im Rahmen der betreffenden Geschäftsbeziehungen nutzt oder zur Nutzung überlässt; 
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4. die von den Beteiligten im Rahmen der Geschäftsbeziehungen ausgeübten Funktionen 
und übernommenen Risiken sowie deren Veränderungen innerhalb des Wirtschafts-
jahres; 


5. die eingesetzten wesentlichen Vermögenswerte; 


6. die gewählten Geschäftsstrategien; 


7. die Markt- und Wettbewerbsverhältnisse, die für die Besteuerung von Bedeutung sind; 


8. die natürlichen Personen, die unmittelbar oder mittelbar Gesellschafter oder Anteils-
eigner einer Gesellschaft in dem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet sind, zu dem 
der Steuerpflichtige in Geschäftsbeziehung steht; das gilt nicht, soweit mit der Haupt-
gattung der Aktien der ausländischen Gesellschaft ein wesentlicher und regelmäßiger 
Handel an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
Vertragsstaat des EWR-Abkommens stattfindet oder an einer Börse, die in einem an-
deren Staat nach § 193 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 4 des Kapitalanlagegesetz-
buchs von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zugelassen ist. 


Die Aufzeichnungen nach Satz 1 sind spätestens ein Jahr nach Ablauf des betreffenden 
Kalenderjahres oder Wirtschaftsjahres zu erstellen und an die örtlich zuständige Finanzbe-
hörde sowie in den Fällen, in denen die Voraussetzungen des § 138a der Abgabenordnung 
erfüllt sind, dem Bundeszentralamt für Steuern, zu übermitteln. Daneben sind die Aufzeich-
nungen auf Anforderung entsprechend § 90 Absatz 3 Satz 6 und 7 der Abgabenordnung 
vorzulegen. 


(3) Nach Aufforderung der zuständigen Finanzbehörde hat der Steuerpflichtige die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben gemäß Absatz 2 an Eides statt zu versichern 
und die Finanzbehörde zu bevollmächtigen, in seinem Namen mögliche Auskunftsansprü-
che gegenüber den von der Finanzbehörde benannten Personen, zu denen Geschäftsvor-
gänge im Sinne des § 7 bestehen, außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen. § 95 
der Abgabenordnung bleibt unberührt. 


A b s c h n i t t 5 


S c h l u s s v o r s c h r i f t e n 


§ 13 


Anwendungsvorschriften 


(1) Die Abschnitte 3 und 4 dieses Gesetzes sind ab dem 1. Januar 2022 anzuwenden. 


(2) Abweichend von Absatz 1 sind die Abschnitte 3 und 4 dieses Gesetzes in Bezug 
auf Steuerhoheitsgebiete, die am 1. Januar 2021 nicht auf der im Amtsblatt der Europäi-
schen Union veröffentlichten EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuer-
zwecke genannt waren, ab dem 1. Januar 2023 anzuwenden. 
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Artikel 2 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 


§ 51 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 


Artikel 3 


Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 


§ 33 Absatz 1 Nummer 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In Buchstabe d wird das Semikolon am Ende durch einen Punkt ersetzt. 


2. Buchstabe e wird aufgehoben. 


Artikel 4 


Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 21. Dezem-
ber 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 3 Absatz 4 Nummer 3 wird nach der Angabe „§ 162 Absatz 4“ die Angabe „und 4a“ 
eingefügt. 


2. § 90 Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben. 


3. In § 147a Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „§ 90 Absatz 2 Satz 3“ durch die Wörter 
„§ 12 Absatz 3 des Gesetzes zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuer-
wettbewerb“ ersetzt. 


4. § 162 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 


„Hat der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten nach § 12 des Gesetzes zur 
Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb verletzt, so wird 
widerlegbar vermutet, dass in Deutschland steuerpflichtige Einkünfte in Bezug zu 
Staaten oder Gebieten im Sinne des § 3 Absatz 1 des Gesetzes zur Abwehr von 
Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb 


1. bisher nicht erklärt wurden, tatsächlich aber vorhanden sind, oder 


2. bisher zwar erklärt wurden, tatsächlich aber höher sind als erklärt.“ 
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b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 


„(4a) Verletzt der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten nach § 12 des Ge-
setzes zur Umsetzung steuerlicher Abwehrmaßnahmen gegen Steuervermeidung 
und unfairen Steuerwettbewerb, ist Absatz 4 entsprechend anzuwenden. Von der 
Festsetzung eines Zuschlags ist abzusehen, wenn die Nichterfüllung der Mitwir-
kungspflichten entschuldbar erscheint oder das Verschulden nur geringfügig ist. 
Das Verschulden eines gesetzlichen Vertreters oder eines Erfüllungsgehilfen ist 
dem Steuerpflichtigen zuzurechnen.“ 


5. § 193 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 


„3. wenn ein Steuerpflichtiger seinen Mitwirkungspflichten nach § 12 des Gesetzes 
zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb nicht nach-
kommt.“ 


Artikel 5 


Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Dem Artikel 97 § 22 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. 
Februar 2021 (BGBl. I S. 237) geändert worden ist, wird folgender Absatz 4 angefügt: 


„(4) § 3 Absatz 4 Nummer 3, § 90 Absatz 2, § 147a Absatz 1 Satz 6, § 162 Absatz 2 
Satz 3 und Absatz 4a sowie § 193 Absatz 2 Nummer 3 der Abgabenordnung in der ab … 
[einsetzen: Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung sind erstmals 
auf Besteuerungszeiträume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2021 beginnen.“ 


Artikel 6 


Aufhebung der Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung 


Die Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung vom 18. September 2009 (BGBl. I 
S. 3046) wird aufgehoben. 


Artikel 7 


Änderung des Gesetzes zum automatischen Austausch von Infor-
mationen über Finanzkonten in Steuersachen (Finanzkonten-In-


formationsaustauschgesetz - FKAustG) 


Das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2531), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2451) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 3 folgende Angabe eingefügt: 


„§ 3a Pflichten der Kontoinhaber und Antragsteller“. 
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2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 


„§ 3a 


Pflichten der Kontoinhaber und der Antragsteller 


(1) Natürliche Personen und Rechtsträger, die bei einem meldenden Finanzinsti-
tut entweder für sich selbst oder zugunsten oder für Rechnung einer anderen Person 
die Eröffnung eines Finanzkontos beantragen, sowie Kontoinhaber haben die nachfol-
genden Pflichten zu beachten. 


(2) Hat nach diesem Gesetz ein meldendes Finanzinstitut Selbstauskünfte oder 
Belege einzuholen, so sind diese Informationen oder Unterlagen vollständig und richtig 
zu erteilen oder herauszugeben. 


(3) Wer einem meldenden Finanzinstitut eine Selbstauskunft erteilt hat, muss 
dem Finanzinstitut bei einer Änderung der Gegebenheiten die neu zutreffenden Anga-
ben bis zum letzten Tag des maßgeblichen Kalenderjahres oder eines anderen geeig-
neten Meldezeitraums oder 90 Kalendertage nach dem Eintritt der Änderung der Ge-
gebenheiten, je nachdem, welches Datum später ist, mit einer Selbstauskunft richtig 
und vollständig mitteilen.“ 


3. Dem § 13 wird folgender Absatz 5 angefügt: 


„(5) Eine Kontoeröffnung darf nur bei Vorliegen einer Selbstauskunft erfolgen.“ 


4. Dem § 16 wird folgender Absatz 5 angefügt: 


„(5) Eine Kontoeröffnung darf nur bei Vorliegen einer Selbstauskunft erfolgen.“ 


5. § 28 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 


1. entgegen § 3a Absatz 2 eine Selbstauskunft oder einen Beleg nicht richtig o-
der nicht vollständig erteilt; 


2. entgegen § 3a Absatz 3 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht; oder 


3. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig macht.“ 


b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 


„(1a) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geld-
buße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.“ 
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Artikel 8 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Staaten und Gebiete (Steuerhoheitsgebiete), die international anerkannte Standards im 
Steuerbereich nicht einhalten, erleichtern Steuerhinterziehung, Steuervermeidung und un-
fairen Steuerwettbewerb. Auf diese Weise werden das deutsche Steueraufkommen und die 
Steuergerechtigkeit gefährdet. Die wachsende Mobilität von Personen und Kapital begüns-
tigen diese Entwicklungen, von denen die Mitgliedstaaten der Europäischen Union allesamt 
betroffen sind. 


Aufbauend auf den Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union zur EU-Liste 
nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke (sog. „schwarze Liste“) sowie den 
seitdem in diesem Zusammenhang durch die Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbe-
steuerung) verhandelten und vom Rat gebilligten Maßnahmen werden in diesem Gesetz 
Verwaltungs- und Legislativmaßnahmen bereitgestellt, die im Verhältnis zu solchen Steu-
erhoheitsgebieten Anwendung finden, die auf der EU-Liste nicht kooperativer Steuerho-
heitsgebiete geführt werden. Die Bundesrepublik Deutschland und die anderen EU-Mit-
gliedstaaten haben vereinbart, die Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen Union 
zur EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke in allen EU-Mitglied-
staaten bis spätestens 1. Juli 2021 umzusetzen. 


Diese Abwehrmaßnahmen dienen der Verfolgung eines koordinierten Vorgehens der Mit-
gliedstaaten und versprechen auf diese Weise eine größtmögliche Effektivität. Sie dienen 
zugleich dem Schutz des Binnenmarktes, indem sichergestellt wird, dass in Umsetzung der 
Ratsschlussfolgerungen vom Dezember 2019 alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
effektive Abwehrmaßnahmen einführen und somit ein steuerliches Mindestschutzniveau für 
die Europäische Union etabliert wird. Indem die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
sich dabei verpflichtet haben, auf gemeinsam festgelegte Optionen für die betreffenden Ab-
wehrmaßnahmen zurückzugreifen, wird eine gewisse Einheitlichkeit erreicht, die gleichzei-
tig den Mitgliedstaaten die notwendige Flexibilität sichert, diejenigen Maßnahmen auszu-
wählen, die bestmöglich in ihr jeweiliges Besteuerungssystem integriert werden können. 
Ziel ist es, Steuerhoheitsgebiete außerhalb der Europäischen Union anzuhalten, Anpas-
sungen zu einer Umsetzung und Beachtung internationaler Standards im Steuerbereich 
vorzunehmen. Zu diesem Zweck sollen Personen und Unternehmen durch gezielte verwal-
tungsseitige und materiell-steuerrechtliche Maßnahmen davon abgehalten werden, Ge-
schäftsvorgänge zu natürlichen und juristischen Personen in diesen Steuerhoheitsgebieten 
fortzusetzen oder aufzunehmen. Nur wenn alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
entsprechende Regelungen einführen, kann die intendierte Wirkung erzielt werden; ande-
renfalls verbleiben unerwünschte Gestaltungsspielräume, bei denen steuerliche Gestaltun-
gen gezielt unter Einbindung solcher Mitgliedstaaten vorgenommen werden, die kein aus-
reichendes Schutzniveau geschaffen haben. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Auf tatbestandlicher Ebene setzt dieses Gesetz die in der Gruppe Verhaltenskodex (Unter-
nehmensbesteuerung) verhandelten und vom Rat beschlossenen Listenkriterien für nicht 
kooperative Steuerhoheitsgebiete in deutsches Recht um. Dieses Gesetz gilt für alle Steu-
erpflichtigen und erfasst alle Steuern einschließlich der Steuervergütungen, die durch Bun-
desrecht oder Recht der Europäischen Union geregelt sind und durch Bundesfinanzbehör-
den, oder Landesfinanzbehörden oder Gemeinden verwaltet werden, ausgenommen die 
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Umsatzsteuer (einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer), Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und 
Verbrauchsteuern. 


Auf Rechtsfolgenseite sieht dieses Gesetz verwaltungsseitige Maßnahmen als auch legis-
lative Abwehrmaßnahmen vor. Konkret greift eine verschärfte Hinzurechnungsbesteue-
rung, wenn in einer Steueroase eine sog. Zwischengesellschaft ansässig ist. Zudem kom-
men verschärfte Quellensteuermaßnahmen zur Anwendung, wenn bspw. Zinsaufwendun-
gen an in Steueroasen ansässige Personen geleistet werden. Darüber hinaus finden auf 
Basis eines zeitlichen Stufenmodells gewisse Steuerbefreiungen auf Gewinnausschüttun-
gen und Anteilsveräußerungen keine Anwendung und Betriebsausgaben sowie Werbungs-
kosten, die in Zusammenhang mit Steueroasen stehen, können steuerlich nicht mehr gel-
tend gemacht werden. Daneben kommen gesteigerte Mitwirkungspflichten zur Anwendung. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für das Gesetz zur Abwehr von Steu-
ervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb (Artikel 1) aus Artikel 105 Absatz 2 erste Al-
ternative und Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 des Grundgesetzes (GG). 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Einkommensteuergeset-
zes (Artikel 2) und für die Änderung des Körperschaftsteuergesetzes (Artikel 3) folgt aus 
Artikel 105 Absatz 2 erste Alternative GG), da das Steueraufkommen diesbezüglich dem 
Bund ganz oder teilweise zusteht, und für die Änderung der Abgabenordnung (Artikel 4) 
sowie des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (Artikel 5) aus Artikel 108 Absatz 5 
Satz 1 und 2 GG. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Finanzkonten-Informati-
onsaustauschgesetzes (Artikel 7) ergibt sich aus Artikel 108 Absatz 5 GG und folgt darüber 
hinaus aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Eine 
bundesgesetzliche Regelung ist erforderlich, da eine einheitliche Anwendung der Melde-
und Sorgfaltspflichten nach diesem Gesetz durch die Finanzinstitute zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit sicherzustellen ist. 


V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Gesetzesentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 


VI. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Mit dem Gesetz ist keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung verbunden. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Der Entwurf steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem er das 
Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. Damit wird der Indikatorenbereich 8.2 







      


      
         


    


         
          


          
    


  


     


            
         


      


    


            
         


             
         


          
             
              
           


            
            


          
  


        
    


        
         


          
       


          
   


        
           


           
    


 


 


       


        
            
 


- 19 -


(Staatsverschuldung – Staatsfinanzen konsolidieren, Generationengerechtigkeit schaffen) 
unterstützt. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


Die vorgesehenen Maßnahmen sind geeignet, Steuermindereinnahmen, die durch die Nut-
zung von nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten entstehen, zu vermeiden. Betroffen ist 
ein erhebliches nicht genauer quantifizierbares Steuerausfallvolumen. Das Gesetz dient der 
Sicherung des Steueraufkommens. 


4. Erfüllungsaufwand 


Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Durch die gesteigerten Mitwirkungspflichten des § 12 des Gesetzes zur Abwehr von Steu-
ervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb entsteht ein laufender geringer nicht quan-
tifizierbarer Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 


Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Durch die gesteigerten Mitwirkungspflichten des § 12 des Gesetzes zur Abwehr von Steu-
ervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb entsteht ein laufender Erfüllungsaufwand für 
die Wirtschaft. Mit den Steuerhoheitsgebieten, die mit Blick auf die „schwarze Liste“ von 
dem Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb voraus-
sichtlich betroffen wären, findet regelmäßig nur ein geringfügiger wirtschaftlicher Austausch 
statt. Zwar lässt sich die Zahl der betroffenen Geschäftsvorgänge nicht valide schätzen. Zu 
einer der Mitwirkungspflicht in § 12 des Gesetzes sehr ähnlichen Vorgabe (§ 4 in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 2 und 5 Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung) wurde aber 
pro Fall ein Zeitaufwand von 220 Minuten gemessen. Bei einem dort angenommenen 
durchschnittlichen Lohnsatz von 31,74 Euro pro Stunde entstehen rund 116 Euro an Per-
sonalaufwand pro Geschäftsvorgang. Im Ergebnis ist von einem geringen laufenden Erfül-
lungsaufwand auszugehen. 


Darüber hinausgehende Belastungen, insbesondere für kleine und mittelständische Unter-
nehmen, sind nicht ersichtlich. 


Im Rahmen der Änderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (Artikel 7) 
entsteht kein nennenswerter Erfüllungsaufwand, weil bereits nach geltender Rechtslage Fi-
nanzinstitute bei Kontoeröffnungen Selbstauskünfte einholen (§ 13 Absatz 2 FKAustG). 
Durch die Änderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes wird lediglich kon-
kretisiert, dass die Antragsteller und Kontoinhaber Selbstauskünfte vollständig und richtig 
zu erteilen haben. 


Der entstehende Erfüllungsaufwand wird im laufenden parlamentarischen Verfahren nach-
quantifiziert. Im Anschluss wird die „One-in-one-out“ – Regel (Kabinettbeschluss vom 25. 
März 2015) geprüft und ein etwaiger laufender Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ent-
sprechend der Konzeption berücksichtigt. 


Bundesfinanzbehörden 


Für die Bundesfinanzbehörden ergibt sich kein Erfüllungsaufwand. 


Im Rahmen der Änderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (Artikel 7) 
entsteht durch die Neufassung des § 28 Absatz 1 FKAustG kein nennenswerter Erfüllungs-
aufwand. 
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Landesfinanzbehörden 


Durch die Regelungen in den §§ 8 bis 11 des Gesetzes zur Abwehr von Steuervermeidung 
und unfairem Steuerwettbewerb (Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenab-
zugs, verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung, Quellensteuermaßnahmen, Gewinnaus-
schüttungsmaßnahmen) ist in den Finanzämtern mit einem erhöhten Aufwand durch die 
Anforderung und Prüfung der Aufzeichnungen nach § 12 desselben Gesetzes sowie der 
Prüfung und ggf. Korrektur der Gewinn- und Überschusseinkünfte zu rechnen. Dieser Auf-
wand kann im konkreten Einzelfall erheblich sein. Die Auswirkungen auf den Erfüllungsauf-
wand lassen sich jedoch auf Grund fehlender statistischer Daten nicht belastbar quantifi-
zieren. 


Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die Regelungen maßgeblich von den Prüfungs-
diensten durch entsprechende Schwerpunktsetzung überprüft werden. Eine direkte Auswir-
kung auf den Erfüllungsaufwand der Finanzämter ist damit nicht verbunden. 


5. Weitere Kosten 


Der Gesetzentwurf führt insgesamt darüber hinaus nicht zu zusätzlichen Kosten für die 
Wirtschaft, einschließlich der mittelständischen Unternehmen, sofern den gegebenenfalls 
erforderlichen Mitwirkungs- und Nachweispflichten nachgekommen wird. 


Be- und Entlastungen für einzelne Sektoren der Volkswirtschaft durch die vorgesehenen 
Maßnahmen sind nicht bekannt. Es wird davon ausgegangen, dass weder in Einzelfällen 
noch allgemein volkswirtschaftliche Effekte ausgelöst werden, die sich in Einzelpreisen, 
dem allgemeinen Preisniveau oder dem Verbraucherpreisniveau niederschlagen können. 
Belastungen für mittelständische Unternehmen werden ebenfalls nicht erwartet 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Die Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt. 
Wegen der nicht signifikanten Auswirkungen auf den jährlichen Erfüllungsaufwand ist eine 
Evaluierung der Regelungen nicht erforderlich. 


Auf europäischer Ebene sollen die Abwehrmaßnahmen auf ihre Wirksamkeit und mit Blick 
auf eine weitere Koordinierung der in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union anzu-
wendenden Maßnahmen überprüft werden. 
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B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem 
Steuerwettbewerb) 


Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften) 


Zu § 1 (Anwendungsbereich) 


Zu Absatz 1 


Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf alle Steuerpflichtigen Anwendung. Soweit Vor-
gänge im Sinne des § 7 in Bezug zu Personengesellschaften bestehen, gelten sie für Zwe-
cke dieses Gesetzes insoweit auch als Steuerpflichtige. Dessen ungeachtet führt dieses 
Gesetz aber nicht zu einer Einkommen- oder Körperschaftsteuerpflicht von Personenge-
sellschaften, sondern es gelten insoweit weiterhin die allgemeinen Grundsätze bei der Be-
steuerung. 


Zu Absatz 2 


Der sachliche Anwendungsbereich dieses Gesetzes erstreckt sich auf alle Steuern ein-
schließlich der Steuervergütungen, die durch Bundesrecht oder Recht der Europäischen 
Union geregelt sind und durch Bundesfinanzbehörden, oder Landesfinanzbehörden oder 
Gemeinden verwaltet werden, ausgenommen die Umsatzsteuer (einschließlich der Ein-
fuhrumsatzsteuer), Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und Verbrauchsteuern. 


Zu Absatz 3 


Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nach Satz 1 ungeachtet möglicherweise entge-
genstehender Vorschriften in Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung. Darüber 
hinaus werden deutsche Besteuerungsrechte nach Satz 2 nicht durch Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung mit nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten berührt. 
Dieser qualifizierte Treaty-override stellt insbesondere sicher, dass bereits nach § 49 EStG 
beschränkt steuerpflichtige Einkünfte (z. B. Zinsen aus Kapitalvermögen, das durch inlän-
dischen Grundbesitz gesichert ist) unabhängig von einer Anwendung des § 10 dieses Ge-
setzes (z. B. Zinsen aus Kapitalvermögen, das nicht durch inländischen Grundbesitz gesi-
chert ist, aber die im Rahmen einer inländischen Veranlagung als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten zu berücksichtigen wären) ungeachtet entgegenstehender Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung mit nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten be-
steuert werden können. 


Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 


Zu Absatz 1 


Nach § 2 Absatz 1 ist ein Steuerhoheitsgebiet (Staat oder Gebiet) nicht kooperativ, wenn 
mindestens eine der Voraussetzungen der §§ 4 bis 6 vorliegt. Die Voraussetzungen der 
§§ 4 bis 6 entsprechen den Kriterien, die in den Schlussfolgerungen des Rates der Euro-
päischen Union vom Dezember 2017 enthalten sind. § 2 Absatz 1 sieht demzufolge eine 
Bewertung der Steuersysteme von Steuerhoheitsgebieten bezüglich der Einhaltung folgen-
der Anforderungen vor: 


– Transparenz im Steuerbereich; 


– Fairer Steuerwettbewerb, insbesondere Substanzanforderungen; 


– Umsetzung der BEPS-Mindeststandards. 
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Für die Anwendung der Abschnitte 3 und 4 ist die Rechtsverordnung des § 3 Absatz 1 maß-
geblich (vgl. § 3 Absatz 1 Satz 2). 


Zu Absatz 2 


Die Abwehrmaßnahmen der §§ 8 bis 11 knüpfen an das Kriterium der Ansässigkeit an. Die 
Ansässigkeit richtet sich für natürliche Personen nach einem Wohnsitz oder dem gewöhn-
lichen Aufenthalt. Für nicht natürliche Personen richtet sich die Ansässigkeit nach ihrem 
Sitz oder dem Ort der Geschäftsleitung. Zu den nicht natürlichen Personen gehören Kör-
perschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen. 


Zu § 3 (Verordnungsermächtigung) 


Zu Absatz 1 


Um den Geboten der Rechtssicherheit und Bestimmtheit Genüge zu tun, werden in Ab-
satz 1 des § 3 das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie verpflichtet, mit Zustimmung des Bundesrates die Steuerhoheitsgebiete, 
die gemäß § 2 Absatz 1 als nicht kooperativ gelten, durch Rechtsverordnung zu benennen 
wenn sie im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten EU-Liste nicht kooperativer 
Länder und Gebiete für Steuerzwecke in der jeweils aktuellen Fassung genannt sind (Num-
mer 1). 


Die in Absatz 1 genannte EU-Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke 
ist die sogenannte „schwarze Liste“ der EU. Diese wird zwei Mal im Jahr – grundsätzlich im 
Februar und im Oktober – aktualisiert und im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent-
licht. 


Die Voraussetzung, dass das betroffene Steuerhoheitsgebiet neben den Voraussetzungen 
der §§ 4 bis 6 auch in der Anlage I genannt sein muss, hat zur Folge, dass die in §§ 8 bis 
11 geregelten Abwehrmaßnahmen und die gesteigerten Mitwirkungspflichten keinesfalls in 
Bezug auf Steuerhoheitsgebiete zur Anwendung kommen, die nicht auf der „schwarzen 
Liste“ der EU geführt werden. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass nur das gemeinsame 
und aufeinander abgestimmte Vorgehen aller Mitgliedstaaten gegen Steueroasen ver-
spricht, dass insbesondere die Abwehrmaßnahmen der §§ 8 bis 11 effektiv angewendet 
werden können, ohne die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes zu beeinträchtigen. Viel-
mehr soll ein koordiniertes Vorgehen aller Mitgliedstaaten in Bezug auf unfairen Steuer-
wettbewerb und Steuervermeidung sicherstellt werden. Die Rechtsverordnung ist deshalb 
für die Anwendung der Abschnitte 3 und 4 maßgeblich (Absatz 1 Satz 2). 


Wenn ein Steuerhoheitsbiet die von dem Gesetz beabsichtigte Anpassungen hin in Rich-
tung der Einhaltung international anerkannter Standards im Steuerbereich vornimmt und 
damit die Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 nicht länger erfüllt, ist diese Tatsache in der 
Rechtsverordnung festzustellen. Dabei ist – sobald möglich - auch der Zeitpunkt zu bestim-
men, ab dem ein zuvor nicht kooperatives Steuerhoheitsgebiet als kooperativ gilt (Num-
mer 2). Dies ist für die in Absatz 3 vorgesehene begünstigende Anwendungsregelung rele-
vant. Absatz 1 Satz 2 bestimmt daneben, dass der Inhalt der Rechtsverordnung für die An-
wendung der Abschnitte 3 und 4 des Gesetzes maßgeblich ist. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 regelt, ab wann die Abwehrmaßnahmen nach den §§ 8 bis 11 und die gesteigerten 
Mitwirkungspflichten nach § 12 Anwendung finden sollen, wenn ein Steuerhoheitsgebiet, 
das bislang als kooperativ galt, durch die Rechtsverordnung als nicht kooperativ bestimmt 
wird. Insoweit ist vorgesehen, dass die Maßnahmen ab dem Beginn des Kalenderjahres 
Anwendung finden, das auf das Jahr folgt in dem die Rechtsverordnung in Kraft tritt, mit 
welcher das Steuerhoheitsgebiet als nicht kooperativ genannt wird. 
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Mit Blick auf den Anwendungsbeginn der im Gesetz vorgesehenen Abwehrmaßnahmen 
kommt ein Stufenmodell zum Tragen. Danach erfolgt der Anwendungsbeginn der Maßnah-
men der §§ 8 und 11 zu einem späteren Zeitpunkt, als der Anwendungsbeginn der Maß-
nahmen der §§ 9 und 10. Das Abzugsverbot des § 8 kommt dementsprechend ab dem 
Beginn des vierten Jahres nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung zur Anwendung. § 11 
findet ab Beginn des dritten Jahres nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung, Anwendung. 


Weicht das Wirtschaftsjahr der Person, die Adressat der Maßnahmen der Abschnitte 3 und 
4 ist, vom Kalenderjahr ab, gilt dies mit der Maßgabe, dass auf den Beginn des folgenden 
Wirtschaftsjahres abzustellen ist. 


Zu Absatz 3 


Absatz 3 regelt den zu Absatz 2 umgekehrten Fall, in dem ein bislang durch Rechtsverord-
nung als nicht kooperativ bestimmtes Steuerhoheitsgebiet aufgrund des Wegfalls der Vo-
raussetzungen, die zu dieser Qualifizierung geführt haben, nunmehr als kooperativ gilt. In 
diesem Fall finden die Abschnitte 3 und 4 mit Wirkung bereits ab dem Beginn des laufenden 
Kalenderjahres, und im Fall eines abweichenden Wirtschaftsjahres, ab dessen Beginn, 
keine Anwendung mehr. Es ist auf die Person abzustellen, die Adressat der Maßnahmen 
der Abschnitte 3 und 4 ist. Anders als im Fall des Absatzes 2 ist das maßgebliche Ereignis 
nicht das Inkrafttreten der Rechtsverordnung, sondern der in der Rechtsverordnung ge-
nannte Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen für eine Klassifizierung als nicht kooperati-
ves Steuerhoheitsgebiet weggefallen sind. Dieser Zeitpunkt wird regelmäßig vor dem In-
krafttreten der Rechtsverordnung liegen. 


Wird beispielsweise die „schwarze Liste“, also die EU-Liste nicht kooperativer Länder und 
Gebiete für Steuerzwecke aktualisiert und dabei ein bislang gelistetes Steuerhoheitsgebiet 
von dieser Liste gestrichen, liegen die Voraussetzung des Absatzes 1 Nummer 1 ab dem 
Zeitpunkt der Verkündung des aktualisierten Anhang I im Amtsblatt der Europäischen Union 
nicht mehr vor. Hat ein Steuerhoheitsgebiet die internationalen Standards im Steuerbereich 
umgesetzt, ist das von diesem Gesetz bezweckte Ziel erreicht, wodurch sich die begünsti-
gende Rückwirkung des Wegfalls der Anwendung der Abschnitten 3 und 4 rechtfertigt. 


Zu Abschnitt 2 (Qualifikation eines Staates oder Gebiets) 


Zu § 4 (Intransparenz in Steuersachen) 


Nach § 4 ist ein Steuerhoheitsgebiet nicht kooperativ, wenn dieses Steuerhoheitsgebiet 
keine hinreichende Transparenz in Steuersachen gewährleistet. Die Bestimmungen in die-
ser Vorschrift stützen sich auf die entsprechenden Festlegungen in den Schlussfolgerungen 
des Rates der Europäischen Union vom Dezember 2017, in denen sich die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union auf einheitliche Transparenzanforderungen verständigt haben. Sie 
nehmen dabei insbesondere Bezug auf die internationalen Arbeiten, die von der OECD 
bzw. dem bei der OECD angesiedelten Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information for Tax Purposes vorgenommen wurden bzw. werden. Somit orientiert sich § 4 
an der bestehenden europäischen und internationalen Beschlusslage. 


Für die hinreichende Transparenz ist nach Absatz 2 zunächst erforderlich, dass der auto-
matische Austausch von Informationen zu Finanzkonten mit der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie allen anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union durchgeführt wird (Num-
mer 1). Das Gesetz bezieht sich damit auf den gemeinsamen Meldestandard der OECD 
(Common Reporting Standard – CRS) in der Erstveröffentlichung aus dem Jahr 2014, ein-
schließlich der Kommentare zum eigentlichen Meldestandard und der Mehrseitigen Verein-
barung der zuständigen Behörden (§ 4 Absatz 3). 


Ferner ist erforderlich, dass das betreffende Steuerhoheitsgebiet bei der letzten Überprü-
fung der Einhaltung des Transparenzstandards für den Informationsaustausch auf Ersu-
chen (sog. EOIR-Standard) durch das Global Forum on Transparency and Exchange of 
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Information for Tax Purposes eine positive Gesamtbewertung erhalten hat (Nummer 2). Der 
Überprüfung liegen die staatenübergreifend vereinbarten „2016 Terms of Reference“ zu-
grunde (§ 4 Absatz 4). Sie beinhalten zehn Einzelanforderungen zu drei Kriterien (Verfüg-
barkeit von Informationen in dem Steuerhoheitsgebiet; Zugang der Steuerbehörden dieses 
Steuerhoheitsgebietes zu diesen Informationen; effizienter Austausch dieser Informationen 
durch die Steuerbehörden des Steuerhoheitsgebiets) die durch Steuerhoheitsgebiete erfüllt 
sein müssen, um einen effizienten Informationsaustausch auf Ersuchen zu gewährleisten. 
Die „2016 Terms of Reference“ werden dauerhaft in deutscher Sprache im Internet zum 
Abruf zur Verfügung gestellt. Als nicht positive Gesamtbewertung ist anzusehen, wenn die 
Bewertung entsprechend der den Länderüberprüfungen zugrundeliegenden Methodologie 
schlechter als „Largely Compliant“ ausgefallen ist. In diesem Fall ist davon auszugehen, 
dass der Transparenzstandard wesentlich nicht umgesetzt ist, was eine signifikante Aus-
wirkung auf die praktische Durchführung des Informationsaustausches tatsächlich oder vo-
raussichtlich zur Folge hat. 


Schließlich ist nach Nummer 3 für die Wahrung des Transparenzstandards auch die Ratifi-
zierung des Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen erforder-
lich. Für die Bundesrepublik Deutschland ist das Übereinkommen in der Protokollfassung 
mit Zustimmungsgesetz vom 16. Juli 2015 zu dem Übereinkommen vom 25. Januar 1988 
über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen und zu dem Protokoll vom 27. Mai 2010 
zur Änderung des Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen 
(BGBl. II 2015 S. 966) in Kraft getreten. Für die Steuerhoheitsgebiete, die die volle Souve-
ränität nicht besitzen, ist der Beitritt dieses Gebiets zu dem Übereinkommen erforderlich. 
Alternativ ist es ausreichend, wenn ein Steuerhoheitsgebiet über ein hinreichend dichtes 
Netz von Abkommen (bspw. Informationsaustauschabkommen, Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung) verfügt. Diese müssen, wie das Übereinkommen über die 
gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen, wirksam sowohl den automatischen als auch den 
nicht-automatischen Informationsaustausches mit allen Mitgliedstaaten ermöglichen. 


Zu § 5 (Unfairer Steuerwettbewerb) 


Nach § 5 ist ein Steuerhoheitsgebiet nicht kooperativ, wenn es unfairen Steuerwettbewerb 
betreibt. Steuerhoheitsgebiete betreiben dann unfairen Steuerwettbewerb, wenn sie schäd-
liche Steuerregelungen vorsehen, die gemessen an den üblicherweise in dem betreffenden 
Steuerhoheitsgebiet geltenden Besteuerungsniveaus eine deutlich niedrigere Effektivbe-
steuerung, einschließlich einer Nullbesteuerung, bewirken oder die Offshore-Strukturen be-
günstigen, die Gewinne anziehen, die keine reale Wirtschaftstätigkeit abbilden. Dies orien-
tiert sich wiederum an den Kriterien, die in den Schlussfolgerungen des Rates der Europä-
ischen Union vom Dezember 2017 enthalten sind und die wiederum teilweise Bezug neh-
men auf das Mandat der Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) aus dem 
Jahr 1997. Damit bildet § 5 den gegenwärtigen Stand der Vereinbarungen auf europäischer 
Ebene ab und gewährleistet somit ein europaweit koordiniertes Vorgehen. 


Zu § 6 (Nichterfüllung der BEPS-Mindeststandards) 


Nach § 6 Absatz 1 ist ein Steuerhoheitsgebiet als nicht kooperativ anzusehen, wenn es sich 
nicht zur Umsetzung der Mindeststandards des OECD/G20 BEPS-Projekts (Base Erosion 
and Profit Shifting, vgl. BEPS-Projekt Erläuterungen, Abschlussbericht 20151) gegen Ge-
winnverkürzung und Gewinnverschiebung verpflichtet hat. Die Mindeststandards umfassen 
Aktionspunkt 5 „Wirksame Bekämpfung schädlicher Steuerpraktiken unter Berücksichti-
gung von Transparenz und Substanz“, Aktionspunkt 6 „Verhinderung von Abkommens-
missbrauch“, Aktionspunkt 13 „Verrechnungspreisdokumentation und länderbezogene Be-
richterstattung“ und Aktionspunkt 14 „Verbesserung der Wirksamkeit von Streitbeilegungs-
mechanismen“. Für die Beurteilung der Verpflichtung eines Steuerhoheitsgebiets zur Um-


1 https://www.oecd.org/tax/beps-projekt-erlauterung-9789264263703-de.htm 



https://www.oecd.org/tax/beps-projekt-erlauterung-9789264263703-de.htm
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setzung der vorstehend genannten Mindeststandards ist die Mitgliedschaft dieses Steuer-
hoheitsgebietes im Inclusive Framework on BEPS ein wichtiger Indikator, weil diese Mit-
gliedschaft die Verpflichtung zur Umsetzung der Mindeststandards impliziert. 


Auch die Anforderungen des § 6 orientieren sich an den Kriterien, die in den Schlussfolge-
rungen des Rates der Europäischen Union vom Dezember 2017 enthalten sind und die 
wiederum teilweise Bezug nehmen auf die Ergebnisse des BEPS-Projekts und die Arbeiten 
des Inclusive Framework on BEPS. Sie orientieren sich damit am gegenwärtigen Stand der 
europäischen und internationalen Beschlusslage. 


Nach Absatz 2 ist ein Steuerhoheitsgebiet trotz einer Verpflichtung zur Umsetzung der 
BEPS Mindeststandards auch dann als nicht kooperativ anzusehen, wenn es nicht mit der 
Bundesrepublik Deutschland sowie mit allen anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union über einen Mechanismus zum Austausch länderbezogener Berichte verfügt oder hin-
sichtlich der Vertraulichkeit, der Datenschutzvorkehrungen, sachgemäßen Verwendung o-
der dem rechtzeitigen und ausreichenden Austausch von Informationen zu länderbezoge-
nen Berichten von dem Mindeststandard des OECD/G20 BEPS-Projekts, Aktionspunkt 13 
„Verrechnungspreisdokumentation und länderbezogene Berichterstattung“ wesentlich ab-
weicht. Dies ist in Übereinstimmung mit den Festlegungen der Gruppe Verhaltenskodex 
(Unternehmensbesteuerung). 


Dies kann zum Beispiel dann der Fall sein, wenn das Steuerhoheitsgebiet nach erfolgter 
Überprüfung durch das bei der OECD angesiedelte Inclusive Framework on BEPS keine 
positive Bewertung für die wirksame Anwendung der Maßnahmen des Aktionspunkts 13 
„Verrechnungspreisdokumentation und länderbezogene Berichterstattung“ erhalten hat. 


Zu Abschnitt 3 (Abwehrmaßnahmen) 


Zu § 7 (Betroffene Geschäftsvorgänge) 


§ 7 sieht vor, dass wirksame Abwehrmaßnahmen zur Bekämpfung der Aushöhlung der 
Steuerbemessungsgrundlagen der Mitgliedstaaten durch Steuerbetrug, Steuerhinterzie-
hung und Steuervermeidung anzuwenden sind, wenn ein Steuerpflichtiger Geschäftsbezie-
hungen oder Beteiligungsverhältnisse in oder mit Bezug zu einem nicht kooperativen Steu-
erhoheitsgebiet (Geschäftsvorgänge) unterhält. Der Begriff Geschäftsbeziehung entspricht 
grundsätzlich dem des § 1 Absatz 4 AStG. Irrelevant ist jedoch insoweit, ob es sich um 
Geschäftsbeziehungen zwischen nahestehenden Personen handelt oder, ob es sich inso-
weit um eine gesellschaftsvertragliche Vereinbarung handelt. Satz 2 sichert als Umge-
hungsschutz auch die Anwendung bei Einschaltung einer in einem nicht kooperativen Steu-
erhoheitsgebiet belegenen Betriebsstätte. 


Die Maßnahmen der §§ 8 bis 11 entsprechen jeweils den Anforderungen an eine wirksame 
Abwehrmaßnahme nach den Ratsschlussfolgerungen vom 25. November 2019 (14115/19), 
deren Umsetzung das beabsichtigte Gesetzt bezweckt. Die in dem Gesetz vorgesehenen 
vier Abwehrmaßnahmen stellen sicher, dass an die Vielfältigkeit von steuerrelevanten Le-
benssachverhalten in Bezug auf Steueroasen angeknüpft wird. Es werden dadurch sowohl 
Sachverhalte erfasst, bei denen Zahlungen aus Steueroasen heraus- (Outbound), als auch 
in Steueroasen hineinfließen (Inbound). Die Maßnahmen entfalten Wirkung gegenüber ver-
bundenen Unternehmen (§§ 9 und 11, Outbound), als auch unverbundenen Wirtschaftsteil-
nehmern (§§ 8 und 10, Inbound). 


Bezogen auf den jeweiligen Geschäftsvorgang findet nur eine Abwehrmaßnahme Anwen-
dung: 


Die Maßnahmen der §§ 8 und 10 sind so angelegt, dass bei Anwendbarkeit einer erweiter-
ten Quellensteuermaßnahme nach § 10 die Anwendbarkeit des Abzugsverbots nach § 8 
ausgeschlossen ist (vgl. § 8 Absatz 1 Satz 2). Zu einem Abzugsverbot nach § 8 kommt es 
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danach nur, soweit weder eine beschränkte Steuerpflicht nach § 10 noch eine unbe-
schränkte oder beschränkte Steuerpflicht nach dem Einkommen- oder Körperschaftsteuer-
gesetz vorliegt. 


Entsprechendes gilt auch für die §§ 9 und 11 des Gesetzes. § 11 lässt die Fortgeltung des 
§ 3 Nummer 41 EStG unberührt. D.h. Ausschüttungen einer ausländischen Zwischenge-
sellschaft, die nach § 9 der Hinzurechnungsbesteuerung unterlegen haben, bleiben unter 
den Voraussetzungen des § 3 Nummer 41 EStG und ungeachtet des § 11 weiterhin steu-
erfrei. Darüber hinaus setzen die Maßnahmen der §§ 9 und 11 voraus, dass eine entspre-
chende Beteiligung besteht. 


Auch bei den §§ 8 und 9 ist eine Doppelmaßnahme ausgeschlossen. Die verschärfte Hin-
zurechnungsbesteuerung nach § 9 findet keine Anwendung, soweit der Hinzurechnungs-
betrag durch Einnahmen erhöht würde, die dem Abzugsverbot nach § 8 unterlegen haben 
(vgl. § 9 Satz 2). 


Das Verhältnis der Maßnahmen nach den §§ 9 und 10 wird so geregelt, dass bei der An-
wendung der verschärften Hinzurechnungsbesteuerung nach § 9 die aufgrund von § 10 ge-
zahlte Quellensteuern bei der Besteuerung des Hinzurechnungsbetrags angerechnet bzw. 
vom Hinzurechnungsbetrag abgezogen werden. 


Zu § 8 (Verbot des Betriebsausgaben- und Werbungskostenabzugs) 


Nach § 8 Satz 1 dürfen Aufwendungen für die Geschäftsvorgänge im Sinne des § 7 in Be-
zug zu natürlichen Personen, Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögens-
massen, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig sind, die Einkünfte 
nicht mindern. Das Abzugsverbot gilt allerdings nicht, soweit die den Aufwendungen ent-
sprechenden Erträge beim Empfänger der inländischen unbeschränkten oder beschränkten 
Steuerpflicht unterliegen. 


Die Verschärfung der Quellenbesteuerung soll aber vorrangig vor dem Abzugsverbot von 
Betriebsausgaben und Werbungskosten angewendet werden. Sofern daher die Zahlungen 
bereits auf Empfängerseite nach dem Einkommensteuergesetz, dem Körperschaftsteuer-
gesetz oder § 10 dieses Gesetzes der unbeschränkten oder beschränkten Steuerpflicht un-
terliegen, findet das Abzugsverbot keine Anwendung (§ 8 Satz 2). Quellenbesteuerungs-
maßnahmen sind einfacher administrierbar. Im Übrigen können so aufwendige Fragen des 
Zusammenspiels der verschiedenen Abzugsverbote und Beschränkungen im Einkommen-
und Körperschaftsteuergesetz vermieden werden. 


Zu § 9 (Verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung) 


Satz 1 


§ 9 ergänzt die Hinzurechnungsbesteuerung nach den §§ 7 ff. AStG und sieht für in den 
nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten ansässige Gesellschaften eine verschärfte Hin-
zurechnungsbesteuerung vor. Nach Satz 1 sind die vorgenannten Gesellschaften über § 8 
Absatz 1 AStG hinaus und ungeachtet von § 8 Absatz 2 sowie § 9 AStG mit ihren gesamten 
niedrig besteuerten Einkünften als Zwischengesellschaften anzusehen und unterliegen so-
mit einer vollumfänglichen Hinzurechnungsbesteuerung. Die Art der Einkünfte (aktiv oder 
passiv), die Erfüllung des sog. Motivtests oder das Unterschreiten der Freigrenze gemäß 
§ 9 AStG sind insoweit unbeachtlich. 


Diese Regelung steht im Einklang mit dem Bericht der Gruppe Verhaltenskodex (Unterneh-
mensbesteuerung) an den Rat der Europäischen Union vom November 2019 (14114/19), 
in dem die Anwendung einer Hinzurechnungsbesteuerung über die Maßgaben der Richtli-
nie zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf 
das Funktionieren des Binnenmarktes hinaus als Option vorgesehen ist. Hiernach wird den 
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Mitgliedstaaten eine gewisse Flexibilität im Hinblick darauf eingeräumt, wie sie die in dieser 
Richtlinie eingeräumten Wahlrechte umsetzen. 


Satz 2 


Die verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung gilt nach Satz 2 auch für die Zurechnung von 
Einkünften einer ausländischen Gesellschaft, die einer ausländischen Gesellschaft im 
Sinne des Satz 1 unmittelbar oder mittelbar nachgeschaltet ist, wenn diese in einem nicht 
kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. Danach werden deren gesamten niedrig be-
steuerten Einkünfte über § 14 AStG und § 8 Absatz 1 AStG hinaus und ungeachtet von § 8 
Absatz 2, § 9 AStG oder der Ausnahmetatbestände des § 14 Absatz 1 AStG der ausländi-
schen Obergesellschaft zuzurechnen sind und somit der Hinzurechnungsbesteuerung un-
terliegen. Abweichend von § 14 AStG werden zudem negative Einkünfte von der Zurech-
nung ausgenommen, hier gilt ein grundsätzliches Verlustverrechnungsverbot mit Einkünf-
ten anderer ausländischer Gesellschaften. 


Satz 3 


Zur Verhinderung einer Doppelmaßnahme nach diesem Gesetz sind von der verschärften 
Hinzurechnungsbesteuerung diejenigen Einkünfte oder Teile von Einkünften ausgenom-
men, die aus aktiven Tätigkeiten stammen und die diesen zugrundeliegenden Erträgen ent-
sprechenden Aufwendungen dem Abzugsverbot nach § 8 unterlegen haben. Für entspre-
chende passive Einkünfte gilt Satz 2 nicht, da es sich insoweit um keine solche Doppel-
maßnahme nach diesem Gesetz handelt. 


Satz 4 


Zur Verhinderung einer Besserstellung gegenüber dem Status quo als Folge der Zusam-
menrechnung sämtlicher Einkünfte bei der Berechnung der Niedrigsteuergrenze (z. B. nied-
rig besteuerte passive Einkünfte werden mit hochbesteuerten aktiven Einkünften verrech-
net) sieht Satz 4 eine Rückfallklausel vor, wonach die Anwendung der Sätze 1 bis 4 zu 
keinen geringeren Hinzurechnungs- und Zurechnungsbeträgen führen darf als ohne deren 
Anwendung. 


Satz 5 


Für in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet gelegene Betriebsstätten gilt ebenfalls 
eine verschärfte Regelung. Danach ist der § 20 Absatz 2 Satz 1 AStG auf sämtliche Ein-
künfte der Betriebsstätte anzuwenden. Abweichend von § 20 Absatz 2 AStG ist die Aus-
nahme nach Satz 2 in diesen Fällen nicht mehr anzuwenden. Die Rückfallklausel des Sat-
zes 4 gilt auch in den Betriebsstättensachverhalten entsprechend, so dass es auch hier zu 
keiner Verbesserung gegenüber dem Status quo kommt. 


Zu § 10 (Quellensteuermaßnahmen) 


Nach dem Bericht der Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) vom Novem-
ber 2019 kommen als Abwehrmaßnahme auch verschärfte Quellenbesteuerungsregeln in 
Betracht. Hierzu dienen die Regelungen in § 10. 


Die Regelung sieht über den Katalog des § 49 EStG für Einkünfte aus Finanzierungsbezie-
hungen, aus Versicherungs- und Rückversicherungsleistungen, aus der Erbringung von 
sonstigen Dienstleistungen und dem Handel eine beschränkte Steuerpflicht vor, soweit die 
diesen Einkünften entsprechenden Aufwendungen oder Werbungskosten bei einem ande-
ren, unbeschränkt Steuerpflichtigen ungeachtet des § 8 Satz 1 im Rahmen einer inländi-
schen Veranlagung zu berücksichtigen wären. Mit dem Vorrang der Besteuerung des Ein-
künftebeziehers vor einem Betriebsausgaben- oder Werbungskostenabzugsverbot soll ins-
besondere der Besteuerung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip Rechnung getragen wer-
den. Bei Finanzierungsbeziehungen im Sinne der Nummer 1 handelt es sich insbesondere 







      


       
         


            
          


           
            


               
            


             


        


                  
 


   


            
            


         
        


               
           


          
            


             
           


           
    


              
       


            
              


         
            


  


   


               
           


               
  


   


        
            


           
          


           


- 28 -


um Darlehensverhältnisse und Finanzierungsleasing. Dem Dienstleistungskatalog der 
Nummer 3 unterfallen insbesondere Rechts- und Beratungsleistungen und Onlinewerbung. 


Die Steuer für die diesen Einkünften entsprechenden Vergütungen ist im Wege des Steu-
erabzugs einzubehalten und an das Bundeszentralamt für Steuern abzuführen. Die Rege-
lungen zum Steuerabzugsverfahren nach § 50a EStG sowie die daran anknüpfenden Re-
gelungen gelten für diese Vergütungen entsprechend. Der Steuerabzug beträgt wie bei den 
Einkünften nach § 50a Absatz 1 Nummer 1 bis 3 EStG 15 Prozent. Der Solidaritätszuschlag 
ist auf diese Einkünfte ebenso anzuwenden, wie andere an den Steuerabzug anknüpfende 
Regelungen, zum Beispiel die Abgeltungswirkung (Vgl. § 50 Absatz 2 Satz 1 EStG). 


Zu § 11 (Maßnahmen bei Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungen) 


§ 11 entspricht den §§ 3 (§ 11 Absatz 2) und 4 (§ 11 Absatz 1) der bisherigen Steuerhinter-
ziehungsbekämpfungsverordnung. 


Zu Absatz 1 


§ 11 Absatz 1 sieht vor, dass als Abwehrmaßnahme die Steuerbefreiung für Gewinnaus-
schüttungen und Anteilsveräußerungen versagt werden kann. Auch dies ist in dem Bericht 
der Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) an den Rat der Europäischen 
Union vom November 2019 als Option vorgesehen. 


Für die in Absatz 1 Satz 1 genannten Bezüge (z. B. Dividenden) wird die Steuerbefreiung 
nach § 8b Absatz 1 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes oder vergleichbaren Vorschrif-
ten in Doppelbesteuerungsabkommen nicht gewährt, wenn die Bezüge von einer Körper-
schaft geleistet werden, die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist. 


Weiterhin wird für den Gewinn aus der Veräußerung eines Anteils an einer Körperschaft, 
die in einem nicht kooperativen Steuerhoheitsgebiet ansässig ist, auch die Steuerbefreiung 
nach § 8b Absatz 2 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes oder vergleichbaren Vorschrif-
ten in Doppelbesteuerungsabkommen versagt. 


Die Abwehrmaßnahme des § 11 Absatz 1 kommt nach Satz 3 auch in sog. Durchschüt-
tungsfällen zur Anwendung, um Umgehungsgestaltungen entgegenzuwirken. Ein Steuer-
pflichtiger soll durch Zwischenschaltung einer nahestehende Person im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 des Außensteuergesetzes, bei der weder § 11 Absatz 1 noch eine vergleichbare 
ausländische Regelung Anwendung findet, die Versagung der Steuerbefreiung für Aus-
schüttungen und Veräußerungsgewinne nach Absatz 1 Satz 1 und 2 nicht umgehen kön-
nen. 


Zu Absatz 2 


§ 11 Absatz 2 sieht als Abwehrmaßnahme vor, dass Kapitalerträge im Sinne des § 11 Ab-
satz 1 EStG nicht dem gesonderten Steuersatz für Einkünfte aus Kapitalvermögen unter-
liegen und das Teileinkünfteverfahren gemäß § 3 Nummer 40 Satz 1 und 2 EStG keine 
Anwendung findet. 


Zu Absatz 3 


Die Versagung der Steuerbefreiung bei Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungen 
nach § 11 findet keine Anwendung, soweit der Steuerpflichtige nachweist, dass die Aus-
schüttungen aus Beträgen resultieren, die bei der ausschüttenden Gesellschaft bereits der 
inländischen Quellenbesteuerung nach § 10 unterlegen haben. Entsprechendes gilt, wenn 
für die Beträge bereits das Abzugsverbot nach § 8 angewendet wurde. 
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Zu Abschnitt 4 (Besondere Anforderungen an das Steuerverwaltungsverfahren) 


Zu § 12 (Gesteigerte Mitwirkungspflichten) 


Zu Absatz 1 


§ 12 führt gegenüber § 90 der Abgabenordnung gesteigerte Mitwirkungspflichten aus, die 
grundsätzlich heute schon in § 1 Absatz 4 der Steuerhinterziehungsbekämpfungsverord-
nung enthalten sind. 


Zu Absatz 2 


§ 12 Absatz 2 nennt die Voraussetzungen der gesteigerten Mitwirkungspflichten. Hiernach 
muss der Steuerpflichtige, der Geschäftsvorgängen in Bezug auf ein nicht kooperatives 
Steuerhoheitsgebiet nachgeht, gemäß Absatz 2 Aufzeichnungen erstellen, die im Wesent-
lichen den Aufzeichnungsverpflichtungen nach dem bisherigen § 1 Absatz 4 der Steuerhin-
terziehungsbekämpfungsverordnung entsprechen. Diese sind spätestens ein Jahr nach Ab-
lauf des betreffenden Kalenderjahres oder, sofern davon abweichend, des Wirtschaftsjah-
res, der örtlich zuständigen Finanzbehörde sowie in den Fällen, in denen die Vorausset-
zungen des § 138a AO erfüllt sind, dem Bundeszentralamt für Steuern, zu übermitteln. 


Zu Absatz 3 


Daneben besteht nach Absatz 3 die Möglichkeit für die Finanzbehörden, den Steuerpflich-
tigen aufzufordern, die gemachten Angaben an Eides statt zu versichern und sie zu bevoll-
mächtigen, bestehende Auskunftsansprüche geltend zu machen. Damit entspricht die Be-
stimmung der bisherigen Regelung in § 90 Absatz 2 Satz 3 der Abgabenordnung. 


Zu Abschnitt 5 (Schlussvorschriften) 


Zu § 13 (Anwendungsvorschriften) 


Die Vorschriften dieses Gesetzes sind ab 1. Januar 2022 anzuwenden. In Bezug auf Steu-
erhoheitsgebiete, die am 1. Januar 2021 noch nicht auf der „schwarzen Liste“ genannt wa-
ren, findet das Gesetz abweichend davon ab dem 1. Januar 2023 Anwendung. 


Der spätere Anwendungsbeginn trägt dem Grundsatz des Vertrauensschutzes Rechnung 
und berücksichtigt den Umstand, dass zum Zeitpunkt der Einleitung des Gesetzgebungs-
verfahrens für den Steuerpflichtigen nur die Anwendung der Abwehrmaßnahmen in Bezug 
auf die bereits gelisteten Steuerhoheitsgebiete verlässlich absehbar war. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


§ 51 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f 


Durch die Änderung des Einkommensteuergesetzes sollen die durch das Gesetz zur Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz) vom 29. Juli 
2009 eingeführten Änderungen des Einkommensteuergesetzes aufgehoben werden. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Körperschaftsteuergesetzes) 


§ 33 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe d und e - aufgehoben -


Durch die Änderung des Körperschaftsteuergesetzes sollen die durch das Gesetz zur Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz) vom 
29. Juli 2009 eingeführten Änderungen des Körperschaftsteuergesetzes aufgehoben wer-
den. 
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Zu Artikel 4 (Änderung der Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 


§ 3 Absatz 4 Nummer 3 


Es handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderungen des Gesetzes zur 
Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb (vgl. Artikel 1). 


Zu Nummer 2 


§ 90 Absatz 2 Satz 3 – aufgehoben – 


Durch die Änderung der Abgabenordnung sollen die durch das Gesetz zur Bekämpfung der 
Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz) vom 29. Juli 2009 einge-
führten Änderungen der Abgabenordnung teilweise aufgehoben werden. 


Zu Nummer 3 


§ 147a Absatz 1 Satz 6 


Es handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderungen des Gesetzes zur 
Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb (vgl. Artikel 1). 


Zu Nummer 4 


Zu Buchstabe a 


§ 162 Absatz 2 Satz 3 


Mit der Neufassung des Satzes 3 werden Verweise aktualisiert. 


Zu Buchstabe b 


§ 162 Absatz 4a – neu – 


Die Einfügung des Absatzes 4a soll der Finanzbehörde die Möglichkeit zur Festsetzung 
eines Zuschlags geben, sollte der Steuerpflichtige seine in § 12 des Gesetzes zur Abwehr 
von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb geregelten Mitwirkungspflichten 
verletzen. Damit soll insbesondere eine pünktliche Erfüllung dieser Pflichten gesichert wer-
den. 


Zu Nummer 5 


§ 193 Absatz 2 Nummer 3 


Mit der Neufassung der Nummer 3 werden Verweise aktualisiert. 


Zu Artikel 5 (Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung) 


§ 22 Absatz 4 – neu – 


Artikel 5 enthält die Anwendungsregelungen zu den Änderungen der Abgabenordnung 
nach Artikel 4 dieses Gesetzes. 
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Zu Artikel 6 (Aufhebung der Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung) 


Die Steuerhinterziehungsbekämpfungsverordnung vom 18. September 2009 (BGBl. I 
S. 3046) wird aufgehoben 


Zu Artikel 7 (Änderung des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes) 


Durch Artikel 7 wird das Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz (FKAustG) geändert. 
Meldende Finanzinstitute haben nach dem FKAustG Sorgfaltspflichten zu beachten, die 
zum Ziel haben, die Identität und die steuerliche Ansässigkeit der Inhaber der von ihnen 
geführten Finanzkonten zu ermitteln. Dadurch wird sichergestellt, dass Informationen zu 
meldepflichtigen Finanzkonten vollständig an die Steuerbehörden derjenigen Staaten und 
Gebiete übermittelt werden können, in denen die Angaben für die Besteuerung jeweils er-
heblich sind. Die Sorgfaltspflichten nach dem FKAustG sehen typischerweise die Beschaf-
fung von Selbstauskünften und anderen Belegen bei den Kontoinhabern vor. Personen, die 
durch unvollständige oder unrichtige Angaben, insbesondere betreffend die Steueransäs-
sigkeit, die Meldung eines an sich meldepflichtigen Finanzkontos unterdrücken bzw. eine 
unzutreffende Meldung veranlassen, verletzen zwar regelmäßig zivilrechtliche Nebenpflich-
ten im Verhältnis zu dem kontoführenden Finanzinstitut. Die Übermittlung von Finanzkon-
teninformationen an Staaten und Gebiete in Übereinstimmung mit den Vorgaben des ge-
meinsamen Meldestandards liegt indes in erster Linie im öffentlichen Interesse sowohl der 
am gemeinsamen Finanzkontenaustausch teilnehmenden ausländischen Staaten und Ge-
biete, als auch, im Lichte der Gegenseitigkeit des zwischenstaatlichen Informationsaustau-
sches, der Bundesrepublik Deutschland, die ihrerseits zur Sicherstellung einer gleichmäßi-
gen und gesetzlichen Besteuerung auf die Übermittlung zutreffender und vollständiger Da-
ten aus dem Ausland baut. 


Zu Nummer 1 


Inhaltsübersicht 


Die Inhaltsübersicht wird angepasst, um die Einführung eines neuen § 3a widerzuspiegeln. 


Zu Nummer 2 


§ 3a – neu – 


Durch den neu eingeführten § 3a werden für die Zwecke des Finanzkonteninformations-
austausches den Kunden meldepflichtiger Finanzinstitute ausdrücklich Pflichten auferlegt. 


In Absatz 1 wird klargestellt, dass Adressaten dieser Pflichten sowohl bestehende Kontoin-
haber (vgl. § 20 Nummer 1 FKAustG) als auch solche Personen sind, die ein Finanzkonto 
bei einem meldenden Finanzinstitut erst eröffnen möchten. Für die das Konto beantragende 
Person gilt diese Pflicht unabhängig davon, ob sie für sich selbst oder für einen Dritten 
handelt. 


Gemäß Absatz 2 müssen die nach dem FKAustG von den meldenden Finanzinstituten zu 
beschaffenden Selbstauskünfte und Belege richtig und vollständig erteilt werden. 


Ändern sich die maßgeblichen Gegebenheiten (vgl. § 21 FKAustG) haben Kontoinhaber 
nach Absatz 3 die Pflicht, aktuelle Angaben vollständig und richtig dem meldenden Finan-
zinstitut mitzuteilen. Dies hat bis zum letzten Tag des maßgeblichen Kalenderjahres oder 
eines anderen geeigneten Meldezeitraums oder 90 Kalendertage nach dem Eintritt der Än-
derung der Gegebenheiten, je nachdem, welches Datum später ist, zu erfolgen, um auf 
diese Weise das meldende Finanzinstitut in die Lage zu versetzen, die Änderungen recht-
zeitig vor der Abgabe der Meldungen an das Bundeszentralamt für Steuern zu berücksich-
tigen. Die Frist entspricht derjenigen, binnen deren meldende Finanzinstitute gemäß § 21 
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Absatz 2 Satz 1 FKAustG eine Selbstauskunft und neue Belege bei einer Änderung von 
Gegebenheiten bei dem Kontoinhaber beschaffen müssen. 


Zu Nummer 3 


§ 13 Absatz 5 – neu – 


In § 13 FKAustG stellt der neu eingefügte Absatz 5 sicher, dass meldende Finanzinstitute 
Konten natürlicher Personen nicht eröffnen, solange eine Selbstauskunft nicht vorgelegt 
wurde, die es dem Finanzinstitut erlaubt, die Meldepflicht in Bezug auf das beantragte Fi-
nanzkonto zu prüfen. 


Zu Nummer 4 


§ 16 Absatz 5 – neu – 


Der neu eingefügte Absatz 5 zu § 16 FKAustG stellt entsprechend der Bestimmung in § 13 
Absatz 5 (neu) sicher, dass auch Finanzkonten für Rechtsträger nur bei Vorhandensein 
einer Selbstauskunft eröffnet werden. 


Zu Nummer 5 


Zu Buchstabe a 


§ 28 Absatz 1 – neu – 


§ 28 Absatz 1 wird neu gefasst. 


In Nummer 1 wird bestimmt, dass ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 3a Absatz 2 eine 
Selbstauskunft oder Belege nicht vollständig oder nicht richtig erteilt. 


In Nummer 2 wird bestimmt, dass ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 3a Absatz 3 Än-
derung der Gegebenheiten nicht vollständig, nicht richtig oder nicht rechtzeitig mitteilt. 


In Nummer 3 wird bestimmt, dass ordnungswidrig handelt, wer eine Meldung nach § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht. Die erstmalige 
Meldung erfolgte zum 31. Juli 2017 (vgl. § 5 Absatz 1). Gemäß § 27 Absatz 2 haben die 
nachfolgenden Meldungen jährlich jeweils zum 31. Juli eines Jahres für das 
vorhergegangene Kalenderjahr zu erfolgen. 


Zu Buchstabe b 


§ 28 Absatz 1a – neu – 


Die Zuwiderhandlung kann nach Absatz 1a mit einer Geldbuße in Höhe von bis zu zehn-
tausend Euro geahndet werden. Gemäß § 28 Absatz 2 FKAustG ist das Bundeszentralamt 
für Steuern Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten. 


Zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 


Artikel 8 bestimmt, dass dieses Gesetz am 1. Juli 2021 in Kraft tritt. 
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		Lesezeichen strukturieren

		Gesetzentwurf 

		Gesetzentwurf der Bundesregierung 

		Artikel 1 Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem Steuerwettbewerb (Steueroasen-Abwehrgesetz – StAbwG) 

		Artikel 2 Änderung des Einkommensteuergesetzes 

		Änderung des Gesetzes zum automatischen Austausch von Informationen über Finanzkonten in Steuersachen (Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz -FKAustG) 








IV 


(Notices) 


NOTICES FROM EUROPEAN UNION INSTITUTIONS, BODIES, OFFICES AND 
AGENCIES 


COUNCIL 


Council conclusions 


on the revised EU list of non-cooperative jurisdictions for tax purposes 


(2021/C 66/10) 


THE COUNCIL OF THE EUROPEAN UNION, 


1. APPRECIATES the continuous productive cooperation on tax matters between the EU Code of Conduct Group on 
Business Taxation ("Code of Conduct Group") and most jurisdictions around the world in order to promote globally 
the tax good governance principles; 


2. WELCOMES the progress in the relevant jurisdictions through the active steps taken by the agreed deadlines towards 
resolving the deficiencies that the Code of Conduct Group had identified and UNDERLINES that such steps contribute 
to the strengthening of tax good governance mechanisms, fair taxation, global tax transparency and fight against tax 
fraud, evasion and avoidance, both at the EU level and globally; 


3. ACKNOWLEDGES that the ongoing COVID-19 pandemic continues to have an impact on the ability of many 
jurisdictions to take on new commitments or deliver on their past commitments, as well as on the overall working 
methods of the Code of Conduct Group; 


4. INVITES the Group to continue to make progress on all the outstanding issues that have been affected by the 
COVID-19 pandemic with a view to completing them as quickly as possible, and to start the discussion on possible 
requests for commitments from jurisdictions when appropriate; 


5. REGRETS that some jurisdictions have not taken sufficient steps to implement their commitments by the agreed 
deadline, or engaged in a meaningful dialogue that could lead to such commitments and INVITES these jurisdictions 
to engage with the Code of Conduct Group in order to resolve the remaining issues; 


6. REGRETS in particular that Turkey has not made material progress in the effective implementation of the automatic 
exchange of information with all EU Member States, and has not therefore yet fulfilled all commitments it had taken 
to implement tax good governance principles as set out in the Report of the Code of Conduct group; TAKES NOTE 
that the exchange of information has been activated with 21 EU Member States and is scheduled to begin as of 2022 
with 5 EU Member States; REGRETS that no evidence has been provided that effective exchange of data from Turkey 
took place to any of the Member States; STRESSES that no progress has been made with regard to the exchange of 
information with one Member State; REITERATES that the effective exchange of information with all Member States 
is a condition for Turkey to fulfil criterion 1.1 of the EU list in accordance with the Council conclusions of February 
2020; CALLS on Turkey to fully commit on a high political level by 31 May 2021 to effectively activate its automatic 
information exchange relationship with the 6 remaining Member States by 30 June 2021; For all 27 Member States 
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the information for fiscal year 2019 has to be sent no later than by 1 September 2021 and the information for fiscal 
years 2020 and 2021 has to be sent according to the OECD calendar for automatic exchange of information and in 
any case no later than by, respectively, 30 September 2021 and 30 September 2022; STATES that failure to comply 
with any of the five above stated deadlines would fulfil the conditions for Turkey to be listed in Annex I under 
criterion 1.1; INVITES the Group to notify this request to Turkey, to continue monitoring the progress concerning the 
effective exchange of information with all Member States and inform the Council about developments in this regard, 
while maintaining its dialogue with Turkey on this matter and STATES that the Council will take the necessary 
decision on the listing in October 2021 based on the analysis of the Group on Turkey's compliance and will 
reexamine this decision after the remaining above mentioned deadline; 


7. APPROVES the COCG Report set out in doc. 6223/21; 


8. APPROVES accordingly the revised EU list of non-cooperative jurisdictions for tax purposes (‘EU list’) set out in Annex 
I; 


9. ENDORSES the state of play set out in Annex II with respect to commitments taken by cooperative jurisdictions to 
implement tax good governance principles; 


10. INVITES the EU institutions and Member States, as appropriate, to continue taking the revised EU list set out in Annex 
I into account in foreign policy, economic relations and development cooperation with the relevant third countries, 
without prejudice to the respective spheres of competence of the Member States and of the Union as resulting from 
the Treaties.   
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ANNEX I 


The EU list of non-cooperative jurisdictions for tax purposes 


1. American Samoa 


American Samoa does not apply any automatic exchange of financial information, has not signed and ratified, 
including through the jurisdiction they are dependent on, the OECD Multilateral Convention on Mutual 
Administrative Assistance as amended, did not commit to apply the BEPS minimum standards and did not commit to 
addressing these issues. 


2. Anguilla 


Anguilla does not have a rating of at least ‘Largely Compliant’ by the Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information for Tax Purposes for Exchange of Information on Request and has not resolved this issue yet. 


3. Dominica 


Dominica does not have a rating of at least ‘Largely Compliant’ by the Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information for Tax Purposes for Exchange of Information on Request and has not resolved this issue yet. 


4. Fiji 


Fiji is not a member of the Global Forum on transparency and exchange of information for tax purposes (‘Global 
Forum’), has not signed and ratified the OECD Multilateral Convention on Mutual Administrative Assistance as 
amended, has harmful preferential tax regimes, has not become a member of the Inclusive Framework on BEPS or 
implemented OECD anti-BEPS minimum standard, and has not resolved these issues yet. 


5. Guam 


Guam does not apply any automatic exchange of financial information, has not signed and ratified, including through 
the jurisdiction they are dependent on, the OECD Multilateral Convention on Mutual Administrative Assistance as 
amended, did not commit to apply the BEPS minimum standards and did not commit to addressing these issues. 


6. Palau 


Palau does not apply any automatic exchange of financial information, has not signed and ratified the OECD 
Multilateral Convention on Mutual Administrative Assistance as amended, and has not resolved these issues yet. 


7. Panama 


Panama does not have a rating of at least ‘Largely Compliant’ by the Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information for Tax Purposes for Exchange of Information on Request and has not resolved this issue yet. 


8. Samoa 


Samoa has a harmful preferential tax regime and has not resolved this issue yet. 


9. Seychelles 


Seychelles has harmful preferential tax regimes and has not resolved these issues yet. 


Furthermore, Seychelles does not have a rating of at least ‘Largely Compliant’ by the Global Forum on Transparency 
and Exchange of Information for Tax Purposes for Exchange of Information on Request and has not resolved this 
issue yet. 
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10. Trinidad and Tobago 


Trinidad and Tobago does not apply any automatic exchange of financial information, does not have a rating of at least 
‘Largely Compliant’ by the Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes for Exchange 
of Information on Request, has not signed and ratified the OECD Multilateral Convention on Mutual Administrative 
Assistance as amended, has harmful preferential tax regimes, and has not resolved these issues yet. 


11. US Virgin Islands 


US Virgin Islands does not apply any automatic exchange of financial information, has not signed and ratified, 
including through the jurisdiction they are dependent on, the OECD Multilateral Convention on Mutual 
Administrative Assistance as amended, has harmful preferential tax regimes, did not commit to apply the BEPS 
minimum standards and did not commit to addressing these issues. 


12. Vanuatu 


Vanuatu does not have a rating of at least ‘Largely Compliant’ by the Global Forum on Transparency and Exchange of 
Information for Tax Purposes for Exchange of Information on Request, facilitates offshore structures and 
arrangements aimed at attracting profits without real economic substance and has not resolved these issues yet.   
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ANNEX II 


State of play of the cooperation with the EU with respect to commitments taken by cooperative 
jurisdictions to implement tax good governance principles 


1. Transparency 


1.1. Commitment to implement the automatic exchange of information, either by signing the Multilateral Competent Authority 
Agreement or through bilateral agreements 


The following jurisdiction is expected to commit at a high political level by 31 May 2021 and to effectively activate its 
automatic information exchange relationship with all 27 Member States by 30 June 2021 according to the timeline 
referred to in paragraph 6 of these Council conclusions. 


Turkey 


1.2. Membership of the Global Forum on transparency and exchange of information for tax purposes (‘Global Forum’) and satisfactory 
rating in relation to exchange of information on request 


The following jurisdiction, which committed to have a sufficient rating by the end of 2018, is waiting for a 
supplementary review by the Global Forum: 


Turkey 


The following developing country without a financial centre, which committed to have a sufficient rating by the end 
of 2019, is waiting for a supplementary review by the Global Forum: 


Botswana 


The following jurisdiction is waiting for a supplementary review by the Global Forum: 


Barbados 


1.3. Signatory and ratification of the OECD Multilateral Convention on Mutual Administrative Assistance (MAC) or network of 
agreements covering all EU Member States 


The following developing countries without a financial centre, which have made meaningful progress in the delivery 
of their commitments, were granted until 31 December 2020 to sign the MAC and until 31 December 2021 to ratify 
the MAC: 


Botswana, Eswatini, Jordan, Thailand 


The following developing country without a financial centre, which has made progress in the delivery of its 
commitment, was granted until 30 April 2021 to sign the MAC and until 31 December 2021 to ratify the MAC: 


Maldives 


2. Fair Taxation 


2.1. Existence of harmful tax regimes 


The following jurisdiction, which committed to amend or abolish its harmful tax regime by end 2019 but was 
prevented from doing so due to a delayed process in the OECD Forum on Harmful Tax Practices, was granted until 
the end of 2021 to adapt its legislation: 


Australia 


The following jurisdiction, which has made meaningful progress in the delivery of its commitment to amend or 
abolish its harmful tax regime, was granted until 31 December 2021 to do so: 
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Jordan 


The following jurisdiction, which committed to amend or abolish its harmful tax regime, was granted until 
31 December 2022 to adapt its legislation: 


Jamaica   
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BETREFF  Umsatzsteuer; 


Umsetzung der zweiten Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets zum 1. April 2021 bzw. 
1. Juli 2021 


   
      
 GZ    III C 3 - S 7340/19/10003 :022 


DOK  2021/0382933 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


 


Durch Artikel 13, 14 Nummer 1 Buchstabe a und b, Nummer 2 bis 11 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa, Buchstabe b, d, e, f Doppelbuchstabe aa, Buchstabe i, Nummer 13 bis 15, 
Nummer 19 Buchstabe a, Nummer 22 Buchstabe b, Artikel 16 Nummer 3, Artikel 19, Arti-
kel 24 Nummer 1 Buchstabe a sowie Artikel 25 und 26 i. V. m. Artikel 50 Abs. 5 und 6 des 
Jahressteuergesetzes 2020 vom 21. Dezember 2020 (Jahressteuergesetz 2020 - JStG 2020; 
BGBl. I S. 3096) wurde zum 1. April 2021 bzw. 1. Juli 2021 die zweite Stufe des sog. Mehr-
wertsteuer-Digitalpakets umgesetzt.1 
 
  


                                                 
1  Zur Umsetzung der ersten Stufe des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets zum 1. Januar 2019 vgl. das BMF-


Schreiben vom 14. Dezember 2018 - III C 3 - S 7117-j/18/10002 (2018/1031145) -, BStBl I Seite 1429. 
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Seite 2  Die zweite Stufe des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets beinhaltet insbesondere Folgendes: 


 
• Änderungen beim Versandhandel 


Die Bestimmung des Orts der Lieferung bei der Versandhandelsregelung nach § 3c 
UStG wurde mit Wirkung zum 1. Juli 2021 grundlegend geändert. Demnach verlagert 
§ 3c Abs. 1 UStG den Ort der Lieferung eines innergemeinschaftlichen Fernverkaufs 
gemäß dem Bestimmungslandprinzip an den Ort, an dem sich der Gegenstand bei 
Beendigung der Beförderung oder Versendung an den Erwerber befindet, sofern nicht 
der Ausschlusstatbestand des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (Umsatzschwelle von 10.000 
Euro für nur in einem EU-Mitgliedstaat ansässige liefernde Unternehmer wird im 
vorangegangenen und laufendenden Kalenderjahr nicht überschritten) Anwendung 
findet. Für die Umsatzschwelle sind ab dem 1. Juli 2021 nicht mehr nur die sonstigen 
Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation, Rundfunk- und Fernsehdienst-
leistungen und auf elektronischem Weg erbrachte sonstige Leistungen nach § 3a 
Abs. 5 Satz 2 UStG relevant, sondern auch die innergemeinschaftlichen Fernverkäufe 
nach § 3c Abs. 1 UStG. 
 


• Einbeziehung von Betreibern elektronischer Schnittstellen in fiktive Lieferketten 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2021 wird bei bestimmten Warenlieferungen durch einen 
Unternehmer über eine elektronische Schnittstelle (z. B. elektronischer Marktplatz) 
der Betreiber der elektronischen Schnittstelle nach § 3 Abs. 3a UStG Steuerschuldner 
für die im Gemeinschaftsgebiet für diese Lieferungen anfallende Umsatzsteuer, da die 
Lieferkette „Unternehmer an Betreiber der elektronischen Schnittstelle sowie Betrei-
ber der elektronischen Schnittstelle an Nichtunternehmer“ fingiert wird. § 3 Abs. 3a 
Satz 1 UStG betrifft Warenlieferungen über eine elektronische Schnittstelle an 
Nichtunternehmer durch einen nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmer, 
bei denen die Beförderung oder Versendung im Gemeinschaftsgebiet beginnt und 
endet. Keine Lieferung zwischen dem Betreiber der elektronischen Schnittstelle und 
dem Nichtunternehmer wird nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG fingiert, wenn der liefernde 
Unternehmer im Gemeinschaftsgebiet ansässig ist. § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG betrifft 
Fernverkäufe von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Gegenständen mit einem 
Sachwert von höchstens 150 Euro mittels einer elektronischen Schnittstelle an 
Nichtunternehmer oder an eine in § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG genannte Person, die weder 
die Erwerbsschwelle überschreitet noch auf ihre Anwendung verzichtet hat (vgl. § 3 
Abs. 3a Satz 5 UStG). Die Lieferkettenfiktion nach § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG gilt 
unabhängig von der Ansässigkeit des liefernden Unternehmers. 
Die Regelungen des neuen § 3 Abs. 3a UStG haben Auswirkungen auf die bestehen-
den gesetzlichen Regelungen zur Haftung der Betreiber elektronischer Marktplätze 
(§§ 22f und 25e UStG). Der Marktplatzbetreiber haftet für nicht entrichtete Umsatz-
steuer durch auf seinem Marktplatz tätige Händler/Unternehmen nach § 25e Abs. 1 







 
Seite 3  UStG nur noch in solchen Fällen, in denen die Lieferkettenfiktion des § 3 Abs. 3a 


UStG keine Anwendung findet (z. B. Fernverkauf innerhalb des Gemeinschaftsgebiets 
über eine elektronische Schnittstelle von im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unter-
nehmern an Nichtunternehmer). Die Regelungen zur Haftung der Betreiber elektroni-
scher Marktplätze (§§ 22f und 25e UStG) wurden daher entsprechend modifiziert. 
Diese Folgeänderungen zur Haftung für Betreiber elektronischer Marktplätze auf 
Grund der zweiten Stufe des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets bleiben einem geson-
derten BMF-Schreiben vorbehalten. 
 


• Erweiterung der einzigen Anlaufstelle (Nicht-EU-Verfahren) 
Die bestehenden (besonderen) Besteuerungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsge-
biet ansässige Unternehmer, die sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG erbringen 
(§ 18 Abs. 4c und 4d UStG) wurden mit Wirkung zum 1. Juli 2021 auf alle am Ort des 
Verbrauchs ausgeführten Dienstleistungen an Nichtunternehmer mit Sitz oder Wohn-
sitz im Gemeinschaftsgebiet ausgedehnt (sog. One-Stop-Shop (OSS) - Nicht-EU-
Regelung; § 18i UStG). 
Die Teilnahme an dem Verfahren OSS - Nicht-EU-Regelung können nicht im 
Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer auf elektronischem Weg ab dem 1. April 
2021 beim BZSt anzeigen (vgl. weitergehende Informationen auf den Internetseiten 
des BZSt unter www.bzst.bund.de). 
 


• Erweiterung der einzigen Anlaufstelle (EU-Verfahren) 
Die bestehenden (besonderen) Besteuerungsverfahren für im übrigen Gemeinschafts-
gebiet (§ 18 Abs. 4e UStG) bzw. im Inland (§ 18h UStG) ansässige Unternehmer, die 
sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG erbringen (sog. kleine einzige Anlaufstelle 
bzw. Mini-One-Stop-Shop) wurden mit Wirkung zum 1. Juli 2021 auf alle am Ort des 
Verbrauchs ausgeführten Dienstleistungen an Nichtunternehmer mit Sitz oder Wohn-
sitz im Gemeinschaftsgebiet erweitert (sog. One-Stop-Shop (OSS) - EU-Regelung; 
§ 18j UStG). Darüber hinaus können sich Unternehmer - unabhängig von ihrer Ansäs-
sigkeit - für den erweiterten OSS nach § 18j UStG entscheiden, um die Umsatzsteuer 
für folgende Umsätze anzumelden und zu entrichten: 
- innergemeinschaftlichen Fernverkäufe (§ 3c Abs. 1 Sätze 2 und 3 UStG) sowie 
- fiktive Lieferungen durch Betreiber einer elektronischen Schnittstelle nach § 3 


Abs. 3a Satz 1 UStG innerhalb eines EU-Mitgliedstaates an Nichtunternehmer mit 
Sitz oder Wohnsitz im Gemeinschaftsgebiet. 


Die Teilnahme an dem Verfahren OSS - EU-Regelung können Unternehmer auf elek-
tronischem Weg ab dem 1. April 2021 beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) 
anzeigen (vgl. weitergehende Informationen auf den Internetseiten des BZSt unter 
www.bzst.bund.de). 
 







 
Seite 4  • Einführung der einzigen Anlaufstelle für den Import 


Für Fernverkäufe von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Gegenständen in Sen-
dungen mit einem Sachwert bis 150 Euro wurde mit Wirkung zum 1. Juli 2021 ein 
neuer (optionaler) sog. Import-One-Stop-Shop (IOSS; § 18k UStG) eingeführt. 
Die Teilnahme an dem Verfahren IOSS können Unternehmer auf elektronischem Weg 
ab dem 1. April 2021 beim BZSt anzeigen (vgl. weitergehende Informationen auf den 
Internetseiten des BZSt unter www.bzst.bund.de). 
 


• Einführung einer Sonderregelung zur Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer 
Für die Fälle, in denen der IOSS nicht genutzt wird, wurde mit Wirkung zum 1. Juli 
2021 eine (optionale) Sonderregelung (sog. Special Arrangement; § 21a UStG) ein-
geführt, bei der die Einfuhrumsatzsteuer (EUSt) für die Einfuhren eines Monats durch 
die Beförderer (Post- bzw. Expresskurierdienstleister) von den Sendungsempfängern 
vereinnahmt und im Folgemonat gesammelt an die Zollverwaltung entrichtet werden 
kann. 
 


• Abschaffung der 22 Euro-Freigrenze 
Die 22 Euro-Freigrenze bei der EUSt wurde mit Wirkung zum 1. Juli 2021 abge-
schafft. 


 
Außerdem wurde zeitgleich durch Artikel 16 Nummer 1 und 2 i. V. m. Artikel 50 Abs. 6 JStG 
2020 § 5 UStDV aufgehoben, da auch bei grenzüberschreitenden Personenbeförderungen im 
Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen an Nichtunternehmer ab 1. Juli 2021 vom besonde-
ren Besteuerungsverfahren nach §§ 18i oder 18j UStG Gebrauch gemacht werden kann. 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, der 
zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 26. März 2021 - III C 3 - S 7155/19/10004 :001 
(2021/0342556), BStBl I S. xxxx, geändert worden ist, wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


 
a) Nach der Angabe „3.17. Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheine“ wird die Angabe 


„3.18. Einbeziehung von Betreibern elektronischer Schnittstellen in fiktive Lie-
ferketten“ eingefügt. 


 
b) Die Angabe „3c.1. Ort der Lieferung bei innergemeinschaftlichen Beförderungs- und 


Versendungslieferungen an bestimmte Abnehmer“ wird durch die Angabe „3c.1. Ort 
der Lieferung beim Fernverkauf“ ersetzt. 


 
c) Nach der Angabe „4.4b.1. Steuerbefreiung für die einer Einfuhr vorangehenden Lie-


ferungen von Gegenständen“ wird die Angabe „4.4c.1. Steuerbefreiung der Liefe-
rung im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG an einen Unternehmer“ eingefügt. 
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d) Nach der Angabe „13.7. Entstehung der Steuer in den Fällen des unrichtigen Steuer-
ausweises“ wird die Angabe „13.8. Entstehung der Steuer in den Fällen des § 3 
Abs. 3a und § 18k UStG“ eingefügt. 


 
e) Die Angabe „18.7a. Besteuerungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet ansäs-


sige Unternehmer, die sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG erbringen“ wird 
durch die Angabe „18.7a. Besteuerungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsge-
biet ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach 
§ 3a Abs. 5 UStG erbringen“ ersetzt. 


 
f) Die Angabe „18.7b. Besteuerungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet 


ansässige Unternehmer, die sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im Inland 
erbringen“ wird durch die Angabe „18.7b. Besteuerungsverfahren für im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige 
Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im Inland erbringen“ ersetzt. 


 
g) Die Angabe „18h.1. Besteuerungsverfahren für im Inland ansässige Unternehmer, 


die sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
erbringen“ wird durch die Angabe „18h.1. Besteuerungsverfahren für im Inland 
ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a 
Abs. 5 UStG im übrigen Gemeinschaftsgebiet erbringen“ ersetzt. 


 
h) Nach der Angabe „18h.1. Besteuerungsverfahren für im Inland ansässige Unterneh-


mer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet erbringen“ werden die Angaben „18i.1. Besonderes Besteue-
rungsverfahren für von nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmern 
erbrachte sonstige Leistungen“, „18j.1 Besonderes Besteuerungsverfahren für 
den innergemeinschaftlichen Fernverkauf, für Lieferungen innerhalb eines 
Mitgliedstaates über eine elektronische Schnittstelle und für von im Gemein-
schaftsgebiet, nicht aber im Mitgliedstaat des Verbrauchs ansässigen Unter-
nehmern erbrachte sonstige Leistungen“ und „18k.1. Besonderes Besteuerungs-
verfahren für Fernverkäufe von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Gegen-
ständen in Sendungen mit einem Sachwert von höchstens 150 €“ eingefügt. 


 
i) Nach der Angabe „20.1. Berechnung der Steuer nach vereinnahmten Entgelten“ wird 


die Angabe „21a.1. Sonderregelungen bei der Einfuhr von Sendungen mit einem 
Sachwert von höchstens 150 €“ eingefügt. 


 
j) Die Angabe „22.3a. Aufzeichnungspflichten bei Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 


UStG“ wird durch die Angabe „22.3a. Aufzeichnungspflichten bei Teilnahme an 
einem der besonderen Besteuerungsverfahren“ ersetzt. 


 
2. Nach Abschnitt 3.17 wird folgender Abschnitt 3.18 eingefügt: 


 
„3.18. Einbeziehung von Betreibern elektronischer Schnittstellen in fiktive Liefer-


ketten  
(1)  1§ 3 Abs. 3a Sätze 1 und 2 UStG regelt die Einbeziehung von Betreibern elek-


tronischer Schnittstellen in fiktive Lieferketten. 2Nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG wer-
den Unternehmer, die mittels ihrer elektronischen Schnittstelle Lieferungen von 
Gegenständen durch einen nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmer an 
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derung oder Versendung im Gemeinschaftsgebiet beginnt und endet, so behandelt, 
als ob sie diese Gegenstände für ihr Unternehmen selbst erhalten und geliefert hätten. 
3Gleiches gilt nach § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG für die Unterstützung von Fernverkäufen 
von aus dem Drittlandsgebiet eingeführten Gegenständen in Sendungen mit einem 
Sachwert von höchstens 150 € mittels einer elektronischen Schnittstelle. 4Während 
tatsächlich lediglich ein einziges Verkaufsgeschäft vorliegt, werden für 
umsatzsteuerliche Zwecke zwei Lieferungen fingiert, indem eine (erste) Lieferung 
von dem Unternehmer an den Betreiber der elektronischen Schnittstelle sowie eine 
(zweite) Lieferung von dem Betreiber der elektronischen Schnittstelle an den End-
erwerber angenommen werden. 5Die Regelungen des § 3 Abs. 3a Satz 1 und Satz 2 
UStG gelten für unterschiedliche Erwerberkreise. 6In den Fällen des § 3 Abs. 3a 
Satz 1 UStG muss es sich bei dem Empfänger der Liefergegenstände um eine Person 
im Sinne des § 3a Abs. 5 Satz 1 UStG (insbesondere kein Unternehmer, für dessen 
Unternehmen die Leistung bezogen wird) handeln. 7Dagegen kann ein Erwerber in 
den Fällen des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG ein in § 3a Abs. 5 Satz 1 UStG bezeichneter 
Empfänger oder eine in § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG genannte Person sein, die weder die 
maßgebende Erwerbsschwelle überschreitet noch auf ihre Anwendung verzichtet 
(vgl. § 3 Abs. 3a Sätze 4 und 5 UStG); Abschnitt 3c.1 Abs. 2 Sätze 3 bis 6 gelten 
insoweit entsprechend. 


(2)  1Von § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG werden sowohl Fälle erfasst, in denen die Beför-
derung oder Versendung im gleichen EU-Mitgliedstaat beginnt und endet, als auch 
solche, in denen Beginn und Ende der Beförderung oder Versendung in verschiede-
nen EU-Mitgliedstaaten liegen. 2Der liefernde Unternehmer muss im Drittlandsgebiet 
ansässig sein. 3Lieferungen von im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmern 
fallen nicht unter diese Vorschrift. 4Ein Unternehmer ist auch dann im 
Gemeinschaftsgebiet ansässig, wenn er im Drittlandsgebiet seinen Sitz oder seine 
Geschäftsleitung, im Gemeinschaftsgebiet aber eine Betriebsstätte hat. 5Wie beim 
Reihengeschäft nach § 3 Abs. 6a Satz 1 UStG kann dabei die Warenbewegung nur 
einer der Lieferungen zugeordnet werden, um insbesondere den Lieferort bestimmen 
zu können, weshalb nach § 3 Abs. 6b UStG die fiktive Lieferung des Betreibers der 
elektronischen Schnittstelle als die bewegte Lieferung zu behandeln ist. 


Be i s p i e l  1 :  
1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische 
Schnittstelle Handyzubehör an eine Privatperson in Frankreich. 2Die Ware wird 
aus einem inländischen Lager eines anderen Unternehmers an den Wohnsitz der 
Privatperson in Frankreich versendet. 3Der Betreiber der elektronischen Schnitt-
stelle überschreitet die Umsatzschwelle von 10 000 € (§ 3c Abs. 4 Satz 1 UStG) bzw. 
verzichtet auf die Anwendung des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 
UStG). 
4Es werden eine Lieferung des H an den Betreiber der elektronischen Schnittstelle 
und eine Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle an die Pri-
vatperson nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG fingiert. 5Die Warenbewegung wird nach 
§ 3 Abs. 6b UStG der Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle 
zugeschrieben. 6Die Lieferung des H an den Betreiber der elektronischen Schnitt-
stelle ist gemäß § 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 UStG im Inland steuerbar, aber nach § 4 
Nr. 4c UStG steuerbefreit (vgl. Abschnitt 4.4c.1). 7Die Ortsbestimmung der Liefe-
rung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle an die Privatperson richtet 
sich nach § 3c Abs. 1 UStG. 8Danach ist der Ort der Lieferung der Ort, an dem 
sich der Gegenstand bei Beendigung der Versendung an die Privatperson befindet 
(hier: Frankreich). 9Der Betreiber der elektronischen Schnittstelle kann das 
besondere Besteuerungsverfahren im Sinne des § 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) 
in Anspruch nehmen und den Umsatz darüber erklären. 10Andernfalls hat der 
Betreiber der elektronischen Schnittstelle den Umsatz im Bestimmungsland (hier: 
Frankreich) im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261 
MwStSystRL) zu erklären. 


Be i s p i e l  2 :  
1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische 
Schnittstelle Handyzubehör an eine im Inland ansässige Privatperson. 2Die Ware 
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der Privatperson versendet. 
3Es werden eine Lieferung des H an den Betreiber der elektronischen Schnittstelle 
und eine Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle an die Pri-
vatperson nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG fingiert. 4Die Warenbewegung wird nach 
§ 3 Abs. 6b UStG der Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle 
zugeschrieben. 5Die Lieferung des H an den Betreiber der elektronischen Schnitt-
stelle ist gemäß § 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 UStG im Inland steuerbar, aber nach § 4 
Nr. 4c UStG steuerbefreit (vgl. Abschnitt 4.4c.1). 6Die Lieferung des Betreibers der 
elektronischen Schnittstelle an die Privatperson ist gemäß § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG 
im Inland steuerbar und steuerpflichtig. 7§ 3c Abs. 1 UStG findet keine 
Anwendung, weil die Ware nicht aus dem Gebiet eines EU-Mitgliedstaates in das 
Gebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates gelangt (vgl. § 3c Abs. 1 Satz 2 UStG). 
8Der Betreiber der elektronischen Schnittstelle kann das besondere Besteue-
rungsverfahren im Sinne des § 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) in Anspruch neh-
men und den Umsatz darüber erklären. 9Andernfalls hat der Betreiber der elek-
tronischen Schnittstelle den Umsatz in Deutschland im allgemeinen Besteue-
rungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) zu erklären. 


Be i s p i e l  3 :  
1Ein im Inland ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische Schnitt-
stelle Handyzubehör an eine Privatperson in Frankreich. 2Die Ware wird aus 
einem Lager im Inland an den Wohnsitz der Privatperson in Frankreich versendet. 
3H überschreitet die Umsatzschwelle von 10 000 € (§ 3c Abs. 4 Satz 1 UStG) bzw. 
verzichtet auf die Anwendung des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 
UStG). 
4Nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG wird keine Lieferung zwischen dem Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle und der Privatperson fingiert, da H im Gemein-
schaftsgebiet ansässig ist. 5§ 3 Abs. 3a Satz 2 UStG findet keine Anwendung, da die 
Ware nicht aus dem Drittlandsgebiet eingeführt wurde. 6Für die Lieferung des H 
an die Privatperson findet § 3c Abs. 1 UStG Anwendung. 7Der Ort der Lieferung 
ist der Ort, an dem sich der Gegenstand bei Beendigung der Versendung an die 
Privatperson befindet (hier: Frankreich). 8H kann das besondere Besteue-
rungsverfahren nach § 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) in Anspruch nehmen und 
den Umsatz darüber erklären. 9Andernfalls hat H den Umsatz im Bestimmungs-
land (hier: Frankreich) im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 
bis 261 MwStSystRL) zu erklären. 


Be i s p i e l  4 :  
1Ein im Inland ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische Schnitt-
stelle Handyzubehör an eine im Inland ansässige Privatperson. 2Die Ware wird aus 
einem Fulfillment-Center in Polen an den Wohnsitz der Privatperson versendet. 
3H überschreitet die Umsatzschwelle von 10 000 € (§ 3c Abs. 4 Satz 1 UStG) bzw. 
verzichtet auf die Anwendung des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 
UStG) und nimmt an dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18j UStG 
teil. 
4Nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG wird keine Lieferung zwischen dem Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle und der Privatperson fingiert, da H im Gemein-
schaftsgebiet ansässig ist. 5§ 3 Abs. 3a Satz 2 UStG findet keine Anwendung, da die 
Ware nicht aus dem Drittlandsgebiet eingeführt wird. 6Für die Lieferung des H an 
die Privatperson findet § 3c Abs. 1 UStG Anwendung. 7Der Ort der Lieferung ist 
der Ort, an dem sich der Gegenstand bei Beendigung der Versendung an die 
Privatperson befindet (hier: Inland). 8Der Händler hat die Umsätze über das 
besondere Besteuerungsverfahren nach § 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) zu 
erklären. 


(3)  1Dem Begriff der elektronischen Schnittstelle im Sinne des § 3 Abs. 3a Sätze 1 
und 2 UStG ist ein sehr weites Verständnis zugrunde zu legen, so dass in den 
Anwendungsbereich der Vorschriften nicht nur elektronische Marktplätze, Platt-
formen oder Portale fallen, sondern auch alle anderen vergleichbaren elektronischen 
Handelsplätze. 2Wann von einer Unterstützung im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 1 und 2 
UStG auszugehen ist, ist in Artikel 5b MwStVO geregelt. 3Demnach unterstützt ein 
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Fernverkauf im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG mittels seiner elektronischen 
Schnittstelle, wenn er es einem Erwerber und einem Lieferer, der über diese 
elektronische Schnittstelle Gegenstände zum Verkauf anbietet, ermöglicht, in Kon-
takt zu treten, woraus eine Lieferung von Gegenständen über diese elektronische 
Schnittstelle an den Erwerber resultiert. 4Ein Unternehmer unterstützt eine solche 
Lieferung dann nicht, wenn kumulativ die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 
1. der Unternehmer legt weder unmittelbar noch mittelbar irgendeine der Bedin-


gungen für die Lieferung der Gegenstände fest, 
2. der Unternehmer ist weder unmittelbar noch mittelbar an der Autorisierung der 


Abrechnung mit dem Erwerber bezüglich der getätigten Zahlung beteiligt und 
3. der Unternehmer ist weder unmittelbar noch mittelbar an der Bestellung oder 


Lieferung der Gegenstände beteiligt. 
5Die Merkmale der folgenden Auflistung können darauf hindeuten, dass im Sinne 


des Satzes 4 Nr. 1 ein Unternehmer eine elektronische Schnittstelle betreibt, für die 
er die Bedingungen für die Lieferung der Gegenstände festlegt (diese Auflistung ist 
nicht als kumulativ und nicht als erschöpfend zu betrachten):  
- Die elektronische Schnittstelle ist Eigentümer oder Verwalter der technischen 


Plattform, über die die Gegenstände geliefert werden. 
- Die elektronische Schnittstelle legt Regeln für die Auflistung und den Verkauf von 


Gegenständen über ihre Plattform fest. 
- Die elektronische Schnittstelle ist Eigentümer der Daten des Erwerbers in Ver-


bindung mit der Lieferung. 
- Die elektronische Schnittstelle stellt die technische Lösung für die Erteilung der 


Bestellung oder die Einleitung des Kaufs bereit (z.B. durch Platzierung der 
Gegenstände in einem Warenkorb). 


- Die elektronische Schnittstelle organisiert bzw. verwaltet die Übermittlung des 
Angebots, die Annahme des Auftrags oder die Bezahlung der Gegenstände. 


- Die elektronische Schnittstelle legt die Bedingungen fest, unter denen der Lieferer 
oder der Erwerber die Kosten für die Rücksendung der Gegenstände zu tragen 
hat. 


- Die elektronische Schnittstelle schreibt dem zugrunde liegenden Lieferer eine oder 
mehrere spezifische Zahlungsmethoden, Lager- oder Erfüllungsbedingungen oder 
Versand- oder Liefermethoden vor, die zur Erfüllung des Geschäfts verwendet 
werden müssen. 


- Die elektronische Schnittstelle hat das Recht, die Zahlung des Erwerbers für den 
zugrundeliegenden Lieferer zu bearbeiten oder einzubehalten oder den Zugriff 
auf die Beträge in anderer Weise einzuschränken. 


- Die elektronische Schnittstelle ist in der Lage, eine Gutschrift für den Umsatz ohne 
Zustimmung oder Genehmigung des zugrundeliegenden Lieferers auszustellen, 
falls die Gegenstände nicht ordnungsgemäß empfangen wurden. 


- Die elektronische Schnittstelle bietet Kundendienst, Unterstützung bei der Rück-
sendung oder dem Umtausch von Gegenständen oder Beschwerde- oder Streit-
beilegungsverfahren für Lieferer und/oder deren Erwerber. 


- Die elektronische Schnittstelle hat das Recht, den Preis festzulegen, zu dem die 
Gegenstände verkauft werden, z.B. indem sie im Rahmen eines Kundenbin-
dungsprogramms einen Rabatt anbietet, die Preisgestaltung kontrolliert oder 
beeinflusst. 


6Die Merkmale der folgenden Auflistung können darauf hindeuten, dass im Sinne 
des Satzes 4 Nr. 2 eine elektronische Schnittstelle an der Autorisierung der Abrech-
nung beteiligt ist (diese Auflistung ist nicht als kumulativ und nicht als erschöpfend 
zu betrachten): 
- Über die elektronische Schnittstelle werden dem Erwerber Informationen zur 


Zahlung wie der zu zahlende Preis, seine Zusammensetzung, etwaige zusätzliche 
Gebühren, Zahlungsfristen, Zahlungsmodalitäten usw. bereitgestellt. 
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die Zahlung in Rechnung gestellt wird. 
- Die elektronische Schnittstelle erfasst bzw. erhält vom Erwerber Zahlungsdaten 


bzw. Informationen wie Kredit-/Debitkartennummer, Gültigkeit der Karte, 
Sicherheitscode, Name und/oder Konto des Zahlungsinhabers, Informationen 
zum in digitaler Währung oder Kryptowährung geführten Konto, Informationen 
zur digitalen Brieftasche usw. 


- Die elektronische Schnittstelle zieht die Zahlung für die gelieferten Gegenstände 
ein und leitet sie dann an den zugrundeliegenden Lieferer weiter. 


- Die elektronische Schnittstelle verbindet den Erwerber mit einem Dritten, der die 
Zahlung entsprechend den Anweisungen der elektronischen Schnittstelle 
verarbeitet (Tätigkeiten eines Unternehmers, der die Zahlung nur ohne jede 
andere Beteiligung an der Lieferung verarbeitet, sind von der Bestimmung des 
fiktiven Lieferers ausgeschlossen). 


7Die Merkmale der folgenden Auflistung können darauf hindeuten, dass im Sinne 
des Satzes 4 Nr. 3 ein Unternehmer, der eine elektronische Schnittstelle betreibt, an 
der Bestellung oder Lieferung der Gegenstände beteiligt ist (diese Auflistung ist nicht 
als kumulativ und nicht als erschöpfend zu betrachten):  
- Die elektronische Schnittstelle stellt das technische Instrument für die Erteilung 


der Bestellung durch den Erwerber bereit (in der Regel der Warenkorb/der 
Kaufabwicklungsvorgang). 


- Die elektronische Schnittstelle übermittelt dem Erwerber und dem zugrundelie-
genden Lieferer die Bestätigung und/oder die Einzelheiten der Bestellung. 


- Die elektronische Schnittstelle stellt dem zugrundeliegenden Lieferer eine Gebühr 
oder Provision auf der Grundlage des Werts der Bestellung in Rechnung. 


- Die elektronische Schnittstelle übermittelt die Genehmigung, mit der Lieferung 
der Gegenstände zu beginnen, oder weist den zugrundeliegenden Lieferer oder 
einen Dritten an, die Gegenstände zu liefern. 


- Die elektronische Schnittstelle erbringt Fulfillment-Dienstleistungen für den 
zugrundeliegenden Lieferer. 


- Die elektronische Schnittstelle organisiert die Lieferung der Gegenstände. 
- Die elektronische Schnittstelle übermittelt dem Erwerber Einzelheiten zur Zustel-


lung. 
8§ 3 Abs. 3a UStG findet auch keine Anwendung auf Unternehmer, die lediglich eine 


der folgenden Leistungen anbieten: 
1. die Verarbeitung von Zahlungen im Zusammenhang mit der Lieferung von 


Gegenständen, 
2. die Auflistung von Gegenständen oder die Werbung für diese oder 
3. die Weiterleitung oder Vermittlung von Erwerbern an andere elektronische 


Schnittstellen, über die Gegenstände zum Verkauf angeboten werden, ohne dass 
eine weitere Einbindung in die Lieferung besteht. 


(4)  1Ein Fernverkauf im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG ist die Lieferung eines 
Gegenstands, der durch den Lieferer oder für dessen Rechnung aus dem Dritt-
landsgebiet an einen Erwerber in einem EU-Mitgliedstaat befördert oder versendet 
wird, einschließlich jener Lieferung, an deren Beförderung oder Versendung der 
Lieferer indirekt beteiligt ist (§ 3 Abs. 3a Satz 4 UStG). 2Die Lieferkettenfiktion nach 
§ 3 Abs. 3a Satz 2 UStG gilt unabhängig von der Ansässigkeit des liefernden 
Unternehmers. 3Lieferungen von Gas, Elektrizität, Wärme und Kälte sind keine 
bewegten Lieferungen und sind deshalb nicht vom Begriff des Fernverkaufs im Sinne 
des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG erfasst. 4Erwerber im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG 
sind Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) sowie Unternehmer, die nur 
steuerfreie – nicht zum Vorsteuerabzug berechtigende – Umsätze ausführen, 
Kleinunternehmer, pauschalierende Land- und Forstwirte und juristische Personen, 
die nicht Unternehmer sind oder den Gegenstand nicht für das Unternehmen 
erwerben. 5Im Hinblick auf die in § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG genannten Personen ist der 
Erwerberkreis auf diejenigen Personen beschränkt, die weder die maßgebende 
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Anwendung nach § 1a Abs. 4 UStG verzichten. 6Sofern die Beförderung oder Ver-
sendung im Gebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates endet, ist die von diesem EU-
Mitgliedstaat festgesetzte Erwerbsschwelle maßgebend (vgl. Abschnitt 1a.1 Abs. 2). 
7Die Erwerbsschwellen in den anderen EU-Mitgliedstaaten betragen nach nicht 
amtlicher Veröffentlichung der EU-Kommission zum 1. 4. 2018: 


- Belgien:  11 200  €,  
- Bulgarien:  20 000  BGN,  
- Dänemark:  80 000  DKK,  
- Estland:  10 000  €,  
- Finnland:  10 000  €,  
- Frankreich:  10 000  €,  
- Griechenland: 10 000  €,  
- Irland:  41 000  €,  
- Italien:  10 000  €,  
- Kroatien:  77 000  HKR,  
- Lettland:  10 000  €,  
- Litauen:  14 000  €,  
- Luxemburg:  10 000  €,  
- Malta:  10 000  €,  
- Niederlande: 10 000  €,  
- Österreich:  11 000  €,  
- Polen:  50 000  PLN,  
- Portugal:  10 000  €,  
- Rumänien:  34 000  RON,  
- Schweden:  90 000  SEK,  
- Slowakei:  14 000  €,  
- Slowenien:  10 000  €,  
- Spanien:  10 000  €,  
- Tschechien: 326 000  CZK,  
- Ungarn:  10 000  €,  
- Zypern:  10 251  €.  
8Folgende Fälle sind gemäß Artikel 5a MwStVO als indirekte Beteiligung des Lie-


ferers am Versand oder der Beförderung der Gegenstände anzusehen: 
1. die Versendung oder Beförderung der Gegenstände wird vom Lieferer als 


Unterauftrag an einen Dritten vergeben, der die Gegenstände an den Erwerber 
transportiert oder transportieren lässt; 


2. die Versendung oder Beförderung der Gegenstände erfolgt durch einen Dritten, 
der Lieferer trägt jedoch entweder die gesamte oder die teilweise Verantwortung 
für die Lieferung der Gegenstände an den Erwerber; 


3. der Lieferer stellt dem Erwerber die Transportkosten in Rechnung, zieht diese ein 
und leitet sie dann an einen Dritten weiter, der die Versendung oder Beförderung 
der Waren übernimmt; 


4. der Lieferer bewirbt in jeglicher Weise gegenüber dem Erwerber die Zustell-
dienste eines Dritten, stellt den Kontakt zwischen dem Erwerber und einem Drit-
ten her oder übermittelt einem Dritten auf andere Weise die Informationen, die 
dieser für die Zustellung der Gegenstände an den Erwerber benötigt. 
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1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische 
Schnittstelle Handyzubehör (Sachwert: 50 €) an eine im Inland ansässige Privat-
person. 2Die Ware wird von H aus einem Lager in Südkorea an den Wohnsitz der 
Privatperson versendet. 3Die Zollanmeldung in Deutschland erfolgt durch den 
Betreiber der elektronischen Schnittstelle, welcher im Inland ansässig ist und das 
besondere Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG (vgl. Abschnitt 18k.1) in 
Anspruch nimmt. 
4Nach § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG werden eine Lieferung des H an den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle und eine Lieferung des Betreibers der elektronischen 
Schnittstelle an die im Inland ansässige Privatperson fingiert. 5Die Einfuhr der 
Waren ist nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 UStG steuerfrei. 6Die Warenbewegung wird nach 
§ 3 Abs. 6b UStG der Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle 
zugeschrieben. 7Die Lieferung des H an den Betreiber der elektronischen Schnitt-
stelle ist daher nach § 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 UStG im Inland nicht steuerbar. 8Die 
Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle an die Privatperson ist 
im Inland nach § 3c Abs. 3 Satz 1 UStG steuerbar und steuerpflichtig (vgl. 
Abschnitt 3c.1 Abs. 4). 9Der Betreiber der elektronischen Schnittstelle hat diesen 
Umsatz im besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG zu erklären (vgl. 
Abschnitt 18k.1). 


Be i s p i e l  2 :  
1Ein im Inland ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische Schnitt-
stelle Handyzubehör (Sachwert: 60 €) an eine im Inland ansässige Privatperson. 
2Die Ware wird aus einem Lager in der Schweiz an den Wohnsitz der Privatperson 
versendet. 3Die Zollanmeldung in Deutschland erfolgt durch den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle, welcher das besondere Besteuerungsverfahren nach 
§ 18k UStG (vgl. Abschnitt 18k.1) in Anspruch nimmt. 
4Nach § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG werden eine Lieferung des H an den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle und eine Lieferung des Betreibers der elektronischen 
Schnittstelle an die im Inland ansässige Privatperson fingiert. 5Die Einfuhr der 
Ware ist nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 UStG steuerfrei. 6Die Warenbewegung wird nach 
§ 3 Abs. 6b UStG der Lieferung durch den Betreiber der elektronischen 
Schnittstelle zugeschrieben. 7Die Lieferung des H an den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle ist daher nach § 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 UStG im Inland 
nicht steuerbar. 8Die Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle an 
die Privatperson ist im Inland nach § 3c Abs. 3 Satz 1 UStG steuerbar und 
steuerpflichtig. 9Der Betreiber der elektronischen Schnittstelle hat diesen Umsatz 
im besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG zu erklären (vgl. 
Abschnitt 18k.1). 


(5)  1Nach § 3 Abs. 6b UStG wird im Falle des § 3 Abs. 3a UStG die Lieferung des 
Betreibers der elektronischen Schnittstelle an den Erwerber als die bewegte Liefe-
rung behandelt. 2Bei der Bestimmung der Warenbewegung geht § 3 Abs. 6b UStG als 
speziellere Vorschrift der Regelung des § 3 Abs. 6a UStG vor. 


Be i s p i e l :  
1Eine in Italien ansässige Privatperson K bestellt Handyzubehör (Sachwert: 50 €) 
bei dem im Inland ansässigen Händler D über die elektronische Schnittstelle des 
im Inland ansässigen Betreibers B. 2D bestellt die Ware seinerseits bei dem in 
Südkorea ansässigen Händler H. 3H versendet die Handyhülle direkt an K. 4Die 
Zollanmeldung in Deutschland erfolgt durch den Spediteur S in indirekter Ver-
tretung des H. 
5Nach § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG werden eine Lieferung des D an den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle B und eine Lieferung des Betreibers der elektroni-
schen Schnittstelle B an die in Italien ansässige Privatperson K fingiert. 
6Außerdem liegt eine Lieferung von H an D vor. 7Bei der Bestimmung der 
Warenbewegung geht § 3 Abs. 6b UStG als speziellere Vorschrift der Regelung des 
§ 3 Abs. 6a UStG vor. 8Die Warenbewegung wird daher nach § 3 Abs. 6b UStG der 
Lieferung durch den Betreiber der elektronischen Schnittstelle B zugeschrieben. 
9Der Ort dieser Lieferung liegt nach § 3c Abs. 2 UStG in Italien. 10Die Lieferungen 
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gemäß § 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 UStG im Inland nicht steuerbar. 
(6)  1Jedes einzelne Packstück stellt grundsätzlich eine Sendung im Sinne des § 3 


Abs. 3a Satz 2 UStG dar. 2Gegenstände, die zusammen in demselben Packstück ver-
packt und gleichzeitig vom selben Versender (z.B. zugrundeliegender Lieferer oder 
möglicherweise elektronische Schnittstelle, die als fiktiver Lieferer handelt) an den-
selben Empfänger (z.B. Erwerber in der EU) unter einem Beförderungsvertrag (z.B. 
Luftfrachtbrief, CMR, Postsendung nach Weltpostvertrag mit S-10 Barcode) ver-
sandt werden, gelten als eine einzige Sendung. 3Gegenstände, die von ein und der-
selben Person getrennt bestellt, aber zusammen in demselben Packstück versandt 
werden, werden ebenfalls als eine einzige Sendung betrachtet. 4Gegenstände, die vom 
selben Versender an denselben Empfänger versandt und getrennt bestellt und 
geliefert werden, gelten auch dann, wenn sie am selben Tag, aber in gesonderten 
Packstücken beim Postbetreiber oder Expresskurierdienstleister des Bestim-
mungsorts ankommen, als getrennte Sendungen. 


(7)  Sachwert im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG ist der Preis der Waren selbst 
beim sog. Verkauf zur Ausfuhr in das Zollgebiet der Union ohne Transport- und 
Versicherungskosten, sofern sie nicht im Preis enthalten und nicht gesondert auf der 
Rechnung ausgewiesen sind, sowie alle anderen Steuern und Abgaben, die von den 
Zollbehörden anhand der einschlägigen Dokumente ermittelt werden können. 


Be i s p i e l  1 :  
1Der Rechnungsbetrag setzt sich aus dem Preis für die Ware und den Beförde-
rungskosten zusammen: 
Preis für die Ware auf der Rechnung:  140,00 € 
Beförderungskosten auf der Rechnung:   20,00 € 
Rechnungsbetrag insgesamt: 160,00 € 
2Der Sachwert der Ware beträgt 140,00 €. 


Be i s p i e l  2 :  
1Der Rechnungsbetrag beinhaltet die Beförderungskosten. 2Es ist anhand der 
Rechnung oder sonstiger Unterlagen nicht erkennbar, ob und in welcher Höhe 
Beförderungskosten im Rechnungspreis enthalten sind: 
Rechnungsbetrag insgesamt: 160,00 € 
3Der Sachwert der Ware beträgt 160,00 €. 


Be i s p i e l  3 :  
1Der Rechnungsbetrag setzt sich aus dem Preis für die Ware, den Beförderungs-
kosten und der Umsatzsteuer zusammen: 
Preis für die Ware auf der Rechnung:  140,00 € 
Beförderungskosten auf der Rechnung: 20,00 € 
Umsatzsteuer (19 %) auf der Rechnung:   30,40 € 
Rechnungsbetrag insgesamt: 190,40 € 
2Der Sachwert der Ware beträgt 140,00 €. 


Be i s p i e l  4 :  
1Der Rechnungsbetrag setzt sich aus dem Preis für die Ware, den Beförderungs-
kosten und der drittländischen Umsatzsteuer zusammen: 
Preis für die Ware auf der Rechnung:  140,00 € 
Rechnungsbetrag insgesamt: 195,00 € 
2Der Sachwert der Ware beträgt auch in diesem Fall 140,00 €.“ 
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„2Wird die sonstige Leistung von einem Unternehmer erbracht, der in nur einem EU-
Mitgliedstaat ansässig ist, bestimmt sich der Leistungsort insoweit nach § 3a Abs. 1 UStG, 
wenn der Gesamtbetrag der Entgelte der in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichneten sonstigen 
Leistungen an in anderen EU-Mitgliedstaaten ansässige Nichtunternehmer sowie der 
innergemeinschaftlichen Fernverkäufe (Abschnitt 3c.1 Abs. 2 Satz 1) insgesamt 
10 000 € im vorangegangenen Kalenderjahr nicht überschritten hat und im laufenden 
Kalenderjahr nicht überschreitet (§ 3a Abs. 5 Satz 3 UStG); für die Beurteilung des 
Leistungsorts im Besteuerungszeitraum 2021 sind auch die vorgenannten sonstigen 
Leistungen und innergemeinschaftlichen Fernverkäufe einzubeziehen, die im 
Kalenderjahr 2020 und im ersten Halbjahr 2021 ausgeführt wurden; eine zeitantei-
lige Aufteilung der Umsatzschwelle von 10 000 € ist im Kalenderjahr 2021 nicht 
vorzunehmen. 
Be i s p i e l :  


1Der im Inland ansässige Unternehmer U erbringt in den Jahren 2020 und 2021 in 
§ 3a Abs. 5 Satz 2 UStG bezeichnete sonstige Leistungen an in anderen EU-
Mitgliedstaaten ansässige Nichtunternehmer im folgenden Wert: 
im Kalenderjahr 2020: 3 000 € 
im ersten Halbjahr 2021: 5 000 € 
im zweiten Halbjahr 2021: 2 000 € 
2Außerdem versendet U in den Jahren 2020 und 2021 Waren im folgenden Wert 
an in anderen EU-Mitgliedstaaten ansässige Nichtunternehmer: 
im Kalenderjahr 2020: 6 000 € 
im ersten Halbjahr 2021: 20 000 € 
im zweiten Halbjahr 2021: 5 000 € 
3Im vorangegangenen Kalenderjahr 2020 wurde die ab dem 1. Juli 2021 maßgeb-
liche Umsatzschwelle von 10 000 € nicht überschritten. 4Da die ab dem 1. Juli 2021 
auch für innergemeinschaftliche Fernverkäufe maßgebliche Umsatzschwelle von 
10 000 € für das Kalenderjahr 2021 jedoch bereits im ersten Halbjahr 
überschritten wurde, kommt es ab dem 1. Juli 2021 ab dem ersten Umsatz zur 
Ortsverlagerung in den EU-Mitgliedstaat, in dem der Empfänger ansässig ist. 5Die 
innergemeinschaftlichen Fernverkäufe vor dem 1. Juli 2021 sind zu berück-
sichtigen, unabhängig davon, ob die Ortsbestimmung nach § 3c UStG in der bis 
zum 30. Juni 2021 geltenden Fassung aufgrund des Überschreitens der Liefer-
schwelle zur Anwendung kam. 6U hat demnach alle in § 3a Abs. 5 Satz 2 UStG 
bezeichneten sonstigen Leistungen an in anderen EU-Mitgliedstaaten ansässige 
Nichtunternehmer sowie innergemeinschaftlichen Fernverkäufe ab dem 
1. Juli 2021 in den EU-Mitgliedstaaten zu versteuern, in denen die Empfänger 
ansässig sind, und kann dafür das besondere Besteuerungsverfahren nach § 18j 
UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) in Anspruch nehmen.“ 
 


4. Abschnitt 3a.16 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach Absatz 7 wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst: 
 


„Be s onde r e s  Be s t eue r ungs ve r f a h r e n  fü r  i m Au s l a nd  a nsä s s i ge  
Un t e r ne hme r ,  d i e  vor  de m  1 .  Ju l i  2021  s ons t ige  Le i s t unge n  na ch  
§  3a  Abs .  5  US t G  e r b r i nge n“ 
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„(8)  Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die vor dem 


1. Juli 2021 im Gemeinschaftsgebiet als Steuerschuldner Telekommunikations-
dienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistun-
gen auf elektronischem Weg an in der EU ansässige Nichtunternehmer (siehe 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von 
§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, nur in 
einem EU-Mitgliedstaat erfasst zu werden (§ 18 Abs. 4c UStG); wegen der Einzel-
heiten vgl. Abschnitt 18.7a. 


(9)  Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (Abschnitt 13b.11 
Abs. 1 Satz 2), die vor dem 1. Juli 2021 im Inland als Steuerschuldner Telekommu-
nikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige 
Leistungen auf elektronischem Weg an im Inland ansässige Nichtunternehmer (siehe 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von 
§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren teilzunehmen (§ 18 Abs. 4e UStG); wegen der 
Einzelheiten vgl. Abschnitt 18.7b.“ 


 
c) Nach Absatz 9 wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst: 
 


„Be s onde r e s  Be s t eue r ungs ve r f a h r e n  fü r  i m I n l a nd  a ns ä s s i ge  
Un t e r ne hme r ,  d i e  vor  de m  1 .  Ju l i  2021  s ons t ige  Le i s t unge n  na ch  
§  3a  Abs .  5  US t G  e r b r i nge n“ 


 
d) Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 


 
„(10)  Im Inland ansässige Unternehmer (Abschnitt 18h.1 Abs. 8), die vor dem 


1. Juli 2021 in einem anderen EU-Mitgliedstaat Telekommunikationsdienstleistun-
gen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elek-
tronischem Weg an in diesem EU-Mitgliedstaat ansässige Nichtunternehmer (siehe 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), für die sie dort die Umsatzsteuer 
schulden und Umsatzsteuererklärungen abzugeben haben, können sich unter 
bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, an dem besonderen Besteuerungsver-
fahren teilzunehmen (§ 18h UStG); wegen der Einzelheiten vgl. Abschnitt 18h.1.“ 


 
e) Nach Absatz 10 werden die Zwischenüberschrift „Be s onde r e s  Be s t eue -


r ungs ve r f ahr e n  f ür  von  n i c h t  i m  Gem e i ns c haf t s ge b ie t  ans äs s i -
ge n  Unt e r ne hm e rn  e r br ac ht e  s ons t i ge  Le i s tunge n“ und folgender 
Absatz 11 angefügt: 


 
„(11)  Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die nach dem 


30. Juni 2021 als Steuerschuldner sonstige Leistungen an in der EU ansässige 
Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen, können sich abwei-
chend von § 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür ent-
scheiden, an dem besonderen Besteuerungsverfahren teilzunehmen (§ 18i UStG); 
wegen der Einzelheiten vgl. Abschnitt 18i.1.“ 
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r ungs ve r f ahr e n  f ür  von  i m  G e m ei nsc ha f t s geb i e t ,  n i ch t  abe r  im  
M i t g l i e ds t aa t  de s  Ve r br auc hs  ans äs s i ge n  Unt e r ne hm er n  
e r br ac hte  s ons t i ge  Le i s t unge n“ und folgender Absatz 12 angefügt: 


 
„(12)  Im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die nach dem 


30. Juni 2021 in einem anderen EU-Mitgliedstaat sonstige Leistungen an 
Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen, können sich abwei-
chend von § 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür ent-
scheiden, an dem besonderen Besteuerungsverfahren teilzunehmen (§ 18j UStG); 
wegen der Einzelheiten vgl. Abschnitt 18j.1.“ 


 
5. In Abschnitt 3b.1 werden die Zwischenüberschrift nach Absatz 11 und Absatz 12 gestri-


chen. 
 
6. Abschnitt 3c.1 wird wie folgt gefasst: 
 


„3c.1. Ort der Lieferung beim Fernverkauf 
(1)  1§ 3c Abs. 1 UStG verlagert den Ort der Lieferung eines innergemeinschaftli-


chen Fernverkaufs gemäß dem Bestimmungslandprinzip an den Ort, an dem sich der 
Gegenstand bei Beendigung der Beförderung oder Versendung an den Erwerber 
befindet, sofern nicht der Ausschlusstatbestand des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG greift. 
2Im Falle des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG verlagert sich der Ort der Lieferung eines 
innergemeinschaftlichen Fernverkaufs nicht an den Ort, an dem sich der Gegenstand 
bei Beendigung der Beförderung oder Versendung an den Erwerber befindet, 
sondern es verbleibt bei der Regelung des § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG. 3Abschnitt 3a.9a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sätze 2 bis 4 und 6 gelten entsprechend; Abschnitt 3a.9a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 Satz 5 gilt entsprechend unter der Maßgabe, dass die Erklärung als 
abgegeben gilt, wenn der liefernde Unternehmer die Voraussetzungen nach § 3c 
Abs. 4 Satz 1 UStG erfüllt, jedoch weiterhin die Regelung nach § 3c Abs. 1 UStG 
anwendet. 
Be i s p i e l  1 :  


1Ein im Inland ansässiger Händler veräußert über die eigene Internetseite einen 
Fernseher an eine Privatperson in Frankreich. 2Die Ware wird aus seinem Lager 
im Inland an den Wohnsitz der Privatperson in Frankreich versendet. 3Der 
Händler überschreitet die Umsatzschwelle von 10 000 € nicht und verzichtet nicht 
auf die Anwendung des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 UStG). 
4Die Lieferung des Händlers an die Privatperson ist gemäß § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG 
im Inland steuerbar und steuerpflichtig. 5§ 3c Abs. 1 UStG ist nach § 3c Abs. 4 
Satz 1 UStG nicht anzuwenden, weil der Händler nur in einem EU-Mitgliedstaat 
ansässig ist und die Umsatzschwelle nicht überschreitet. 


Be i s p i e l  2 :  
1Sachverhalt wie Beispiel 1. 2Der Händler überschreitet jedoch die Umsatzschwelle 
von 10 000 € (§ 3c Abs. 4 Satz 1 UStG) bzw. verzichtet auf die Anwendung des § 3c 
Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 UStG). 
3Auf die Lieferung des Händlers an die Privatperson ist § 3c Abs. 1 UStG anzu-
wenden. 4Der Ort der Lieferung ist der Ort, an dem sich der Gegenstand bei 
Beendigung der Versendung an die Privatperson befindet (hier: Frankreich). 5Der 
Händler kann das besondere Besteuerungsverfahren im Sinne des § 18j UStG (vgl. 
Abschnitt 18j.1) in Anspruch nehmen und den Umsatz darüber erklären. 
6Andernfalls hat der Händler den Umsatz im Bestimmungsland (hier: Frankreich) 
im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261 MwStSystRL) zu 
erklären. 
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1Ein in Südkorea ansässiger Händler veräußert über die eigene Internetseite einen 
Fernseher an eine Privatperson in Frankreich. 2Die Ware wird aus dem Lager 
seiner Betriebsstätte im Inland an den Wohnsitz der Privatperson in Frankreich 
versendet. 3Der Händler überschreitet die Umsatzschwelle von 10 000 € nicht und 
verzichtet nicht auf die Anwendung des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 
UStG). 
4Die Lieferung des Händlers an die Privatperson ist gemäß § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG 
im Inland steuerbar und steuerpflichtig. 5§ 3c Abs. 1 UStG ist nach § 3c Abs. 4 
Satz 1 UStG nicht anzuwenden, weil der Händler eine Betriebsstätte in nur einem 
EU-Mitgliedstaat hat und die Umsatzschwelle nicht überschreitet. 


Be i s p i e l  4 :  
1Sachverhalt wie Beispiel 3. 2Der Händler überschreitet jedoch die Umsatzschwelle 
von 10 000 € (§ 3c Abs. 4 Satz 1 UStG) bzw. verzichtet auf die Anwendung des § 3c 
Abs. 4 Satz 1 UStG (§ 3c Abs. 4 Satz 2 UStG). 
3Auf die Lieferung des Händlers an die Privatperson ist § 3c Abs. 1 UStG anzu-
wenden. 4Der Ort der Lieferung ist der Ort, an dem sich der Gegenstand bei 
Beendigung der Versendung an die Privatperson befindet (hier: Frankreich). 5Der 
Händler kann das besondere Besteuerungsverfahren im Sinne des § 18j UStG (vgl. 
Abschnitt 18j.1) in Anspruch nehmen und den Umsatz darüber erklären. 
6Andernfalls hat der Händler den Umsatz im Bestimmungsland (hier: Frankreich) 
im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261 MwStSystRL) zu 
erklären. 


Be i s p i e l  5 :  
1Ein im Inland ansässiger Händler H veräußert über die eigene Internetseite 
Handyzubehör an eine im Inland ansässige Privatperson. 2Die Ware wird aus 
seinem Lager in Frankreich an den Wohnsitz der Privatperson versendet. 3H 
verzichtet auf die Anwendung von § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG und nimmt an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) teil. 
4Auf die Lieferung des Händlers an die Privatperson ist § 3c Abs. 1 UStG anzu-
wenden. 5Der Ort der Lieferung ist der Ort, an dem sich der Gegenstand bei 
Beendigung der Versendung an die Privatperson befindet (hier: Inland). 6Der 
Händler hat die Umsätze über das besondere Besteuerungsverfahren im Sinne des 
§ 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) zu erklären. 


(2)  1Ein innergemeinschaftlicher Fernverkauf ist die Lieferung eines Gegenstands, 
der durch den Lieferer oder für dessen Rechnung aus dem Gebiet eines EU-
Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates oder aus dem übrigen 
Gemeinschaftsgebiet in die in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Gebiete an eine in § 1a 
Abs. 3 Nr. 1 UStG genannte Person oder eine Person nach § 3a Abs. 5 Satz 1 
UStG - unter direkter oder indirekter Beteiligung - befördert oder versendet wird. 
2Lieferungen von Gas, Elektrizität, Wärme und Kälte sind keine bewegten Liefe-
rungen und sind deshalb nicht vom Begriff des innergemeinschaftlichen Fernver-
kaufs im Sinne des § 3c Abs. 1 Satz 2 UStG erfasst. 3Erwerber im Sinne des Satzes 1 
sind daher Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) sowie Unternehmer, die 
nur steuerfreie – nicht zum Vorsteuerabzug berechtigende – Umsätze ausführen, 
Kleinunternehmer, pauschalierende Land- und Forstwirte und juristische Personen, 
die nicht Unternehmer sind oder den Gegenstand nicht für das Unternehmen 
erwerben. 4Im Hinblick auf die in § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG genannten Personen ist der 
Erwerberkreis auf diejenigen Personen beschränkt, die weder die maßgebende 
Erwerbsschwelle im Sinne des § 1a Abs. 3 Nr. 2 UStG überschreiten, noch auf ihre 
Anwendung nach § 1a Abs. 4 UStG verzichten (vgl. zu den Erwerbsschwellen in den 
EU-Mitgliedstaaten Abschnitt 3.18 Abs. 4 Satz 7). 5Sofern die Beförderung oder 
Versendung im Gebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates endet, ist die von diesem 
EU-Mitgliedstaat festgesetzte Erwerbsschwelle maßgebend. 6Als indirekte Beteili-
gung des Lieferers am Versand oder der Beförderung der Gegenstände sind die in 
Abschnitt 3.18 Abs. 4 Satz 8 genannten Fälle anzusehen. 
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1Händler H aus Köln verkauft Waren über die eigene Internetseite an eine Pri-
vatperson in Belgien. 2Die Waren werden durch eine Spedition zum Kunden 
transportiert. 3H stellt dem Kunden die Transportkosten in Rechnung und leitet 
sie nach Zahlung an die Spedition weiter.  
4Da H seinem Kunden die Transportkosten berechnet und der Spedition weiter-
leitet, ist von einer indirekten Beteiligung am Transport auszugehen und es liegt 
ein innergemeinschaftlicher Fernverkauf von Gegenständen vor. 5Der Lieferort 
verlagert sich damit nach § 3c Abs. 1 UStG nach Belgien, wenn H die Umsatz-
schwelle von 10 000 € überschreitet oder überschritten hat (§ 3c Abs. 4 Satz 1 
UStG) bzw. auf die Anwendung des § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG verzichtet (§ 3c Abs. 4 
Satz 2 UStG). 


(3)  1§ 3c Abs. 2 UStG verlagert den Ort der Lieferung eines Fernverkaufs eines 
Gegenstands, der aus dem Drittlandsgebiet in einen anderen EU-Mitgliedstaat als 
den, in dem die Beförderung oder Versendung des Gegenstands an den Erwerber 
endet, eingeführt wird, an den Ort, an dem sich der Gegenstand bei Beendigung der 
Beförderung oder Versendung an den Erwerber befindet. 2Absatz 2 Sätze 3 bis 6 und 
Abschnitt 3.18 Abs. 4 Sätze 1 bis 8 gelten entsprechend. 
Be i s p i e l :  


1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über die eigene Internetseite 
Handyzubehör (Sachwert: 200 €) an eine Privatperson in Frankreich. 2Die Ware 
wird durch H aus dem Lager in Südkorea nach Deutschland versendet, wo die 
Zollanmeldung erfolgt. 3Von dort aus wird die Ware weiter an den Wohnsitz der 
Privatperson in Frankreich versendet. 
4Da die Ware aus dem Drittlandsgebiet in einen anderen EU-Mitgliedstaat (hier: 
Deutschland) als den, in dem die Beförderung oder Versendung des Gegenstandes 
an den Erwerber endet (hier: Frankreich), eingeführt wird, verlagert sich der Ort 
nach § 3c Abs. 2 Satz 1 UStG an den Ort, an dem sich der Gegenstand bei 
Beendigung der Beförderung oder Versendung an den Erwerber befindet (hier: 
Frankreich). 5H hat den Umsatz im Bestimmungsland (hier: Frankreich) im all-
gemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261 MwStSystRL) zu erklären. 


(4)  1§ 3c Abs. 3 Satz 1 UStG verlagert den Ort der Lieferung eines Fernverkaufs 
eines Gegenstands, der aus dem Drittlandsgebiet in den EU-Mitgliedstaat, in dem die 
Beförderung oder Versendung des Gegenstands an den Erwerber endet, eingeführt 
wird, in diesen EU-Mitgliedstaat, sofern die Steuer auf diesen Gegenstand gemäß dem 
besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG (vgl. Abschnitt 18k.1) zu 
erklären ist. 
Be i s p i e l  1 :  


1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über die eigene Internetseite 
Handyzubehör (Sachwert: 50 €) an eine im Inland ansässige Privatperson. 2Die 
Ware wird aus seinem Lager in Südkorea an den Wohnsitz der Privatperson ver-
sendet. 3Die Zollanmeldung in Deutschland erfolgt durch den Spediteur S in indi-
rekter Vertretung des H. 4H nimmt das besondere Besteuerungsverfahren nach 
§ 18k UStG (vgl. Abschnitt 18k.1) nicht in Anspruch. 
5Da die Zollanmeldung für Rechnung des H erfolgt, schuldet H die Einfuhrumsatz-
steuer, die er unter den allgemeinen Voraussetzungen des § 15 UStG als Vorsteuer 
abziehen kann. 6Die Lieferung des H an die Privatperson ist gemäß § 3 Abs. 8 UStG 
im Inland steuerbar und steuerpflichtig. 7H hat den Umsatz im Inland im 
allgemeinen Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) zu erklären. 8§ 3c 
Abs. 3 Satz 1 UStG ist nicht anzuwenden, weil H das besondere Besteu-
erungsverfahren nach § 18k UStG nicht in Anspruch nimmt. 


Be i s p i e l  2 :  
1Sachverhalt wie Beispiel 1. 2H nimmt jedoch durch einen im Inland ansässigen 
Vertreter das besondere Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG (vgl. 
Abschnitt 18k.1) in Anspruch.  
3Die Einfuhr der Waren ist gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 7 UStG steuerfrei. 4Die Lieferung 
des H an die Privatperson ist im Inland nach § 3c Abs. 3 Satz 1 UStG steuerbar 
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nach § 18k UStG zu erklären (vgl. Abschnitt 18k.1). 
Be i s p i e l  3 :  


1Sachverhalt wie Beispiel 1. 2Die Zollanmeldung in Deutschland erfolgt jedoch 
durch die Privatperson oder durch einen Post- oder Kurierdienstleister im Namen 
und für Rechnung der Privatperson. 
3Da die Zollanmeldung im Namen der Privatperson erfolgt, schuldet die Privat-
person die Einfuhrumsatzsteuer, weshalb § 3 Abs. 8 UStG keine Anwendung fin-
det. 4Die Lieferung des H an die Privatperson ist im Inland nicht steuerbar, da sich 
der Ort der Lieferung nach § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG in Südkorea befindet. 5§ 3c 
Abs. 3 Satz 1 UStG ist nicht anzuwenden, weil H das besondere Besteue-
rungsverfahren nach § 18k UStG nicht in Anspruch nimmt. 


Be i s p i e l  4 :  
1Ein im Inland ansässiger Händler H veräußert Handyzubehör (Sachwert: 60 €) 
über die eigene Internetseite an eine im Inland ansässige Privatperson. 2Die Ware 
wird aus seinem Lager in der Schweiz an den Wohnsitz der Privatperson versen-
det. 3Die Zollanmeldung in Deutschland erfolgt durch H. 4Der Unternehmer 
nimmt das besondere Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG (vgl. 
Abschnitt 18k.1) in Anspruch. 
5Auf die Lieferung des H an die Privatperson ist § 3c Abs. 3 Satz 1 UStG anzu-
wenden. 6Der Ort der Lieferung ist der Ort, an dem sich der Gegenstand bei 
Beendigung der Versendung an die Privatperson befindet (hier: Inland). 7Die 
Einfuhr der Ware ist nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 UStG steuerfrei. 8H hat die Umsätze 
über das besondere Besteuerungsverfahren im Sinne des § 18k UStG (vgl. 
Abschnitt 18k.1) zu erklären. 


2Durch § 3c Abs. 3 Satz 3 UStG wird sichergestellt, dass bei einem Fernverkauf nach 
§ 3 Abs. 3a Satz 2 UStG die Ortsverlagerung auch dann eintritt, wenn der Umsatz 
nicht in dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG zu erklären ist 
sowie ein Unternehmer oder dessen Beauftragter Schuldner der Einfuhrumsatzsteuer 
sein sollte. 
Be i s p i e l  5 :  


1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über eine elektronische 
Schnittstelle Handyzubehör (Sachwert: 50 €) an eine im Inland ansässige Privat-
person. 2Die Ware wird aus einem Lager in Südkorea an den Wohnsitz der Pri-
vatperson versendet. 3Die Zollanmeldung in Deutschland erfolgt durch den Spe-
diteur S in indirekter Vertretung des H. 4Der Betreiber der elektronischen 
Schnittstelle nimmt das besondere Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG (vgl. 
Abschnitt 18k.1) nicht in Anspruch. 
5Nach § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG werden eine Lieferung des H an den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle und eine Lieferung des Betreibers der elektronischen 
Schnittstelle an die im Inland ansässige Privatperson fingiert. 6Da die Zollan-
meldung für Rechnung des H erfolgt, schuldet H die Einfuhrumsatzsteuer. 7Die 
Warenbewegung wird nach § 3 Abs. 6b UStG der Lieferung des Betreibers der 
elektronischen Schnittstelle zugeschrieben. 8Zum Abzug der Einfuhrumsatzsteuer 
als Vorsteuer ist H nicht berechtigt, da er eine ruhende Lieferung in Südkorea 
bewirkt und daher die anschließende Einfuhr im Zuge der bewegten Lieferung 
nicht für sein Unternehmen ausgeführt wird (siehe Abschnitt 15.8 Abs. 4). 
9Vorsteuerabzugsberechtigt ist der Betreiber der elektronischen Schnittstelle, der 
die bewegte Lieferung ausführt und dabei so zu behandeln ist, als ob er den 
Gegenstand für sein Unternehmen selbst erhalten und geliefert hätte. 
10Voraussetzung ist, dass H ihm den Beleg für den Vorsteuerabzug aushändigt (vgl. 
Abschnitt 15.8 Abs. 7). 11Die Lieferung des H an den Betreiber der elektronischen 
Schnittstelle ist gemäß § 3 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 UStG im Inland nicht steuerbar. 
12Die Lieferung des Betreibers der elektronischen Schnittstelle an die Privatperson 
ist im Inland nach § 3c Abs. 3 Satz 3 UStG steuerbar und steuerpflichtig. 13§ 3 
Abs. 8 UStG findet keine Anwendung, da die Lieferung des H an den Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle unbewegt ist und der Betreiber der elektronischen 
Schnittstelle nicht die Einfuhrumsatzsteuer schuldet. 
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an den Bestimmungsort, wenn  
- ein neues Fahrzeug geliefert wird, 
- ein Gegenstand, der mit oder ohne probeweise Inbetriebnahme durch den Liefe-


rer oder für dessen Rechnung montiert oder installiert geliefert wird, 
- auf die Lieferung eines Gegenstands die Differenzbesteuerung nach § 25a Abs. 1 


oder 2 UStG angewendet wird oder  
- verbrauchsteuerpflichtige Waren an eine in § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG genannte 


Person geliefert werden.“ 
 
7. Nach Abschnitt 4.4b.1 wird folgender Abschnitt 4.4c.1 eingefügt: 
 


„4.4c.1. Steuerbefreiung der Lieferung im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG an 
einen Unternehmer 


1Wird ein Gegenstand, dessen Beförderung oder Versendung im Gemeinschafts-
gebiet beginnt und endet, durch einen nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen 
Unternehmer an einen Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) geliefert und 
wird dies durch einen Unternehmer mittels seiner elektronischen Schnittstelle 
unterstützt, so wird dieser Unternehmer nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG behandelt, als 
ob er diesen Gegenstand für sein Unternehmen selbst erhalten und geliefert hätte (vgl. 
Abschnitt 3.18 Abs. 1). 2Die gemäß § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG fingierte Lieferung des 
nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmers an den Unternehmer, der 
den Gegenstand im Gemeinschaftsgebiet weiterliefert (Betreiber der elektronischen 
Schnittstelle), wird nach § 4 Nr. 4c UStG von der Umsatzsteuer befreit. 3Zur Frage, 
wann ein Unternehmer eine Lieferung im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG 
unterstützt, und zum Begriff „elektronische Schnittstelle“ wird auf Abschnitt 3.18 
Abs. 3 verwiesen.“ 


 
8. Nach Abschnitt 13.7 wird folgender Abschnitt 13.8 eingefügt: 
 


„13.8. Entstehung der Steuer in den Fällen des § 3 Abs. 3a und § 18k UStG 
1In den Fällen des § 3 Abs. 3a UStG entsteht die Steuer zu dem Zeitpunkt, zu dem 


die Zahlung angenommen wurde. 2In den Fällen des § 18k UStG entsteht die Steuer 
mit Ablauf des Besteuerungszeitraums (Kalendermonat; § 16 Abs. 1e Satz 1 UStG), 
in dem die Lieferungen ausgeführt worden sind; die Gegenstände gelten als zu dem 
Zeitpunkt geliefert, zu dem die Zahlung angenommen wurde. 3Der Zeitpunkt, zu dem 
die Zahlung angenommen wurde, ist der Zeitpunkt, zu dem die Zahlung bestätigt 
wurde oder die Zahlungsgenehmigungsmeldung oder eine Zahlungszusage des 
Erwerbers beim Lieferer, der die Gegenstände über eine elektronische Schnittstelle 
verkauft bzw. an dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG teil-
nimmt, oder für dessen Rechnung eingeht, und zwar unabhängig davon, wann die 
tatsächliche Zahlung erfolgt, je nachdem, welcher Zeitpunkt der frühere ist (vgl. 
Artikel 41a MwStVO).“ 
 


9. Abschnitt 14a.1 Abs. 1 Satz 6 zweiter Spiegelstrich wird wie folgt gefasst: 
 
„– Lieferungen im Sinne des § 3c Abs. 1 UStG, wenn der Unternehmer nicht an dem 


besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18j UStG (vgl. Abschnitt 18j.1) teil-
nimmt;“ 
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„(3)  Zur Umrechnung der Werte in fremder Währung zur Berechnung der Umsatzsteuer 


in den besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18 Abs. 4c und 4d, Abs. 4e, §§ 18h, 
18i, 18j und 18k UStG, vgl. Abschnitt 18.7a Abs. 3, Abschnitt 18.7b Abs. 4, 
Abschnitt 18h.1 Abs. 3, Abschnitt 18i.1 Abs. 4, Abschnitt 18j.1 Abs. 4 und 
Abschnitt 18k.1 Abs. 4.“ 


 
11. Abschnitt 18.7a wird wie folgt geändert: 
 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 


„18.7a. Besteuerungsverfahren für nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige 
Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 


UStG erbringen“ 
 
b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


 
„1Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 im 
Gemeinschaftsgebiet als Steuerschuldner Telekommunikationsdienstleistungen, 
Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektroni-
schem Weg an in der EU ansässige Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) 
erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von § 18 Abs. 1 bis 4 UStG 
unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, nur in einem EU-Mitgliedstaat 
erfasst zu werden (§ 18 Abs. 4c UStG).“ 


 
c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 


„(7)  Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die vor dem 
1. Juli 2021 im Inland als Steuerschuldner ausschließlich steuerbare Telekommuni-
kationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige 
Leistungen auf elektronischem Weg an Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 
Abs. 1) erbringen, deren Umsatzbesteuerung aber in einem dem Besteuerungsverfah-
ren nach § 18 Abs. 4c UStG entsprechenden Verfahren in einem anderen EU-
Mitgliedstaat durchgeführt wird, sind insoweit nach § 18 Abs. 4d UStG von der Ver-
pflichtung zur Übermittlung von Voranmeldungen und der Umsatzsteuererklärung für 
das Kalenderjahr im Inland befreit.“ 


 
d) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 


„1Nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 im 
Gemeinschaftsgebiet als Steuerschuldner ausschließlich Telekommunikations-
dienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistun-
gen auf elektronischem Weg an in der EU ansässige Nichtunternehmer (siehe 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen und von dem Wahlrecht der steuerlichen Erfassung 
in nur einem EU-Mitgliedstaat Gebrauch machen, können Vorsteuerbeträge nur im 
Rahmen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens geltend machen (§ 18 Abs. 9 Satz 1 
UStG in Verbindung mit § 59 Satz 1 Nr. 4 und § 61a UStDV).“ 
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„(9)  Hinsichtlich des besonderen Besteuerungsverfahrens für nicht im 


Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die nach dem 30. Juni 2021 sons-
tige Leistungen erbringen, vgl. Abschnitt 18i.1.“ 


 
12. Abschnitt 18.7b wird wie folgt geändert: 
 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 


„18.7b. Besteuerungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige 
Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 


UStG im Inland erbringen“ 
 
b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


 
„1Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (Abschnitt 13b.11 Abs. 1 
Satz 2), die vor dem 1. Juli 2021 im Inland als Steuerschuldner Telekommunikati-
onsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leis-
tungen auf elektronischem Weg an im Inland ansässige Nichtunternehmer (siehe 
Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), können sich abweichend von 
§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG unter bestimmten Bedingungen dafür entscheiden, an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der 
MwStSystRL in der Fassung von Artikel 5 Nummer 15 der Richtlinie 2008/8/EG des 
Rates vom 12. 2. 2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG bezüglich des Ortes 
der Dienstleistung (ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 11) teilzunehmen (vgl. § 18 Abs. 4e 
UStG).“ 


 
c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 


 
„(7)  1Im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer (Abschnitt 13b.11 


Abs. 1 Satz 2), die vor dem 1. Juli 2021 im Inland als Steuerschuldner ausschließlich 
Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen 
und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an im Inland ansässige 
Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen und von dem Wahlrecht 
nach § 18 Abs. 4e UStG Gebrauch machen, können Vorsteuerbeträge nur im Rahmen 
des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens geltend machen (§ 59 Satz 1 Nr. 5 und § 61 
UStDV). 2Erbringen im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer, die von 
dem Wahlrecht nach § 18 Abs. 4e UStG Gebrauch machen, vor dem 1. Juli 2021 im 
Inland noch andere Umsätze, für die sie im Inland die Umsatzsteuer schulden und 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/oder Umsatzsteuererklärungen für das 
Kalenderjahr zu übermitteln haben, können die Vorsteuerbeträge insgesamt nur im 
allgemeinen Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) geltend gemacht 
werden.“ 


 
d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 


 
„(8)  Hinsichtlich des besonderen Besteuerungsverfahrens für nach dem 


30. Juni 2021 von im Gemeinschaftsgebiet, nicht aber im Mitgliedstaat des Ver-
brauchs ansässigen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen vgl. 
Abschnitt 18j.1.“ 
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„4Bei fehlender Gegenseitigkeit ist das Vorsteuer-Vergütungsverfahren nur durchzuführen, 
soweit der nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer vor dem 1. Juli 2021 als 
Steuerschuldner Umsätze nach § 3a Abs. 5 UStG im Gemeinschaftsgebiet erbracht und für 
diese Umsätze von dem Wahlrecht der steuerlichen Erfassung in nur einem EU-
Mitgliedstaat (§ 18 Abs. 4c und 4d UStG) Gebrauch gemacht hat (vgl. Abschnitt 18.7a 
Abs. 8).“ 


 
14. Abschnitt 18g.1 Abs. 4 sechster Spiegelstrich wird wie folgt gefasst: 


 
„– 1eine Erklärung des Unternehmers, dass er während des Vergütungszeitraums im EU-


Mitgliedstaat der Erstattung keine Lieferungen von Gegenständen bewirkt und 
Dienstleistungen erbracht hat, mit Ausnahme 
a) bestimmter steuerfreier Beförderungsleistungen (vgl. § 4 Nr. 3 UStG), 
b) von Umsätzen, für die ausschließlich der Leistungsempfänger die Steuer schuldet, 
c) von innergemeinschaftlichen Erwerben und daran anschließenden Lieferungen im 


Sinne des § 25b Abs. 2 UStG, 
d) von vor dem 1. Juli 2021 erbrachten Umsätzen im Sinne des § 3a Abs. 5 UStG, 


sofern er von dem Wahlrecht nach § 18h Abs. 1 UStG Gebrauch gemacht hat 
oder von nach dem 30. Juni 2021 erbrachten Lieferungen im Sinne des § 3 
Abs. 3a Satz 1 UStG innerhalb eines EU-Mitgliedstaates, innergemeinschaft-
lichen Fernverkäufen im Sinne des § 3c Abs. 1 Satz 2 und 3 UStG sowie 
sonstigen Leistungen an Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1), 
sofern er von dem Wahlrecht nach § 18j Abs. 1 UStG Gebrauch gemacht hat 
(vgl. Abschnitt 18j.1), 


e) von Fernverkäufen im Sinne des § 3 Abs. 3a Satz 2 und § 3c Abs. 2 und 3 
UStG, sofern er von dem Wahlrecht nach § 18k Abs. 1 UStG Gebrauch 
gemacht hat (vgl. Abschnitt 18k.1). 


2Liegt eine Ausnahme nach den Buchstaben d oder e vor, beanstandet es der EU-
Mitgliedstaat der Erstattung nicht, wenn der Unternehmer in dem Vergü-
tungsantrag bestätigt, im EU-Mitgliedstaat der Erstattung keine Lieferungen von 
Gegenständen bewirkt und keine Dienstleistungen erbracht zu haben;“ 


 
15. Abschnitt 18h.1 wird wie folgt geändert: 
 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 


„18h.1. Besteuerungsverfahren für im Inland ansässige Unternehmer, die vor 
dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im übrigen 


Gemeinschaftsgebiet erbringen“ 
 
b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 


„1Im Inland ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 in einem anderen EU-
Mitgliedstaat Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- und Fernsehdienst-
leistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an in diesem EU-
Mitgliedstaat ansässige Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringen 
(§ 3a Abs. 5 UStG), für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und Umsatzsteuerer-
klärungen abzugeben haben, können sich dafür entscheiden, an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren nach Titel XII Kapitel 6 Abschnitt 3 der MwStSystRL in der 
Fassung von Artikel 5 Nummer 15 der Richtlinie 2008/8/EG des Rates vom 
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Dienstleistung (ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 11) teilzunehmen (sog. Mini-One-Stop-
Shop bzw. kleine einzige Anlaufstelle).“ 


 
c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 


„(7)  1Im Inland ansässige Unternehmer, die vor dem 1. Juli 2021 in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat ausschließlich Telekommunikationsdienstleistungen, Rundfunk- 
und Fernsehdienstleistungen und/oder sonstige Leistungen auf elektronischem Weg an 
in diesem EU-Mitgliedstaat ansässige Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) 
erbringen (§ 3a Abs. 5 UStG), für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und 
Umsatzsteuererklärungen abzugeben haben, und von dem Wahlrecht nach § 18h 
Abs. 1 UStG Gebrauch machen, können Vorsteuerbeträge in dem anderen EU-
Mitgliedstaat nur im Rahmen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens entsprechend der 
Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. 2. 2008 zur Regelung der Erstattung der 
Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der 
Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige (ABl. 
EU 2008 Nr. L 44 S. 23) geltend machen (vgl. § 18g UStG und Abschnitt 18g.1). 
2Erbringen im Inland ansässige Unternehmer, die von dem Wahlrecht nach § 18h 
Abs. 1 UStG Gebrauch machen, vor dem 1. Juli 2021 in einem anderen EU-
Mitgliedstaat noch andere Umsätze, für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und 
Umsatzsteuererklärungen abzugeben haben, können die Vorsteuerbeträge in dem 
anderen EU-Mitgliedstaat insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren 
(Artikel 250 bis 261 MwStSystRL) bei der zuständigen Stelle in dem anderen EU-
Mitgliedstaat geltend gemacht werden. 


 
d) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 angefügt: 
 


„(10)  Hinsichtlich des besonderen Besteuerungsverfahrens für nach dem 
30. Juni 2021 von im Gemeinschaftsgebiet, nicht aber im Mitgliedstaat des Ver-
brauchs ansässigen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen vgl. 
Abschnitt 18j.1.“ 


 
16. Nach Abschnitt 18h.1 werden folgende Abschnitte 18i.1, 18j.1 und 18k.1 eingefügt: 
 


„18i.1. Besonderes Besteuerungsverfahren für von nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässigen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen 


(1)  1Ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer, der im Gemein-
schaftsgebiet nach dem 30. Juni 2021 als Steuerschuldner sonstige Leistungen an 
Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 Abs. 1) erbringt, kann sich unter bestimm-
ten Bedingungen dafür entscheiden, nur in einem EU-Mitgliedstaat erfasst zu werden 
und an dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18i UStG teilzunehmen (sog. 
One-Stop-Shop - Nicht-EU-Regelung). 2Eine Teilnahme an diesem besonderen 
Besteuerungsverfahren ist dem Unternehmer nur einheitlich für alle EU-
Mitgliedstaaten und alle Leistungen nach Satz 1 möglich. 3Macht ein Unternehmer 
von dem Wahlrecht nach Satz 1 Gebrauch, muss er dies der zuständigen Finanzbe-
hörde eines EU-Mitgliedstaates vorbehaltlich des Satzes 5 vor Beginn des Besteue-
rungszeitraums (§ 16 Abs. 1c Satz 1 UStG), ab dessen Beginn er von diesem beson-
deren Besteuerungsverfahren Gebrauch macht, nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz durch Datenfernübertragung anzeigen. 4Entscheidet sich der Unternehmer 
dafür, sich nur in Deutschland erfassen zu lassen, hat die Anzeige nach Satz 3 
gegenüber dem BZSt zu erfolgen. 5Erbringt der Unternehmer erstmals Leistungen 
im Sinne des Satzes 1, gilt das besondere Besteuerungsverfahren ab dem Tag der 
ersten Leistungserbringung, wenn die Anzeige nach Satz 3 gegenüber der zuständi-
gen Finanzbehörde eines EU-Mitgliedstaates bis zum 10. Tag des auf die erste Leis-
tungserbringung folgenden Monats erfolgt. 6Ändern sich die Angaben der Anzeige 
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Mitgliedstaates, bei der er die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren 
angezeigt hat, die Änderungen bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Änderungen 
folgenden Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen. 


(2)  1Der Unternehmer hat für jeden Besteuerungszeitraum (= Kalendervierteljahr; 
§ 16 Abs. 1c Satz 1 UStG) eine Umsatzsteuererklärung innerhalb eines Monats nach 
Ablauf des Besteuerungszeitraums der Finanzbehörde, bei der er die Teilnahme an 
dem besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat, elektronisch zu übermitteln; 
dies gilt auch, wenn keine Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 erbracht wurden. 2Hierbei 
hat er die auf den jeweiligen EU-Mitgliedstaat entfallenden Umsätze zu trennen und 
dem im betreffenden EU-Mitgliedstaat geltenden Steuersatz zu unterwerfen. 3Der 
Unternehmer hat die Steuer selbst zu berechnen (§ 18i Abs. 3 Satz 2 in Verbindung 
mit § 16 Abs. 1c Satz 2 oder 3 UStG). 4Für den Fall, dass der Unternehmer sich 
entschieden hat, sich nur in Deutschland erfassen zu lassen, sind Informationen zur 
elektronischen Übermittlung auf den Internetseiten des BZSt (www.bzst.de) 
abrufbar; der Datenübermittler muss authentifiziert sein. 5Die Steuer ist am letzten 
Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats fällig und bis dahin an die 
Finanzbehörde zu entrichten, bei der der Unternehmer die Teilnahme an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat (§ 18i Abs. 3 Satz 3 UStG). 6Soweit 
der Unternehmer im Inland Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 erbringt und an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren teilnimmt, ist das allgemeine 
Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) nicht anzuwenden; das allgemeine 
und das besondere Besteuerungsverfahren schließen sich im Übrigen jedoch 
gegenseitig nicht aus.  7Berichtigungen einer Umsatzsteuererklärung, die innerhalb 
von drei Jahren nach dem letzten Tag des Zeitraums nach Satz 1 vorgenommen 
werden, sind mit einer späteren Umsatzsteuererklärung unter Angabe des zu 
berichtigenden Besteuerungszeitraums anzuzeigen. 8Hinsichtlich der im Inland 
steuerbaren Umsätze bleiben die allgemeinen Änderungsvorschriften der AO nach 
dem Drei-Jahres-Zeitraum nach Satz 7 unberührt; entsprechende Änderungen sind 
vorbehaltlich einer abweichenden Zuständigkeitsvereinbarung (§ 27 AO) bei dem 
nach § 21 Abs. 1 Satz 2 AO in Verbindung mit der UStZustV zuständigen Finanzamt 
zu beantragen. 


(3)  1Die Umsatzsteuererklärung nach Absatz 2 Satz 1, die der Unternehmer der 
zuständigen Finanzbehörde eines anderen EU-Mitgliedstaates übermittelt hat, ist ab 
dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne des § 150 Abs. 1 Satz 3 und § 168 AO, 
zu dem die in ihr enthaltenen Daten von der zuständigen Finanzbehörde des anderen 
EU-Mitgliedstaates dem BZSt übermittelt und dort in bearbeitbarer Weise 
aufgezeichnet wurden; dies gilt entsprechend für die Berichtigung einer Umsatz-
steuererklärung nach Absatz 2 Satz 7. 2Die Umsatzsteuererklärung nach Satz 1 gilt 
als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum letzten Tag des auf den Besteuerungs-
zeitraum folgenden Monats der zuständigen Finanzbehörde des anderen EU-
Mitgliedstaates übermittelt worden ist und dort in bearbeitbarer Weise aufgezeichnet 
wurde (§ 18i Abs. 4 Satz 3 UStG). 3Die Entrichtung der Steuer erfolgt im Falle der 
Umsatzsteuererklärung nach Satz 1 fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum letzten 
Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats bei der zuständigen 
Finanzbehörde des anderen EU-Mitgliedstaates eingegangen ist (§ 18i Abs. 4 Satz 4 
UStG). 4§ 240 AO ist in diesen Fällen mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine 
Säumnis frühestens mit Ablauf des 10. Tages nach Ablauf des zweiten auf den 
Besteuerungszeitraum folgenden Monats eintritt (§ 18i Abs. 4 Satz 5 UStG). 


(4)  1Die Beträge in der Umsatzsteuererklärung sind in Euro anzugeben; es sei denn, 
der EU-Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt, sieht die Angabe der 
Beträge in seiner Landeswährung vor. 2In den Fällen der Angabe der Beträge in einer 
vom Euro abweichenden Landeswährung muss der Unternehmer bei der 
Umrechnung von Werten in diese Währung einheitlich den von der Europäischen 
Zentralbank festgestellten Umrechnungskurs des letzten Tags des Besteuerungszeit-
raums bzw., falls für diesen Tag kein Umrechnungskurs festgelegt wurde, den für den 
nächsten Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums festgelegten Umrech-
nungskurs anwenden (§ 16 Abs. 6 Sätze 4 und 5 UStG). 3Die Anwendung eines 
monatlichen Durchschnittskurses ist entsprechend § 16 Abs. 6 Sätze 1 und 2 UStG 
ausgeschlossen. 
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besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat, bis zum 10. Tag des auf den Ein-
tritt der Änderung folgenden Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen, wenn er 
keine Leistungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 mehr erbringt oder wenn andere 
Änderungen vorliegen, durch die er die Voraussetzungen für die Anwendung des 
besonderen Besteuerungsverfahrens nach § 18i UStG nicht mehr erfüllt. 2Hat der 
Unternehmer die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren in 
Deutschland angezeigt, stellt das BZSt durch Verwaltungsakt fest, wenn der 
Unternehmer nicht oder nicht mehr die Voraussetzungen für die Anwendung des 
Besteuerungsverfahrens nach § 18i UStG erfüllt. 


(6)  1Der Unternehmer kann die Ausübung des Wahlrechts nach Absatz 1 Satz 1 auf 
elektronischem Weg widerrufen. 2Ein Widerruf ist nur vor Beginn eines neuen 
Besteuerungszeitraums mit Wirkung ab diesem Zeitraum möglich (§ 18i Abs. 1 
Sätze 5 und 6 UStG). 


(7)  1Die Finanzbehörde, bei der der Unternehmer die Teilnahme an dem besonde-
ren Besteuerungsverfahren angezeigt hat, kann den Unternehmer von dem Besteue-
rungsverfahren nach § 18i UStG ausschließen, wenn er seinen Verpflichtungen nach 
§ 18i Abs. 3 oder § 22 Abs. 1 UStG (Abschnitt 22.3a Abs. 3a und 4) oder den von ihm 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat zu erfüllenden Aufzeichnungspflichten 
entsprechend Artikel 369 MwStSystRL in diesem Verfahren wiederholt nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. 2Von einem wiederholten Verstoß gegen die 
Verpflichtungen nach Satz 1 ist insbesondere dann auszugehen, wenn 
1. der Unternehmer für drei unmittelbar vorangegangene Besteuerungszeiträume 


an die Übermittlung der Umsatzsteuererklärung erinnert wurde und er die 
Umsatzsteuererklärung für jeden dieser Besteuerungszeiträume nicht bis zum 
10. Tag nach der Erinnerung übermittelt hat, 


2. der Unternehmer für drei unmittelbar vorangegangene Besteuerungszeiträume 
an die Zahlung der Steuer erinnert wurde und er den Gesamtbetrag der Steuer 
nicht für jeden dieser Besteuerungszeiträume bis zum 10. Tag nach der Zah-
lungserinnerung entrichtet hat, es sei denn, der rückständige Betrag beträgt 
weniger als 100 € für jeden dieser Besteuerungszeiträume, oder 


3. der Unternehmer nach einer Aufforderung zur elektronischen Zurverfügungs-
tellung seiner Aufzeichnungen (§ 22 Abs. 1 UStG und Abschnitt 22.3a Abs. 3a 
und 4 oder Artikel 369 MwStSystRL) und einer nachfolgenden Erinnerung die 
angeforderten Aufzeichnungen nicht innerhalb eines Monats nach Erteilung der 
Erinnerung elektronisch zur Verfügung gestellt hat. 


3Ein Ausschluss kann auch erfolgen, wenn der Unternehmer über einen Zeitraum von 
zwei Jahren keine Umsätze nach Absatz 1 Satz 1 erbracht hat (vgl. Artikel 58a 
MwStVO). 4Der Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem 
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt; 
ist der Ausschluss jedoch auf eine Änderung des Ortes des Sitzes oder der 
Betriebsstätte zurückzuführen, ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung 
wirksam. 5Der Ausschluss wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 
genannten Verpflichtungen hat auch den Ausschluss von den besonderen 
Besteuerungsverfahren nach den §§ 18j und 18k UStG zur Folge. 6Die Gültigkeit des 
Ausschlusses wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten 
Verpflichtungen endet nicht vor Ablauf von zwei Jahren, die auf den 
Besteuerungszeitraum folgen, in dem der Ausschluss gegenüber dem Unternehmer 
bekannt gegeben wurde; innerhalb dieses Zeitraums ist auch die erstmalige oder 
erneute Teilnahme an den besonderen Besteuerungsverfahren nach den §§ 18i, 18j 
und 18k UStG nicht zulässig. 


(8)  1Ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer, der im Inland als 
Steuerschuldner ausschließlich Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 und ggf. weitere in 
§ 59 Satz 1 UStDV aufgeführte Umsätze, die das Vorsteuer-Vergütungsverfahren 
nicht ausschließen, erbringt sowie von dem Wahlrecht der steuerlichen Erfassung in 
nur einem EU-Mitgliedstaat Gebrauch macht, kann Vorsteuerbeträge nur im Rah-
men des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens geltend machen (§ 16 Abs. 1c Satz 4 und 
§ 18 Abs. 9 Satz 1 UStG in Verbindung mit § 59 Satz 1 Nr. 4 und § 61a UStDV). 2In 
diesen Fällen sind die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 UStG nicht 
anzuwenden (§ 18 Abs. 9 Satz 8 UStG), soweit die Vorsteuerbeträge im 
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im Zusammenhang mit anderen Umsätzen (z.B. elektronisch erbrachte sonstige 
Leistungen durch einen nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmer an 
einen in der EU ansässigen Unternehmer, der Steuerschuldner ist) gelten die 
Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 UStG unverändert. 4Erbringt ein 
nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger Unternehmer, der von dem Wahlrecht der 
steuerlichen Erfassung in nur einem EU-Mitgliedstaat Gebrauch macht, im Inland 
noch andere Umsätze, für die er im Inland die Umsatzsteuer schuldet und 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/oder Umsatzsteuererklärungen für das 
Kalenderjahr zu übermitteln hat, können die Vorsteuerbeträge insgesamt nur im 
allgemeinen Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) geltend gemacht 
werden. 


(9)  Auf das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit die Anzeige nach 
Absatz 1 Satz 1 gegenüber dem BZSt erfolgt und dieses die Umsatzsteuererklärungen 
den zuständigen Finanzbehörden der anderen EU-Mitgliedstaaten übermittelt, die 
§§ 2a, 29b bis 30, 32a bis 32j, 80, 87a, 87b und der Zweite Abschnitt des Dritten Teils 
und der Siebente Teil der AO sowie die FGO anzuwenden. 
 
18j.1. Besonderes Besteuerungsverfahren für den innergemeinschaftlichen Fernver-


kauf, für Lieferungen innerhalb eines Mitgliedstaates über eine elektronische 
Schnittstelle und für von im Gemeinschaftsgebiet, nicht aber im Mitgliedstaat des 


Verbrauchs ansässigen Unternehmern erbrachte sonstige Leistungen 
(1)  1Ein Unternehmer, der 


1. nach dem 30. Juni 2021 Lieferungen nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG (vgl. 
Abschnitt 3.18 Abs. 1 bis 3) innerhalb eines EU-Mitgliedstaates oder innergemein-
schaftliche Fernverkäufe nach § 3c Abs. 1 Sätze 2 und 3 UStG (vgl. Abschnitt 3c. 
Abs. 2) im Gemeinschaftsgebiet erbringt oder 


2. in der EU ansässig ist und nach dem 30. Juni 2021 in einem anderen EU-
Mitgliedstaat sonstige Leistungen an Nichtunternehmer (siehe Abschnitt 3a.1 
Abs. 1) ausführt, 


für die er dort die Steuer schuldet und Umsatzsteuererklärungen abzugeben hat, 
kann sich dafür entscheiden, an dem besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18j 
UStG teilzunehmen (sog. One-Stop-Shop - EU-Regelung). 2Dies gilt auch für 
Kleinunternehmer im Sinne des § 19 UStG. 3Im Fall der umsatzsteuerlichen 
Organschaft kann das Wahlrecht nach Satz 1 nur durch den Organträger ausgeübt 
werden. 4Eine Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren ist dem 
Unternehmer nur einheitlich für alle EU-Mitgliedstaaten und alle Umsätze nach 
Satz 1 möglich; dies gilt hinsichtlich sonstiger Leistungen an Nichtunternehmer nur 
für die EU-Mitgliedstaaten, in denen der Unternehmer bzw. im Fall der 
umsatzsteuerlichen Organschaft der Organkreis weder einen Sitz noch eine 
Betriebsstätte (Abschnitt 3a.1 Abs. 3) hat; hinsichtlich innergemeinschaftlicher 
Fernverkäufe ist eine umsatzsteuerliche Erfassung im allgemeinen 
Besteuerungsverfahren in anderen EU-Mitgliedstaaten unerheblich. 5Macht ein 
Unternehmer von dem Wahlrecht nach Satz 1 Gebrauch, muss er dies der zuständi-
gen Finanzbehörde des zuständigen EU-Mitgliedstaates (§ 18j Abs. 1 Satz 2 UStG) 
vorbehaltlich des Satzes 7 vor Beginn des Besteuerungszeitraums (§ 16 Abs. 1d Satz 1 
UStG), ab dessen Beginn er von diesem besonderen Besteuerungsverfahren Gebrauch 
macht, nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung 
anzeigen. 6Sofern Deutschland zuständiger EU-Mitgliedstaat ist, hat die Anzeige nach 
Satz 5 gegenüber dem BZSt zu erfolgen. 7Erbringt der Unternehmer erstmals 
Umsätze im Sinne des Satzes 1 oder überschreitet er erstmalig die Umsatzschwelle 
von 10 000 € im Sinne des § 3a Abs. 5 Satz 3 und § 3c Abs. 4 Satz 1 UStG (vgl. 
Abschnitt 3a.9a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 und Abschnitt 3c.1 Abs. 1 Sätze 2 und 3) 
und hat zuvor nicht im Sinne des § 3a Abs. 5 Satz 4 und § 3c Abs. 4 Satz 2 UStG auf 
die Anwendung verzichtet (vgl. Abschnitt 3a.9a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sätze 4 und 5 und 
Abschnitt 3c.1 Abs. 1 Satz 3), gilt das besondere Besteuerungsverfahren ab dem Tag 
der ersten Leistungserbringung, wenn die Anzeige nach Satz 5 gegenüber der 
zuständigen Finanzbehörde eines EU-Mitgliedstaates bis zum 10. Tag des auf die 
erste Leistungserbringung folgenden Monats erfolgt. 8Ändern sich die Angaben der 
Anzeige nach Satz 5, hat der Unternehmer der zuständigen Finanzbehörde des EU-
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angezeigt hat, die Änderungen bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Änderungen 
folgenden Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen. 


(2)  1Der Unternehmer hat für jeden Besteuerungszeitraum (= Kalendervierteljahr; 
§ 16 Abs. 1d Satz 1 UStG) eine Umsatzsteuererklärung innerhalb eines Monats nach 
Ablauf des Besteuerungszeitraums der Finanzbehörde, bei der er die Teilnahme an 
dem besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat, elektronisch zu übermitteln; 
dies gilt auch, wenn keine Umsätze nach Absatz 1 Satz 1 erbracht wurden. 2Hierbei 
hat er die auf den jeweiligen EU-Mitgliedstaat entfallenden Umsätze zu trennen und 
dem im betreffenden EU-Mitgliedstaat geltenden Steuersatz zu unterwerfen. 3Der 
Unternehmer hat die Steuer selbst zu berechnen (§ 18j Abs. 4 Satz 2 in Verbindung 
mit § 16 Abs. 1d Satz 2 oder 3 UStG). 4Für den Fall, dass Deutschland zuständiger 
EU-Mitgliedstaat nach Absatz 1 Satz 5 ist, sind Informationen zur elektronischen 
Übermittlung auf den Internetseiten des BZSt (www.bzst.de) abrufbar; der 
Datenübermittler muss authentifiziert sein. 5Die Steuer ist am letzten Tag des auf den 
Besteuerungszeitraum folgenden Monats fällig und bis dahin an die Finanzbehörde 
zu entrichten, bei der der Unternehmer die Teilnahme an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren angezeigt hat (§ 18j Abs. 4 Satz 3 UStG). 6Soweit der 
Unternehmer im Inland Umsätze nach Absatz 1 Satz 1 erbringt und an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren teilnimmt, ist das allgemeine 
Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) nicht anzuwenden; das allgemeine 
und das besondere Besteuerungsverfahren schließen sich im Übrigen jedoch 
gegenseitig nicht aus.  7Berichtigungen einer Umsatzsteuererklärung, die innerhalb 
von drei Jahren nach dem letzten Tag des Zeitraums nach Satz 1 vorgenommen 
werden, sind mit einer späteren Umsatzsteuererklärung unter Angabe des zu 
berichtigenden Besteuerungszeitraums anzuzeigen. 8Hinsichtlich der im Inland 
steuerbaren Umsätze bleiben die allgemeinen Änderungsvorschriften der AO nach 
dem Drei-Jahres-Zeitraum nach Satz 7 unberührt; entsprechende Änderungen sind 
vorbehaltlich einer abweichenden Zuständigkeitsvereinbarung (§ 27 AO) bei dem 
nach § 21 Abs. 1 Satz 1 AO oder § 21 Abs. 1 Satz 2 AO in Verbindung mit der 
UStZustV zuständigen Finanzamt zu beantragen. 


(3)  1Die Umsatzsteuererklärung nach Absatz 2 Satz 1, die der Unternehmer der 
zuständigen Finanzbehörde eines anderen EU-Mitgliedstaates übermittelt hat, ist ab 
dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne des § 150 Abs. 1 Satz 3 und § 168 AO, 
zu dem die in ihr enthaltenen Daten von der zuständigen Finanzbehörde des anderen 
EU-Mitgliedstaates dem BZSt übermittelt und dort in bearbeitbarer Weise 
aufgezeichnet wurden; dies gilt entsprechend für die Berichtigung einer Umsatz-
steuererklärung nach Absatz 2 Satz 7. 2Die Umsatzsteuererklärung nach Satz 1 gilt 
als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum letzten Tag des auf den Besteuerungs-
zeitraum folgenden Monats der zuständigen Finanzbehörde des anderen EU-
Mitgliedstaates übermittelt worden ist und dort in bearbeitbarer Weise aufgezeichnet 
wurde (§ 18j Abs. 5 Satz 3 UStG). 3Die Entrichtung der Steuer erfolgt im Falle der 
Umsatzsteuererklärung nach Satz 1 fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum letzten 
Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats bei der zuständigen 
Finanzbehörde des anderen EU-Mitgliedstaates eingegangen ist (§ 18j Abs. 5 Satz 4 
UStG). 4§ 240 AO ist in diesen Fällen mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine 
Säumnis frühestens mit Ablauf des 10. Tages nach Ablauf des zweiten auf den 
Besteuerungszeitraum folgenden Monats eintritt (§ 18j Abs. 5 Satz 5 UStG). 


(4)  1Die Beträge in der Umsatzsteuererklärung sind in Euro anzugeben; es sei denn, 
der EU-Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt, sieht die Angabe der 
Beträge in seiner Landeswährung vor. 2In den Fällen der Angabe der Beträge in einer 
vom Euro abweichenden Landeswährung muss der Unternehmer bei der 
Umrechnung von Werten in diese Währung einheitlich den von der Europäischen 
Zentralbank festgestellten Umrechnungskurs des letzten Tags des 
Besteuerungszeitraums bzw., falls für diesen Tag kein Umrechnungskurs festgelegt 
wurde, den für den nächsten Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums 
festgelegten Umrechnungskurs anwenden (§ 16 Abs. 6 Sätze 4 und 5 UStG). 3Die 
Anwendung eines monatlichen Durchschnittskurses entsprechend § 16 Abs. 6 Sätze 1 
und 2 UStG ist ausgeschlossen. 
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besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat, bis zum 10. Tag des auf den Ein-
tritt der Änderung folgenden Monats auf elektronischem Weg mitzuteilen, wenn er 
keine Umsätze im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 mehr erbringt oder wenn andere 
Änderungen vorliegen, durch die er die Voraussetzungen für die Anwendung des 
besonderen Besteuerungsverfahrens nach § 18j UStG nicht mehr erfüllt. 2Hat der 
Unternehmer die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren in Deutsch-
land angezeigt, stellt das BZSt durch Verwaltungsakt fest, wenn der Unternehmer 
nicht oder nicht mehr die Voraussetzungen für die Anwendung des Besteuerungs-
verfahrens nach § 18j UStG erfüllt. 


(6)  1Der Unternehmer kann die Ausübung des Wahlrechts nach Absatz 1 Satz 1 auf 
elektronischem Weg widerrufen. 2Ein Widerruf ist nur vor Beginn eines neuen 
Besteuerungszeitraums mit Wirkung ab diesem Zeitraum möglich (§ 18j Abs. 1 
Sätze 5 und 6 UStG). 


(7)  1Die Finanzbehörde, bei der der Unternehmer die Teilnahme an dem besonde-
ren Besteuerungsverfahren angezeigt hat, kann den Unternehmer von dem Besteue-
rungsverfahren nach § 18j UStG ausschließen, wenn er seinen Verpflichtungen nach 
§ 18j Abs. 4 oder § 22 Abs. 1 UStG (Abschnitt 22.3a Abs. 3a und 4) oder den von ihm 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat zu erfüllenden Aufzeichnungspflichten 
entsprechend Artikel 369k MwStSystRL in diesem Verfahren wiederholt nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. 2Zur Beurteilung eines wiederholten Verstoßes gegen 
die Verpflichtungen nach Satz 1 gilt Abschnitt 18i.1 Abs. 7 Satz 2 entsprechend. 3Ein 
Ausschluss kann auch erfolgen, wenn der Unternehmer über einen Zeitraum von zwei 
Jahren keine Umsätze nach Absatz 1 Satz 1 erbracht hat (vgl. Artikel 58a MwStVO). 
4Der Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt; ist der 
Ausschluss jedoch auf eine Änderung des Ortes des Sitzes oder der Betriebsstätte 
oder des Ortes zurückzuführen, von dem aus die Beförderung oder Versendung von 
Gegenständen ausgeht, ist der Ausschluss ab dem Tag dieser Änderung wirksam. 
5Der Ausschluss wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten 
Verpflichtungen hat auch den Ausschluss von den besonderen 
Besteuerungsverfahren nach den §§ 18i und 18k UStG zur Folge. 6Die Gültigkeit des 
Ausschlusses wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten 
Verpflichtungen endet nicht vor Ablauf von zwei Jahren, die auf den Besteuerungs-
zeitraum folgen, in dem der Ausschluss gegenüber dem Unternehmer bekannt gege-
ben wurde; innerhalb dieses Zeitraums ist auch die erstmalige oder erneute Teil-
nahme an den besonderen Besteuerungsverfahren nach den §§ 18i, 18j und 18k UStG 
nicht zulässig. 


(8)  1Ein im Ausland ansässiger Unternehmer, der im Inland als Steuerschuldner 
ausschließlich Umsätze nach Absatz 1 Satz 1 und ggf. weitere in § 59 Satz 1 UStDV 
aufgeführte Umsätze, die das Vorsteuer-Vergütungsverfahren nicht ausschließen, 
erbringt sowie an dem besonderen Besteuerungsverfahren teilnimmt, kann Vorsteu-
erbeträge nur im Rahmen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens geltend machen (§ 16 
Abs. 1d Satz 4 und § 18 Abs. 9 Satz 1 UStG in Verbindung mit § 59 Satz 1 Nr. 5, §§ 61 
und 61a UStDV). 2Bei nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmern sind 
in diesen Fällen die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 UStG nicht 
anzuwenden (§ 18 Abs. 9 Satz 8 UStG), soweit die Vorsteuerbeträge im 
Zusammenhang mit Umsätzen nach Absatz 1 Satz 1 stehen. 3Für Vorsteuerbeträge 
im Zusammenhang mit anderen Umsätzen (z.B. innergemeinschaftliche Lieferung 
durch einen nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmer an einen in der 
EU ansässigen Unternehmer) gelten die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 
und 6 UStG unverändert. 4Erbringt der Unternehmer, der an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren teilnimmt, im Inland noch andere Umsätze, für die er im 
Inland die Umsatzsteuer schuldet und Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/oder 
Umsatzsteuererklärungen für das Kalenderjahr zu übermitteln hat, können die 
Vorsteuerbeträge insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 
bis 4 UStG) geltend gemacht werden. 5Für im Inland ansässige Unternehmer, die in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat ausschließlich Umsätze im Sinne des Absatz 1 Satz 1 
und ggf. weitere in § 59 Satz 1 UStDV aufgeführte Umsätze, die das Vorsteuer-
Vergütungsverfahren nicht ausschließen, erbringen sowie an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren teilnehmen, gilt Satz 1 unter Hinweis auf die 
Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. 2. 2008 zur Regelung der Erstattung der 
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Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige (ABl. 
EU 2008 Nr. L 44 S. 23) entsprechend (vgl. § 18g UStG und Abschnitt 18g.1). 
6Erbringen im Inland ansässige Unternehmer, die an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren teilnehmen, in einem anderen EU-Mitgliedstaat noch andere 
Umsätze, für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und Umsatzsteuererklärungen 
abzugeben haben, können die Vorsteuerbeträge in dem anderen EU-Mitgliedstaat 
insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261 
MwStSystRL) bei der zuständigen Finanzbehörde in dem anderen EU-Mitgliedstaat 
geltend gemacht werden. 


(9)  1Ein Unternehmer ist im Inland ansässig, wenn er im Inland seinen Sitz oder 
seine Geschäftsleitung oder, für den Fall, dass er im Drittlandsgebiet ansässig ist, im 
Inland eine Betriebsstätte (Abschnitt 3a.1 Abs. 3) hat. 2Hat ein im Drittlandsgebiet 
ansässiger Unternehmer in mehreren EU-Mitgliedstaaten Betriebsstätten, kann er 
selbst entscheiden, in welchem EU-Mitgliedstaat er sich für Zwecke des besonderen 
Besteuerungsverfahrens erfassen lassen möchte. 3Hat ein im Drittlandsgebiet 
ansässiger Unternehmer keine Betriebsstätte im Gemeinschaftsgebiet, hat er die 
Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren in dem EU-Mitgliedstaat 
anzuzeigen, in dem die Beförderung oder Versendung der Gegenstände beginnt. 
4Beginnt die Beförderung oder Versendung der Gegenstände teilweise in einem und 
teilweise in einem anderen EU-Mitgliedstaat, kann sich der im Drittlandsgebiet 
ansässige Unternehmer, der keine Betriebsstätte im Gemeinschaftsgebiet hat, für die 
Anzeige der Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren in einem der 
vorgenannten EU-Mitgliedstaaten entscheiden. 5Der im Drittlandsgebiet ansässige 
Unternehmer ist in den Fällen des Satzes 2 oder 4 an seine Entscheidung für das 
betreffende Kalenderjahr und die beiden darauffolgenden Kalenderjahre gebunden. 
6Hinsichtlich eines im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmers vgl. 
Abschnitt 13b.11 Abs. 1 Satz 2. 


(10)  1Bei Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund und Länder, die 
durch ihr Handeln eine Erklärungspflicht begründen, obliegen der jeweiligen 
Organisationseinheit die Rechte und Pflichten der Absätze 1, 2, 4, 5, 6 und 8. 
2Absatz 7 gilt in Bezug auf Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund 
und Länder entsprechend. 


(11)  Auf das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit die Anzeige nach 
Absatz 1 Satz 1 gegenüber dem BZSt erfolgt und dieses die Umsatzsteuererklärungen 
den zuständigen Finanzbehörden der anderen EU-Mitgliedstaaten übermittelt, die 
§§ 2a, 29b bis 30, 32a bis 32j, 80, 87a, 87b und der Zweite Abschnitt des Dritten Teils 
und der Siebente Teil der AO sowie die FGO anzuwenden. 


 
18k.1. Besonderes Besteuerungsverfahren für Fernverkäufe von aus dem Dritt-
landsgebiet eingeführten Gegenständen in Sendungen mit einem Sachwert von 


höchstens 150 € 
(1)  1Ein Unternehmer, der nach dem 30. Juni 2021 als Steuerschuldner Fernver-


käufe nach § 3 Abs. 3a Satz 2 (vgl. Abschnitt 3.18 Abs. 1, 3 und 4) oder § 3c Abs. 2 
oder 3 UStG (vgl. Abschnitt 3c.1 Abs. 3 und 4) in Sendungen (vgl. Abschnitt 3.18 
Abs. 6) mit einem Sachwert (vgl. Abschnitt 3.18 Abs. 7) von höchstens 150 € im 
Gemeinschaftsgebiet erbringt, für die er dort die Steuer schuldet und 
Umsatzsteuererklärungen abzugeben hat, oder ein in seinem Auftrag handelnder im 
Gemeinschaftsgebiet ansässiger Vertreter kann sich dafür entscheiden, an dem 
besonderen Besteuerungsverfahren nach § 18k UStG teilzunehmen (sog. Import-
One-Stop-Shop). 2Dies gilt auch für Kleinunternehmer im Sinne des § 19 UStG. 3Im 
Fall der umsatzsteuerlichen Organschaft kann das Wahlrecht nach Satz 1 nur durch 
den Organträger ausgeübt werden. 4Eine Teilnahme an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren ist nur einheitlich für alle EU-Mitgliedstaaten und alle 
Fernverkäufe im Sinne des Satzes 1 möglich; sie gilt ab dem Tag, an dem dem 
Unternehmer oder im Auftrag handelnden Vertreter die erteilte individuelle Iden-
tifikationsnummer des Unternehmers bekannt gegeben wurde (§ 18k Abs. 1 Satz 5 
UStG). 5Macht ein Unternehmer oder ein im Auftrag handelnder Vertreter von dem 
Wahlrecht nach Satz 1 Gebrauch, muss er dies der zuständigen Finanzbehörde des 
unter den Voraussetzungen des Artikels 369l Unterabs. 2 Nr. 3 MwStSystRL 
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Satz 1 UStG) nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung anzeigen. 6Sofern Deutschland zuständiger EU-Mitgliedstaat 
ist, hat die Anzeige nach Satz 5 gegenüber dem BZSt zu erfolgen. 7Eine Teilnahme an 
dem besonderen Besteuerungsverfahren ist für nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässige Unternehmer nur zulässig, wenn das Drittland, in dem sie ansässig sind, in 
der Durchführungsverordnung entsprechend Artikel 369m Abs. 3 MwStSystRL 
aufgeführt ist, oder wenn sie einen im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Vertreter 
vertraglich bestellt und dies der Finanzbehörde nach Satz 5 angezeigt haben. 8Satz 1 
gilt nicht für Sendungen, die verbrauchsteuerpflichtige Waren enthalten. 9Ändern 
sich die Angaben der Anzeige nach Satz 5, hat der Unternehmer oder im Auftrag 
handelnde Vertreter der zuständigen Finanzbehörde des EU-Mitgliedstaates, bei der 
er die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat, die 
Änderungen bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Änderungen folgenden Monats 
auf elektronischem Weg mitzuteilen. 


(2)  1Der Unternehmer oder im Auftrag handelnde Vertreter hat für jeden Besteu-
erungszeitraum (= Kalendermonat; § 16 Abs. 1e Satz 1 UStG) eine Umsatzsteuerer-
klärung innerhalb eines Monats nach Ablauf des Besteuerungszeitraums der 
Finanzbehörde, bei der er die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren 
angezeigt hat, elektronisch zu übermitteln; dies gilt auch, wenn keine Fernverkäufe 
nach Absatz 1 Satz 1 erbracht wurden. 2Hierbei hat er die auf den jeweiligen EU-
Mitgliedstaat entfallenden Umsätze zu trennen und dem im betreffenden EU-
Mitgliedstaat geltenden Steuersatz zu unterwerfen. 3Der Unternehmer oder im 
Auftrag handelnde Vertreter hat die Steuer selbst zu berechnen (§ 18k Abs. 4 Satz 2 
in Verbindung mit § 16 Abs. 1e Satz 2 oder 3 UStG). 4Für den Fall, dass Deutschland 
zuständiger EU-Mitgliedstaat nach Absatz 1 Satz 5 ist, sind Informationen zur 
elektronischen Übermittlung auf den Internetseiten des BZSt (www.bzst.de) 
abrufbar; der Datenübermittler muss authentifiziert sein. 5Die Steuer ist am letzten 
Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats fällig und bis dahin an die 
Finanzbehörde zu entrichten, bei der der Unternehmer oder im Auftrag handelnde 
Vertreter die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat 
(§ 18k Abs. 4 Satz 3 UStG). 6Soweit der Unternehmer im Inland Fernverkäufe nach 
Absatz 1 Satz 1 erbringt und an dem besonderen Besteuerungsverfahren teilnimmt, 
ist das allgemeine Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 bis 4 UStG) nicht anzuwenden; 
das allgemeine und das besondere Besteuerungsverfahren schließen sich im Übrigen 
jedoch gegenseitig nicht aus.  7Berichtigungen einer Umsatzsteuererklärung, die 
innerhalb von drei Jahren nach dem letzten Tag des Zeitraums nach Satz 1 
vorgenommen werden, sind mit einer späteren Umsatzsteuererklärung unter Angabe 
des zu berichtigenden Besteuerungszeitraums anzuzeigen. 8Hinsichtlich der im 
Inland steuerbaren Umsätze bleiben die allgemeinen Änderungsvorschriften der AO 
nach dem Drei-Jahres-Zeitraum nach Satz 7 unberührt; entsprechende Änderungen 
sind vorbehaltlich einer abweichenden Zuständigkeitsvereinbarung (§ 27 AO) bei 
dem nach § 21 Abs. 1 Satz 1 AO oder § 21 Abs. 1 Satz 2 AO in Verbindung mit der 
UStZustV zuständigen Finanzamt zu beantragen. 


(3)  1Die Umsatzsteuererklärung nach Absatz 2 Satz 1, die der Unternehmer oder 
im Auftrag handelnde Vertreter der zuständigen Finanzbehörde eines anderen EU-
Mitgliedstaates übermittelt hat, ist ab dem Zeitpunkt eine Steueranmeldung im Sinne 
des § 150 Abs. 1 Satz 3 und § 168 AO, zu dem die in ihr enthaltenen Daten von der 
zuständigen Finanzbehörde des anderen EU-Mitgliedstaates dem BZSt übermittelt 
und dort in bearbeitbarer Weise aufgezeichnet wurden; dies gilt entsprechend für die 
Berichtigung einer Umsatzsteuererklärung nach Absatz 2 Satz 7. 2Die 
Umsatzsteuererklärung nach Satz 1 gilt als fristgemäß übermittelt, wenn sie bis zum 
letzten Tag des auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats der zuständigen 
Finanzbehörde des anderen EU-Mitgliedstaates übermittelt worden ist und dort in 
bearbeitbarer Weise aufgezeichnet wurde (§ 18k Abs. 5 Satz 3 UStG). 3Die 
Entrichtung der Steuer erfolgt im Falle der Umsatzsteuererklärung nach Satz 1 
fristgemäß, wenn die Zahlung bis zum letzten Tag des auf den Besteuerungszeitraum 
folgenden Monats bei der zuständigen Finanzbehörde des anderen EU-
Mitgliedstaates eingegangen ist (§ 18k Abs. 5 Satz 4 UStG). 4§ 240 AO ist in diesen 
Fällen mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Säumnis frühestens mit Ablauf des 
10. Tages nach Ablauf des zweiten auf den Besteuerungszeitraum folgenden Monats 
eintritt (§ 18k Abs. 4 Satz 5 UStG). 
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der EU-Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt, sieht die Angabe der 
Beträge in seiner Landeswährung vor. 2In den Fällen der Angabe der Beträge in einer 
vom Euro abweichenden Landeswährung muss der Unternehmer bei der 
Umrechnung von Werten in diese Währung einheitlich den von der Europäischen 
Zentralbank festgestellten Umrechnungskurs des letzten Tags des 
Besteuerungszeitraums bzw., falls für diesen Tag kein Umrechnungskurs festgelegt 
wurde, den für den nächsten Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums 
festgelegten Umrechnungskurs anwenden (§ 16 Abs. 6 Sätze 4 und 5 UStG). 3Die 
Anwendung eines monatlichen Durchschnittskurses entsprechend § 16 Abs. 6 Sätze 1 
und 2 UStG ist ausgeschlossen. 


(5)  1Der Unternehmer oder im Auftrag handelnde Vertreter hat der Finanzbe-
hörde, bei der er die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt 
hat, bis zum 10. Tag des auf den Eintritt der Änderung folgenden Monats auf 
elektronischem Weg mitzuteilen, wenn der Unternehmer keine Umsätze im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 mehr erbringt oder wenn andere Änderungen vorliegen, durch die 
er die Voraussetzungen für die Anwendung des besonderen Besteuerungsverfahrens 
nach § 18k UStG nicht mehr erfüllt. 2Hat der Unternehmer oder im Auftrag 
handelnde Vertreter die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren in 
Deutschland angezeigt, stellt das BZSt durch Verwaltungsakt fest, wenn der 
Unternehmer nicht oder nicht mehr die Voraussetzungen für die Anwendung des 
Besteuerungsverfahrens nach § 18k UStG erfüllt. 


(6)  1Der Unternehmer oder im Auftrag handelnde Vertreter kann die Ausübung 
des Wahlrechts nach Absatz 1 Satz 1 auf elektronischem Weg widerrufen. 2Ein 
Widerruf ist nur vor Beginn eines neuen Besteuerungszeitraums mit Wirkung ab 
diesem Zeitraum möglich (§ 18k Abs. 1 Sätze 6 und 7 UStG). 


(7)  1Die Finanzbehörde, bei der der Unternehmer oder im Auftrag handelnde 
Vertreter die Teilnahme an dem besonderen Besteuerungsverfahren angezeigt hat, 
kann den Unternehmer oder im Auftrag handelnden Vertreter von dem Besteue-
rungsverfahren nach § 18k UStG ausschließen, wenn dieser seinen Verpflichtungen 
nach § 18k Abs. 4 oder § 22 Abs. 1 UStG (Abschnitt 22.3a Abs. 3a und 4a) oder den 
von ihm in einem anderen EU-Mitgliedstaat zu erfüllenden Aufzeichnungspflichten 
entsprechend Artikel 369x MwStSystRL in diesem Verfahren wiederholt nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt. 2Zur Beurteilung eines wiederholten Verstoßes gegen 
die Verpflichtungen nach Satz 1 gilt Abschnitt 18i.1 Abs. 7 Satz 2 entsprechend; dies 
gilt auch hinsichtlich des im Auftrag handelnden Vertreters. 3Ein Ausschluss kann 
auch erfolgen, wenn der Unternehmer über einen Zeitraum von zwei Jahren keine 
Umsätze nach Absatz 1 Satz 1 erbracht hat (vgl. Artikel 58a MwStVO). 4Ein 
Ausschluss des im Auftrag handelnden Vertreters bewirkt auch den Ausschluss des 
von ihm vertretenen Unternehmers. 5Der Ausschluss wegen eines wiederholten 
Verstoßes gegen die in Satz 1 genannten Verpflichtungen gilt ab dem Tag, der auf den 
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer oder dem 
im Auftrag handelnden Vertreter folgt; ist der Ausschluss jedoch auf eine Änderung 
des Ortes des Sitzes oder der Betriebsstätte zurückzuführen, ist der Ausschluss ab 
dem Tag dieser Änderung wirksam; erfolgt der Ausschluss aus anderen Gründen gilt 
er ab dem Besteuerungszeitraum, der nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer oder dem im Auftrag handelnden 
Vertreter beginnt. 6Der Ausschluss wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in 
Satz 1 genannten Verpflichtungen hat auch den Ausschluss von den besonderen 
Besteuerungsverfahren nach den §§ 18i und 18j UStG zur Folge; es sei denn, der 
Ausschluss des Unternehmers war bedingt durch einen wiederholten Verstoß gegen 
die in Satz 1 genannten Verpflichtungen durch den im Auftrag handelnden Vertreter. 
7Die Gültigkeit des Ausschlusses wegen eines wiederholten Verstoßes gegen die in 
Satz 1 genannten Verpflichtungen endet nicht vor Ablauf von zwei Jahren, die auf 
den Besteuerungszeitraum folgen, in dem der Ausschluss gegenüber dem 
Unternehmer oder im Auftrag handelnden Vertreter bekannt gegeben wurde; 
innerhalb dieses Zeitraums ist auch die erstmalige oder erneute Teilnahme an den 
besonderen Besteuerungsverfahren nach den §§ 18i, 18j und 18k UStG nicht zulässig, 
es sei denn, der Ausschluss des Unternehmers war bedingt durch einen wiederholten 
Verstoß gegen die in Satz 1 genannten Verpflichtungen durch den im Auftrag 
handelnden Vertreter. 
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ausschließlich Fernverkäufe nach Absatz 1 Satz 1 und ggf. weitere in § 59 Satz 1 
UStDV aufgeführte Umsätze, die das Vorsteuer-Vergütungsverfahren nicht 
ausschließen, erbringt sowie an dem besonderen Besteuerungsverfahren teilnimmt, 
kann Vorsteuerbeträge nur im Rahmen des Vorsteuer-Vergütungsverfahrens geltend 
machen (§ 16 Abs. 1e Satz 4 und § 18 Abs. 9 Satz 1 UStG in Verbindung mit § 59 
Satz 1 Nr. 6, §§ 61 und 61a UStDV). 2Bei nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen 
Unternehmern sind in diesen Fällen die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 
und 6 UStG nicht anzuwenden (§ 18 Abs. 9 Satz 8 UStG), soweit die Vorsteuerbeträge 
im Zusammenhang mit Fernverkäufen nach Absatz 1 Satz 1 stehen. 3Für 
Vorsteuerbeträge im Zusammenhang mit anderen Umsätzen (z.B. Lieferung durch 
einen nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unternehmer an einen in der EU 
ansässigen Unternehmer) gelten die Einschränkungen des § 18 Abs. 9 Sätze 5 und 6 
UStG unverändert. 4Erbringt der Unternehmer, der an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren teilnimmt, im Inland noch andere Umsätze, für die er im 
Inland die Umsatzsteuer schuldet und Umsatzsteuer-Voranmeldungen und/oder 
Umsatzsteuererklärungen für das Kalenderjahr zu übermitteln hat, können die 
Vorsteuerbeträge insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren (§ 18 Abs. 1 
bis 4 UStG) geltend gemacht werden. 5Für im Inland ansässige Unternehmer, die in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat ausschließlich Fernverkäufe im Sinne des Absatz 1 
Satz 1 und ggf. weitere in § 59 Satz 1 UStDV aufgeführte Umsätze, die das Vorsteuer-
Vergütungsverfahren nicht ausschließen, erbringen sowie an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren teilnehmen, gilt Satz 1 unter Hinweis auf die 
Richtlinie 2008/9/EG des Rates vom 12. 2. 2008 zur Regelung der Erstattung der 
Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im Mitgliedstaat der 
Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige (ABl. 
EU 2008 Nr. L 44 S. 23) entsprechend (vgl. § 18g UStG und Abschnitt 18g.1). 
6Erbringen im Inland ansässige Unternehmer, die an dem besonderen 
Besteuerungsverfahren teilnehmen, in einem anderen EU-Mitgliedstaat noch andere 
Umsätze, für die sie dort die Umsatzsteuer schulden und Umsatzsteuererklärungen 
abzugeben haben, können die Vorsteuerbeträge in dem anderen EU-Mitgliedstaat 
insgesamt nur im allgemeinen Besteuerungsverfahren (Artikel 250 bis 261 
MwStSystRL) bei der zuständigen Finanzbehörde in dem anderen EU-Mitgliedstaat 
geltend gemacht werden. 


(9)  1Ein Unternehmer oder im Auftrag handelnder Vertreter ist im Inland ansässig, 
wenn er im Inland seinen Sitz oder seine Geschäftsleitung hat oder, für den Fall, dass 
er im Drittlandsgebiet ansässig ist, im Inland eine Betriebsstätte (Abschnitt 3a.1 
Abs. 3) hat. 2Hat ein im Drittlandsgebiet ansässiger Unternehmer oder im Auftrag 
handelnder Vertreter in mehreren EU-Mitgliedstaaten Betriebsstätten, kann dieser 
selbst entscheiden, in welchem EU-Mitgliedstaat er sich für Zwecke des besonderen 
Besteuerungsverfahrens erfassen lassen möchte. 3Der im Drittlandsgebiet ansässige 
Unternehmer oder im Auftrag handelnde Vertreter ist in den Fällen des Satzes 2 an 
seine Entscheidung für das betreffende Kalenderjahr und die beiden darauffolgenden 
Kalenderjahre gebunden. 4Hinsichtlich eines im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
ansässigen Unternehmers vgl. Abschnitt 13b.11 Abs. 1 Satz 2; die dortigen 
Ausführungen gelten für den im Auftrag handelnden Vertreter entsprechend. 


(10)  Ein im Auftrag handelnder Vertreter ist eine in dem Gemeinschaftsgebiet 
ansässige Person, die von dem Unternehmer, der Fernverkäufe von aus dem Dritt-
landsgebiet eingeführten Gegenständen tätigt, als Steuerschuldner (Abschnitt 13a.1) 
und zur Erfüllung der Verpflichtungen gemäß diesem besonderen 
Besteuerungsverfahren im Namen und für Rechnung des Unternehmers benannt 
wird. 


(11)  1Bei Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund und Länder, die 
durch ihr Handeln eine Erklärungspflicht begründen, obliegen der jeweiligen 
Organisationseinheit die Rechte und Pflichten der Absätze 1, 2, 4, 5, 6 und 8. 
2Absatz 7 gilt in Bezug auf Organisationseinheiten der Gebietskörperschaften Bund 
und Länder entsprechend.  


(12)  Auf das besondere Besteuerungsverfahren sind, soweit die Anzeige nach 
Absatz 1 Satz 1 gegenüber dem BZSt erfolgt und dieses die Umsatzsteuererklärungen 
den zuständigen Finanzbehörden der anderen EU-Mitgliedstaaten übermittelt, die 
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und der Siebente Teil der AO sowie die FGO anzuwenden.“ 
 
17. Nach Abschnitt 20.1 wird folgender Abschnitt 21a.1 eingefügt: 
 


„21a.1. Sonderregelungen bei der Einfuhr von Sendungen mit einem Sachwert von 
höchstens 150 € 


§ 21a UStG beinhaltet eine Sonderregelung für die Einfuhr von Sendungen mit 
einem Sachwert von höchstens 150 € zur Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer. 
Be i s p i e l :  


1Ein in Südkorea ansässiger Händler H veräußert über die eigene Internetseite 
oder über eine elektronische Schnittstelle Handyzubehör (Sachwert: 50 €) an eine 
im Inland ansässige Privatperson. 2Die Ware wird von H aus einem Lager in 
Südkorea an den Wohnsitz der Privatperson versendet. 3Die Zollanmeldung in 
Deutschland erfolgt durch einen Post- oder Kurierdienstleister, welcher die 
Sonderregelung nach § 21a UStG in Anspruch nimmt und im Namen und für 
Rechnung der Privatperson handelt. 
4Da die Zollanmeldung im Namen der Privatperson erfolgt, schuldet die 
Privatperson die Einfuhrumsatzsteuer und entrichtet diese bei Auslieferung der 
Ware an den Post- oder Kurierdienstleister. 5Bis zum 10. Tag des auf die Einfuhr 
folgenden Monats hat der Post- oder Kurierdienstleister die Erklärung nach § 21a 
Abs. 5 Satz 1 UStG abzugeben. 6Die Erklärung hat nach § 21a Abs. 5 Satz 3 UStG 
die Wirkung einer Steueranmeldung nach § 168 AO. 7Zu dem für den 
Zahlungsaufschub gemäß Artikel 110 Buchstabe b UZK geltenden Termin 
entrichtet die gestellende Person die fällige Einfuhrumsatzsteuer an die 
Zollverwaltung.“ 


 
18. Abschnitt 22.1 Abs. 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 


„1In den Fällen des § 13a Abs. 1 Nr. 2 und 5, § 13b Abs. 5 und des § 14c Abs. 2 UStG gilt 
die Verpflichtung zur Führung von Aufzeichnungen auch für Personen, die nicht 
Unternehmer sind, in den Fällen des § 18k UStG auch für den im Auftrag handelnden 
Vertreter und in den Fällen des § 21a UStG für die gestellende Person (§ 22 Abs. 1 
Satz 2 UStG).“ 


 
19. Abschnitt 22.3a wird wie folgt gefasst: 
 


„22.3a. Aufzeichnungspflichten bei Teilnahme an einem der besonderen Besteue-
rungsverfahren 


(1)  1Der nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer hat über die im Rahmen 
der Regelung nach § 18 Abs. 4c und 4d UStG vor dem 1. Juli 2021 getätigten Umsätze 
Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben zu führen. 2Diese Aufzeichnungen sind dem 
BZSt auf Anfrage auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen (§ 22 Abs. 1 Satz 4 
erster Teilsatz UStG). 


(2)  1Der im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer hat über die im Rah-
men der Regelung nach § 18 Abs. 4e UStG vor dem 1. Juli 2021 getätigten Umsätze 
Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben zu führen. 2Diese Aufzeichnungen sind der 
für das Besteuerungsverfahren zuständigen Finanzbehörde auf Anfrage auf elektronischem 
Weg zur Verfügung zu stellen (§ 22 Abs. 1 Satz 4 zweiter Teilsatz UStG). 


(3)  1Der im Inland ansässige Unternehmer hat über die im Rahmen der Regelung nach 
§ 18h UStG vor dem 1. Juli 2021 getätigten Umsätze Aufzeichnungen mit ausreichenden 
Angaben zu führen. 2Diese Aufzeichnungen sind dem BZSt und/oder der zuständigen 
Finanzbehörde des EU-Mitgliedstaats, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt, auf 
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MwStSystRL). 
(3a)  1Der Unternehmer oder im Auftrag handelnde Vertreter hat über die im 


Rahmen der Regelungen nach §§ 18i, 18j, 18k und 21a UStG nach dem 30. Juni 2021 
getätigten Umsätze oder Geschäftsvorgänge Aufzeichnungen mit ausreichenden 
Angaben zu führen. 2Diese Aufzeichnungen sind dem BZSt, dem zuständigen 
Finanzamt, dem zuständigen Hauptzollamt und/oder der in einem anderen EU-
Mitgliedstaat zuständigen Finanzbehörde auf Anfrage auf elektronischem Weg zur 
Verfügung zu stellen (§ 22 Abs. 1 Satz 4 dritter Teilsatz UStG). 


(4)  Aufzeichnungen mit ausreichenden Angaben im Sinne der Absätze 1 bis 3 sowie – 
in Bezug auf die Regelungen nach §§ 18i und 18j UStG – des Absatzes 3a enthalten 
folgende Informationen (vgl. Artikel 63c Abs. 1 MwStVO): 


 1. EU-Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Leistungsort liegt; 


 2. Art der erbrachten sonstigen Leistung oder Beschreibung und Menge der gelieferten 
Gegenstände; 


 3. Datum der Leistungserbringung; 


 4. Bemessungsgrundlage unter Angabe der verwendeten Währung; 


 5. jede anschließende Änderung der Bemessungsgrundlage; 


 6. anzuwendender Steuersatz; 


 7. Betrag der zu zahlenden Umsatzsteuer unter Angabe der verwendeten Währung; 


 8. Datum und Betrag der erhaltenen Zahlungen; 


 9. alle vor Erbringung der Leistung erhaltenen Anzahlungen; 


10. falls eine Rechnung ausgestellt wurde, die darin enthaltenen Informationen; 


11. in Bezug auf sonstige Leistungen die Informationen, die zur Bestimmung des 
Ortes verwendet werden, an dem der Empfänger ansässig ist oder seinen Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, und in Bezug auf Lieferungen die 
Informationen, die zur Bestimmung des Ortes verwendet werden, an dem die 
Versendung oder Beförderung der Gegenstände zum Erwerber beginnt und 
endet; 


12. jegliche Nachweise über etwaige Rücksendungen von Gegenständen, einschließ-
lich der Bemessungsgrundlage und des anzuwendenden Steuersatzes. 


(4a)  In Bezug auf die Regelung nach § 18k UStG enthalten Aufzeichnungen mit 
ausreichenden Angaben im Sinne des Absatzes 3a folgende Informationen (vgl. 
Artikel 63c Abs. 2 MwStVO): 


 1. EU-Mitgliedstaat, in dessen Gebiet der Lieferort liegt; 


 2. Beschreibung und Menge der gelieferten Gegenstände; 


 3. Datum der Lieferung; 


 4. Bemessungsgrundlage unter Angabe der verwendeten Währung; 


 5. jede anschließende Änderung der Bemessungsgrundlage; 


 6. anzuwendender Steuersatz; 


 7. Betrag der zu zahlenden Umsatzsteuer unter Angabe der verwendeten Währung; 


 8. Datum und Betrag der erhaltenen Zahlungen; 


 9. falls eine Rechnung ausgestellt wurde, die darin enthaltenen Informationen; 
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Versendung oder Beförderung der Gegenstände zum Erwerber beginnt und 
endet; 


11. Nachweise über etwaige Rücksendungen von Gegenständen, einschließlich der 
Bemessungsgrundlage und des anzuwendenden Steuersatzes; 


12. die Bestellnummer oder die eindeutige Transaktionsnummer; 


13. die eindeutige Sendungsnummer, falls der Unternehmer unmittelbar an der Lie-
ferung beteiligt ist. 


(5)  Die Aufbewahrungsfrist für die Aufzeichnungen nach den Absätzen 1 bis 3a beträgt 
zehn Jahre (§ 147 Abs. 3 AO sowie Artikel 369 Abs. 2 Unterabs. 2, Artikel 369k Abs. 2 
Unterabs. 2 und Artikel 369x Abs. 2 Unterabs. 2 MwStSystRL).“ 


 
Die Regelungen des Abschnitts 18i.1 Abs. 1 und 6, Abschnitts 18j.1 Abs. 1, 6, 9 und 10 sowie 
Abschnitts 18k.1 Abs. 1, 6, 9 bis 11 (vgl. Nummer 16) gelten ab 1. April 2021. Die übrigen 
Regelungen gelten ab 1. Juli 2021. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 





		Lesezeichen strukturieren

		1  Zur Umsetzung der ersten Stufe des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets zum 1. Januar 2019 vgl. das BMF-Schreiben vom 14. Dezember 2018 - III C 3 - S 7117-j/18/10002 (2018/1031145) -, BStBl I Seite 1429. 
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POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin    


  Nur per E-Mail HAUSANSCHRIFT   


   TEL   
Oberste Finanzbehörden   FAX   
der Länder   E-MAIL   
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- E-Mail-Verteiler U2 - 


   
BETREFF  Besteuerung von Reiseleistungen von Unternehmen mit Sitz im Drittland; 


Verlängerung der Nichtbeanstandungsregelung 
 


   
   BEZUG  BMF-Schreiben vom 29. Januar 2021 


- III C 2-S 7419/19/10002:004 (DOK 2020/0981332) - 
   GZ  III C 2 - S 7419/19/10002 :004 


DOK  2021/0361661 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


 


I. 
Mit BMF-Schreiben vom 29. Januar 2021, III C 2-S 7419/19/10002:004 (DOK 2020/0981332), 
haben die obersten Finanzbehörden des Bundes und Länder beschlossen, dass § 25 UStG bei 
Reiseleistungen von Unternehmern mit Sitz im Drittland und ohne feste Niederlassung im 
Gemeinschaftsgebiet nicht anwendbar ist. Aus Gründen des Vertrauensschutzes wird es nicht 
beanstandet, wenn auf bis zum 31. Dezember 2020 ausgeführte Reiseleistungen von Unter-
nehmern mit Sitz im Drittland und ohne feste Niederlassung im Gemeinschaftsgebiet die Son-
derregelung des § 25 UStG angewendet wird. 
 


II. 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird die im BMF-Schreibens vom 29. Januar 2021, III C 2-S 7419/19/10002:004 
(DOK 2020/0981332) enthaltene Nichtbeanstandungsregelung bis zum 31. Dezember 2021 
verlängert. 
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Übergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - 
Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungserlass zum Herunterladen bereit. 
 
Im Auftrag 








- Bevollmächtigter: … -


1


BUNDESVERFASSUNGSGERICHT


2 BvR 1161/19 -


IM NAMEN DES VOLKES


In dem Verfahren
über


die Verfassungsbeschwerde


der A… GmbH,
vertreten durch die Geschäftsführer G…, B..., S…,


gegen das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 27. Februar 2019 - I R 73/16 -


hat die 3. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch


die Richterin Hermanns,


den Richter Maidowski


und die Richterin Langenfeld


am 4. März 2021 einstimmig beschlossen:


1. Das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 27. Februar 2019 - I R 73/16 -
verletzt die Beschwerdeführerin in ihrem grundrechtsgleichen Recht
aus Artikel 101 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes. Das Urteil wird
aufgehoben und die Sache an den Bundesfinanzhof zurückverwiesen.


2. Die Bundesrepublik Deutschland hat der Beschwerdeführerin ihre not-
wendigen Auslagen für das Verfassungsbeschwerdeverfahren zu er-
statten.


3. Der Gegenstandswert wird auf 10.000 Euro (in Worten: zehntausend
Euro) festgesetzt.


G r ü n d e :


I.


1. Die Beschwerdeführerin, eine inländische GmbH, ist Alleingesellschafterin und
zugleich Organträgerin der inländischen A... GmbH (A GmbH). Letztere war zu 99,98
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% an der B… N.V. (B N.V.), einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in Belgien, beteiligt. Die
restlichen Anteile an der B N.V. hielt die Beschwerdeführerin.


2. Die A GmbH führte für die B N.V. ein Verrechnungskonto, das ab dem 1. Januar
2004 mit 6 % p.a. verzinst wurde. Die Darlehensgewährung durch das Verrech-
nungskonto war nicht besichert. Für einen von einer Bank gewährten Betriebsmittel-
kredit über mehrere Millionen Euro zahlte die Beschwerdeführerin im Streitjahr 2005
3,14 % p.a. Am 30. September 2005 vereinbarten die A GmbH und die B N.V. einen
Forderungsverzicht gegen Besserungsschein in Höhe von … Euro. Der Betrag ent-
sprach dem nach übereinstimmender Ansicht der Vertragsbeteiligten wertlosen Teil
der gegen die B N.V. gerichteten Forderungen aus dem Verrechnungskonto. Er wur-
de zwar in der Bilanz der A GmbH gewinnmindernd ausgebucht, jedoch rechnete das
Finanzamt die „Teilwertabschreibung“ nach der unter anderem für das Streitjahr
durchgeführten Außenprüfung zunächst gemäß § 8b Abs. 3 Satz 3 des Körperschaft-
steuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (KStG) in Verbindung mit § 15
Nr. 2 KStG für körperschaft- und gewerbesteuerliche Zwecke wieder hinzu.


3. Auf den hiergegen eingelegten Einspruch der Beschwerdeführerin stützte das Fi-
nanzamt die Neutralisierung der Gewinnminderung in seiner Teil-Einspruchsent-
scheidung vom 16. Mai 2013 mit Rücksicht auf die fehlende Forderungsbesicherung
sodann auf § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen
(Außensteuergesetz - AStG) in der Fassung des Gesetzes zum Abbau von Steuer-
vergünstigungen und Ausnahmeregelungen (Steuervergünstigungsabbaugesetz
- StVergAbG) vom 16. Mai 2003 (BGBl I S. 660) und rechnete die Teilwertabschrei-
bung außerbilanziell wieder hinzu.


4. Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Mit Urteil vom 10. November 2015
erteilte das Finanzgericht der auf § 1 Abs. 1 AStG gestützten Einkünftekorrektur eine
Absage. Zur Begründung führte es an, dass der abkommensrechtliche Grundsatz
des „dealing at arm’s length“ nach Art. 9 Abs. 1 des OECD-Musterabkommens
(OECD-MA), der sich auch in dem für den Streitfall maßgeblichen Art. 9 des Abkom-
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Regelung verschiedener anderer Fra-
gen auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen einschließ-
lich der Gewerbesteuer und der Grundsteuern vom 11. April 1967 (BGBl II 1969 S.
18 - DBA-Belgien 1967) wiederfindet, eine Einkünftekorrektur nach den nationalen
Vorschriften der Vertragsstaaten (im Streitfall: nach § 1 Abs. 1 AStG) nur dann er-
mögliche (sog. „abkommensrechtliche Sperr-wirkung“), wenn der zwischen den ver-
bundenen Unternehmen vereinbarte Preis (im Streitfall: der Darlehenszins) seiner
Höhe nach, also seiner Angemessenheit nach, dem Fremdvergleichsmaßstab nicht
standhalte. Er ermögliche nicht die Korrektur einer Abschreibung, die auf den Teil-
wert der Forderung auf Rückzahlung der Darlehensvaluta und auf Zinsrückstände
vorzunehmen sei, weil die inländische Muttergesellschaft das Darlehen ihrer auslän-
dischen Tochtergesellschaft in fremdunüblicher Weise unbesichert begeben habe.
Die fehlende Besicherung schlage sich insoweit nur im entsprechend bepreisten Zins
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nieder.


Das Finanzamt habe die Fremdunüblichkeit der vereinbarten Zinshöhe lediglich be-
hauptet, aber trotz der ihm obliegenden Feststellungslast weder dargelegt noch
nachgewiesen. Auch habe es die Hinzurechnung gerade nicht in Höhe der Differenz
zwischen vereinbartem und einem von ihm als fremdüblich angenommenen Zins,
sondern in Höhe des gesamten Abschreibungsumfangs vorgenommen, was verdeut-
liche, dass es die Hinzurechnung nach § 1 AStG gerade nicht auf die Fremdüblich-
keit des vereinbarten Zinses stütze. Angesichts des Zinsaufschlags von 2,86 Pro-
zentpunkten auf den Refinanzierungszinssatz sei das Finanzgericht zudem nicht von
einer Fremdunüblichkeit der vereinbarten Zinshöhe überzeugt.


5. Auf die Revision des Finanzamts hob der Bundesfinanzhof das Urteil des Finanz-
gerichts mit Revisionsurteil vom 27. Februar 2019 (- I R 73/16 -, BFHE 263, 525) auf
und wies die Klage der Beschwerdeführerin ab. Die tatsächlichen Feststellungen des
Finanzgerichts reichten nicht aus, um entscheiden zu können, ob es sich bei dem
Verrechnungskonto um ein betrieblich veranlasstes (und damit steuerrechtlich anzu-
erkennendes) Darlehen oder um durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasste Ein-
lagen in das Vermögen der ausländischen Gesellschaft handele. Dies könne jedoch
offenbleiben, da in beiden Fällen eine außerbilanzielle Hinzurechnung zu erfolgen
habe. Im Fall einer Einlage wäre eine gewinnmindernde Teilwertabschreibung ge-
mäß § 8b Abs. 3 Satz 3 KStG ausgeschlossen. Im Fall eines betrieblich veranlassten
Darlehens ergäbe sich die Einkünftekorrektur aus § 1 AStG.


a) Dabei stehe einer Korrektur nach § 1 AStG nicht bereits die bisherige Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs (vgl. BFH, Urteil vom 29. Oktober 1997 - I R 24/97 -,
BFHE 184, 482; Urteil vom 24. Juni 2015 - I R 29/14 -, BFHE 250, 386) zum Kon-
zernrückhalt entgegen. Soweit dieser habe entnommen werden können, dass allein
in den Einflussnahmemöglichkeiten des beherrschenden Gesellschafters auf den
Darlehensnehmer eine fremdübliche (werthaltige) Besicherung des Rückzahlungs-
anspruchs im Sinne einer aktiven Einstandsverpflichtung zu sehen sei, werde an die-
ser Rechtsprechung nicht festgehalten. Demgemäß schließe der Konzernrückhalt
weder aus, dass ein Darlehen wertlos und damit auf den geringeren Teilwert abge-
schrieben werde, noch habe er bei der im anhängigen Verfahren zu beurteilenden
verzichtsbedingten Ausbuchung des Darlehensanspruchs zur Folge, dass diese
durch den Ansatz einer verdeckten Einlage in Höhe des Nominalbetrags des Darle-
hensverzichts ausgeglichen werde. Der Einlagewert bestimme sich vielmehr nach
dem Teilwert des Forderungsanteils, auf den verzichtet wurde, im Streitfall mithin auf
null Euro.


b) Die durch die Teilwertabschreibung bedingte Gewinnminderung unterliege in vol-
ler Höhe der Korrektur gemäß § 1 Abs. 1 AStG. Das Darlehensverhältnis begründe
eine Geschäftsbeziehung im Sinne der Vorschrift, zu deren Bedingungen die Nicht-
besicherung der Ansprüche gehöre. Diese Nichtbesicherung sei fremdunüblich, da
ein fremder Gläubiger die Darlehensgewährung im Rahmen des Verrechnungskon-


3/18







9


10


tos von der Einräumung werthaltiger Sicherungsrechte abhängig gemacht hätte. Die
Einkünfteminderung sei ferner durch die fehlende Besicherung („dadurch“ i.S.d. § 1
Abs. 1 AStG) eingetreten. Maßgeblich hierfür sei – im Sinne des Veranlassungsprin-
zips – das die gewinnmindernde Forderungsausbuchung „auslösende Moment“. Bei
der hierfür gebotenen wertenden Betrachtung sei nicht auf die Zahlungsunfähigkeit
der ausländischen Gesellschaft, sondern vorrangig auf den Sicherungsverzicht abzu-
stellen. Denn die A GmbH habe ihren Darlehensrückzahlungsanspruch durch diesen
Verzicht an die wirtschaftliche Entwicklung ihrer Tochtergesellschaft geknüpft, und ei-
ne derartige Vermischung der Vermögenssphären wäre im Fall der Einräumung wert-
haltiger Sicherungsrechte nicht eingetreten.


c) Die nach § 1 Abs. 1 AStG vorgenommene Einkünftekorrektur sei nicht durch Art.
9 DBA-Belgien 1967 ausgeschlossen. Der Begriff der Bedingungen in Art. 9 DBA-
Belgien 1967, die von denen abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander
vereinbaren würden, sei seinem Wortlaut und seiner gewöhnlichen Bedeutung nach
im Fall der Darlehensgewährung nicht auf den vereinbarten Zinssatz beschränkt,
sondern erfasse auch Umstände wie die fehlende Besicherung. An der bisherigen
abweichenden Rechtsprechung halte der Senat nicht fest. Bestätigung finde dieses
Verständnis im Zweck von Art. 9 DBA-Belgien 1967, der auf die Einkünfteabgren-
zung bei grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehungen am Maßstab des vom Terri-
torialitäts- und Veranlassungsprinzip getragenen Fremdvergleichs ziele.


d) Schließlich stehe der Korrektur auch nicht das Unionsrecht entgegen. Nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) stelle eine mit
§ 1 Abs. 1 AStG vergleichbare Regelung eine zur Wahrung der ausgewogenen Auf-
teilung der Besteuerungsbefugnis zwischen Mitgliedstaaten gerechtfertigte Be-
schränkung der Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV) dar. Soweit der EuGH in sei-
ner Hornbach-Baumarkt-Entscheidung (EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-
Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366) für die unentgeltliche Übernahme von
Garantie- und Patronatszusagen im Rahmen seiner Erwägungen zur Verhältnismä-
ßigkeit entschieden habe, dass das wirtschaftliche Eigeninteresse der Konzernober-
gesellschaft an ihren Beteiligungsgesellschaften sowie die gewisse Verantwortung
als Gesellschafterin bei der Finanzierung dieser Gesellschaften Geschäftsabschlüs-
se unter nicht fremdüblichen Bedingungen rechtfertigen („erklären“) und damit einer
Berichtigung nach § 1 AStG entgegenstehen könnten, komme diese Einschränkung
vorliegend nicht zum Tragen. Wirtschaftliche Gründe (hier: „gewisse“ Finanzierungs-
verantwortung der A GmbH für B N.V.; Partizipation an deren Erfolg z.B. über Ge-
winnausschüttungen) könnten nicht im Sinne eines Automatismus dazu führen, dass
die Wahrung der territorialen Besteuerungsrechte der Mitgliedstaaten (durchgängig)
verdrängt würden. Aus den Formulierungen des EuGH-Urteils (Rn. 54, 56 f. „kön-
nen“) ergebe sich vielmehr zweifelsfrei, dass das nationale Gericht Gründe dieser Art
zu berücksichtigen und damit im Rahmen einer Abwägung (im Einzelfall) daran zu
messen habe, mit welchem Gewicht die jeweils zu beurteilende Abweichung vom
Maßstab des Fremdüblichen in den Territorialitätsgrundsatz und die hierauf gründen-
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de Zuordnung der Besteuerungsrechte eingreife.


Hiernach komme im Streitfall eine Einschränkung der Berichtigung nach § 1 AStG
nicht in Betracht. Gleiche die Ausreichung von Fremdkapital eine unzureichende Ei-
genkapitalausstattung aus und sei sie damit zugleich Voraussetzung dafür, dass die
darlehensempfangende Gesellschaft die ihr zugedachte wirtschaftliche Funktion
(weiter) erfüllen könne, so stehe dies nicht nur strukturell der Zuführung von Eigen-
kapital nahe, sondern habe weiter zur Folge, dass eine unterschiedliche Behandlung
von Einlage und Darlehensverzicht mit Rücksicht auf den auch unionsrechtlich aner-
kannten Geltungsanspruch der Gewinnabgrenzung nach Maßgabe fremdüblicher
Bedingungen ausgeschlossen sei. Welche Weiterungen sich hieraus für unentgeltli-
che Garantie- und Patronatserklärungen ergäben, die dem EuGH-Urteil Hornbach-
Baumarkt zugrunde gelegen hätten, bedürfe keiner weiteren Erörterung, weil Ver-
pflichtungen der zuletzt genannten Art mit keiner Änderung des Vermögens- und
Liquiditätsstatus der betroffenen Gesellschaften einhergingen, wohingegen die im
anhängigen Verfahren zu beurteilenden Verzichtserklärungen – gleich der Leistung
einer Einlage – bis zum Eintritt des Besserungsfalls auf einen Kapitalverlust, jeden-
falls aber auf einen Kapitaltransfer gerichtet seien. Auch dem sei im Rahmen der ge-
botenen Abwägung das ihm zukommende Gewicht zu geben mit der Folge, dass die
unionsrechtliche Niederlassungsfreiheit einer Einkünftekorrektur nach § 1 AStG nicht
entgegenstehe.


II.


Die Beschwerdeführerin wendet sich mit ihrer Verfassungsbeschwerde gegen das
im Revisionsverfahren ergangene Urteil des Bundesfinanzhofs und rügt die Verlet-
zung von Art. 3 Abs. 1 und Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG.


1. Die steuerliche Würdigung und Behandlung von Konzerndarlehen erfolge im In-
landsfall nach anderen Grundsätzen als die Vergabe von Konzerndarlehen ins Aus-
land, ohne dass hierfür ein sachlicher Grund erkennbar sei.


a) Im Inlandsfall habe die Vergabe von Konzerndarlehen für steuerliche Zwecke bis
zur Einführung des § 8b Abs. 3 Sätze 4 ff. KStG durch das Jahres-steuergesetz 2008
vom 20. Dezember 2007 (BGBl I S. 3150) mit Wirkung ab dem Veranlagungszeit-
raum 2008 keinen besonderen Anforderungen unterlegen. Weder die fehlende Besi-
cherung noch ein unangemessen niedriger Zinssatz hätten zu steuerlichen Korrektu-
ren geführt. Die Korrekturregelungen der verdeckten Einlage fänden keine
Anwendung, da die vergünstigte Darlehensüberlassung keine Einlage darstelle. Im
Fall des Wertverlustes der betrieblichen Darlehensforderung könne der Aufwand
steuerlich geltend gemacht werden. Eine mit § 1 Abs. 1 AStG vergleichbare Korrek-
turvorschrift fehle für Inlandssachverhalte.


b) Die Vergabe von Konzerndarlehen ins Ausland unterliege hingegen den Anfor-
derungen des § 1 Abs. 1 AStG. Der Gesetzgeber verlange hier insbesondere eine
angemessene und drittübliche Verzinsung. Insoweit lasse sich die unterschiedliche
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Behandlung zum Inlandsfall rechtfertigen, weil unangemessene Preisabsprachen zu
Gewinnverlagerungen ins Ausland führen könnten und damit dem deutschen Fiskus
Besteuerungssubstrat entzogen werde.


c) Ob § 1 Abs. 1 AStG auch eine fremdübliche Besicherung fordere, habe der Bun-
desfinanzhof in Anbetracht seiner Rechtsprechung zur Sperrwirkung einer Art. 9
OECD-MA entsprechenden Regelung bislang offengelassen. Nach Aufgabe dieser
Rechtsprechung fordere der Bundesfinanzhof nunmehr stets eine ausreichende Be-
sicherung des Darlehens. Insoweit seien sachgerechte Gründe für die Ungleichbe-
handlung des Inlands- und des Auslandsfalls bis zum Veranlagungszeitraum 2007
nicht ersichtlich.


aa) Insbesondere gehe es nicht um die Sicherung des Besteuerungssubstrats, da
es sich bei dem Wertverlust der Darlehensforderung nicht um eine Gewinnverschie-
bung ins Ausland zulasten des deutschen Fiskus handele.


bb) Auch aus dem Umstand, dass die darlehensgebende Muttergesellschaft im
Streitfall gegen Besserungsabrede auf die (wertlose) Darlehensforderung verzichtet
habe, lasse sich kein Differenzierungsgrund ableiten. Dieser Verzicht sei ein von der
Darlehensforderung zu unterscheidendes Rechtsgeschäft, das zwar zum zivilrechtli-
chen Erlöschen der Forderung, nicht aber zu weiterem steuerlichen Aufwand im In-
land führe.


Der Forderungsverzicht habe lediglich die Überschuldung der belgischen Tochter-
gesellschaft verhindern sollen. Der dadurch bei dieser entstandene außerordentliche
Buchgewinn beinhalte keine unangemessene Gewinnverlagerung, sondern sei eine
Maßnahme zur Sicherung der Existenz der Tochtergesellschaft.


cc) Ferner sei die steuerliche Behandlung auch nicht folgerichtig: Während es im
Inlandsfall bei späterer Rekonvaleszenz der Darlehensforderung zu einer bilanziellen
Wertaufholung mit steuerlicher Wirkung komme und die zuvor erfolgte Aufwandspo-
sition wieder korrigiert werde, werde der Abschreibungsaufwand im Auslandsfall
steuerlich nicht anerkannt, die Zuschreibung aber in vollem Umfang erfasst, da § 1
Abs. 1 AStG keine entsprechende Befreiungsregelung enthalte. Gleiches gelte, wenn
bei dem Darlehensverzicht der Besserungsfall eintrete.


dd) Schließlich verbiete der Gleichheitsgrundsatz, wesentlich Ungleiches gleich zu
behandeln. Diesen Grundsatz missachte der Bundesfinanzhof, wenn er über die ge-
forderte Besicherung eine „Stand-alone-Betrachtung“ für Konzernstrukturen einführe,
ohne sich mit den Besonderheiten von Konzernstrukturen aus-einanderzusetzen. An-
gesichts seiner bisherigen Rechtsprechung (insbesondere BFH, Urteil vom 29. Okto-
ber 1997 - I R 24/97 -, BFHE 184, 482), wonach Fremd-üblichkeit im Konzernfall
nicht mit Fremdüblichkeit ohne Konzernzugehörigkeit gleichzusetzen sei, wäre eine
Auseinandersetzung indes erforderlich gewesen.


Die Vergabe eines Konzerndarlehens könne keineswegs mit der Darlehensvergabe
einer Bank an eine „Stand-alone-Kapitalgesellschaft“ verglichen werden. Denn die
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Bank habe keine mit denen einer beherrschenden Muttergesellschaft vergleichbaren
Einflussmöglichkeiten. Würde man hingegen eine Gleichbehandlung verlangen, so
käme man zu dem zweifelhaften Ergebnis, dass die Muttergesellschaft ihre kapital-
bedürftige Gesellschaft zunächst mit Vermögenswerten ausstatten müsste, die diese
dann als Sicherheiten für das Darlehen zur Verfügung stellen könnte. Die Auffassung
des Bundesfinanzhofs beinhalte letztlich einen Angriff auf die „grundgesetzlich ge-
schützte“ Finanzierungsfreiheit, die es jedem Steuerpflichtigen freistelle, ob er seine
Gesellschaft mit Eigen- oder Fremdkapital ausstatte.


2. Die Verletzung des Rechts auf den gesetzlichen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2
GG) ergebe sich daraus, dass der Bundesfinanzhof seiner aus Art. 267 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) folgenden Pflicht, eine Vor-
abentscheidung des EuGH einzuholen, nicht nachgekommen sei.


Die Voraussetzungen des Art. 267 Abs. 3 AEUV hätten im (letztinstanzlichen) Revi-
sionsverfahren vorgelegen. Das Bundesverfassungsgericht behandele zwar nicht je-
de Verletzung der Vorlagepflicht als einen Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG,
sondern prüfe nur, ob die Auslegung und Anwendung der Zuständigkeitsregel des
Art. 267 Abs. 3 AEUV bei verständiger Würdigung der das Grundgesetz bestimmen-
den Gedanken nicht mehr verständlich erscheine und offensichtlich unhaltbar sei.
Dies sei unter anderem dann der Fall, wenn das Gericht offenkundig einschlägige
Rechtsprechung des EuGH nicht auswerte, ohne die Gründe für seine Entscheidung
über die Vorlagepflicht anzugeben, oder wenn es bewusst von der Rechtsprechung
des EuGH zu entscheidungserheblichen Fragen abweiche und gleichwohl nicht vor-
lege. Das Gericht müsse etwaige einschlägige Rechtsprechung auswerten und seine
Entscheidung hieran orientieren.


a) Der Bundesfinanzhof habe sich zwar in der beschwerdegegenständlichen Ent-
scheidung mit dem Hornbach-Baumarkt-Urteil des EuGH auseinandergesetzt, eine
Relevanz für den Streitfall aber zu Unrecht und mit nichtzutreffender Begründung
verneint.


b) Die vorzulegende Frage hätte lauten müssen, ob im Streitfall wirtschaftliche
Gründe für die Darlehenshingabe ohne ausreichende Besicherung bestanden hätten.
Diese Gründe könnten nach der Auffassung des EuGH auch in der Konzernangehö-
rigkeit der Darlehensnehmerin ihre Ursache haben. Der Bundesfinanzhof habe sich
mit dieser Frage nicht auseinandergesetzt, obwohl dies angezeigt gewesen sei. § 1
Abs. 1 AStG stehe seinem Wortlaut nach einer Berücksichtigung von wirtschaftlichen
Aspekten entgegen. Daher habe im Verfahren auch nicht die Möglichkeit bestanden,
wirtschaftliche Aspekte im Einzelnen dezidiert vorzutragen. Die Ausführungen des
Bundesfinanzhofs zum Konzernrückhalt träfen nicht den Kern der Sache.


Des Weiteren stelle der Bundesfinanzhof zu Unrecht auf die Verzichtserklärung ab,
die im Inland indes keine steuerlichen Konsequenzen habe und keinen Kapitaltrans-
fer darstelle, da die Darlehensforderung wertlos gewesen sei. Die Frage nach der
steuerlichen Hinzurechnung des Wertverlusts der Darlehensforderung müsse im Ver-
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zichtsfall wie für den Fall, dass keine Verzichtserklärung vorliege, gleich entschieden
werden. Der Bundesfinanzhof vermische die Frage der Nichtbesicherung der Finan-
zierung mit der späteren Verhinderung der Überschuldung. Dies seien im Lichte der
EuGH-Rechtsprechung sachfremde Erwägungen, die die Entscheidung des Bundes-
finanzhofs nicht rechtfertigen könnten, sondern willkürlich seien.


c) Die Vorlagepflicht ergebe sich auch daraus, dass die Frage, ob ein Wertverlust
einer Darlehensforderung eine Korrektur nach § 1 Abs. 1 AStG rechtfertige, bislang
nicht Gegenstand eines Vorabentscheidungsersuchens gewesen sei. Anders als bei
den bisherigen Verfahren, die sich im Bereich der angemessenen Preisabsprachen
bewegt hätten, gehe es im Streitfall um die Frage, ob die unionsrechtliche Niederlas-
sungsfreiheit einer unterschiedlichen Behandlung von Wertverlusten von Darlehens-
forderungen im In- und im Ausland entgegenstehe.


III.


1. Die Verfassungsbeschwerde ist gemäß § 94 Abs. 2 und 3 BVerfGG dem Bun-
desministerium der Justiz und für Verbraucherschutz sowie dem im Ausgangsverfah-
ren beklagten Finanzamt zugestellt worden. Die Akten des Ausgangsverfahrens wur-
den beigezogen.


2. Stellung genommen hat das Bundesministerium der Finanzen namens der Bun-
desregierung.


Es hält die Verfassungsbeschwerde bereits für unzulässig. Die Beschwerdeführerin
habe eine Verletzung spezifischen Verfassungsrechts nicht substantiiert gerügt. Viel-
mehr ziele die Verfassungsbeschwerde auf eine weitere steuerrechtliche Prüfung
des Sachverhalts und der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, nach der § 1 Abs.
1 AStG anhand des Fremdvergleichs nicht mehr nur die Korrektur unangemessener
Preisabsprachen hinsichtlich des Darlehenszinssatzes, sondern im Einzelfall auch
die Korrektur von Absprachen ermögliche, die die Rückzahlung der Darlehenssum-
me selbst verringerten oder gar entfallen ließen.


Jedenfalls sei die Verfassungsbeschwerde unbegründet.


a) Das Urteil verletze die Beschwerdeführerin nicht in ihren Rechten aus Art. 3 Abs.
1 GG.


aa) Konzerndarlehen im Inlands- und im Auslandsfall seien rechtlich nicht vergleich-
bar, so dass bereits keine verfassungsrechtlich relevante Ungleichbehandlung we-
sentlich gleicher Sachverhalte vorliege. Ungeachtet dessen sei die von § 1 Abs. 1
AStG vorgenommene Differenzierung nach dem Fremdvergleichsgrundsatz verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden. § 1 Abs. 1 AStG verfolge das Ziel, die Vertei-
lung des von einem international operierenden Konzern erwirtschafteten Steuersub-
strats auf die beteiligten Staaten über den Fremdvergleichsgrundsatz an den
Verhältnissen des freien Marktes zu orientieren und so der latenten Gefahr von Ge-
winnverschiebungen vorzubeugen. Der vom Maßstab des Territorialitäts-und Veran-
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lassungsprinzips getragene Fremdvergleich sei als Maßstab international üblich und
finde sich in praktisch allen deutschen Doppelbesteuerungsabkommen.


bb) Die konkrete Anwendung von § 1 Abs. 1 AStG durch den Bundesfinanzhof ver-
stoße nicht gegen das Willkürverbot. Entgegen der Auffassung der Beschwerdefüh-
rerin führe die Nichtbesicherung der Darlehensforderung zu einer Verschiebung von
Steuersubstrat. Denn durch den Erlass entstehe ein Gewinn bei der ausländischen
Darlehensnehmerin. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus dem Argument der
Beschwerdeführerin, die Darlehensforderung sei schon wertlos gewesen und durch
das zivilrechtliche Erlöschen der wertlosen Darlehensforderung sei es zu keinem wei-
teren steuerlichen Aufwand im Inland gekommen. Denn die Darlehensforderung sei
überhaupt nur aufgrund der fehlenden fremdüblichen Besicherung wertlos geworden.


§ 1 Abs. 1 AStG habe das Ziel, unangemessene Preisabsprachen zu verhindern,
die der Steuervermeidung durch Gewinnverschiebung dienten. Eine Steuervermei-
dung könne auch durch Verzichtsvereinbarung innerhalb eines Konzerns erreicht
werden. Insoweit sei kein Widerspruch zu Art. 9 DBA-Belgien zu erkennen. Für die
„Stand-alone-Betrachtung“ im Rahmen des § 1 Abs. 1 AStG spreche der Telos der
Norm, wonach die Besonderheiten des Geschäftsverkehrs von sich nahestehenden
Personen gerade nicht heranzuziehen seien.


b) Weiter verletze die angegriffene Entscheidung des Bundesfinanzhofs die Be-
schwerdeführerin auch nicht in ihrem Recht auf den gesetzlichen Richter aus Art. 101
Abs. 1 Satz 2 GG. Der Bundesfinanzhof habe seine Vorlagepflicht nicht grundsätzlich
verkannt. Er habe sich hinsichtlich des materiellen Unionsrechts hinreichend kundig
gemacht und sich mit der einschlägigen Rechtsprechung des EuGH auseinanderge-
setzt und seine eigene Entscheidung hieran orientiert. Die Auslegung des Hornbach-
Baumarkt-Urteils des EuGH und deren Übertragung auf den Streitfall durch den Bun-
desfinanzhof sei jedenfalls vertretbar. Der Bundesfinanzhof habe den „zwingenden
Gründen des Allgemeininteresses“ im Streitfall im Wege einer abwägenden Entschei-
dung zur Geltung verholfen.


Es sei unklar, inwiefern die Ausführungen des Bundesfinanzhofs zum Konzernrück-
halt, wie von der Beschwerdeführerin vertreten, den „Kern der Sache“ verfehlt hätten.
Der Bundesfinanzhof habe die Tatsache, dass es sich bei der Beschwerdeführerin
um eine Konzerngesellschaft handele, gerade nicht ausgeblendet.


Auch habe der Bundesfinanzhof in seiner Argumentation nicht die Hingabe des un-
besicherten Darlehens zur Finanzierung der Aktivitäten der Auslandsgesellschaft mit
der späteren Verhinderung der Überschuldung dieser Gesellschaft vermischt, um der
Vorlagepflicht zu entgehen. Denn die von der Beschwerdeführerin angestrengte Un-
terscheidung nehme auch der EuGH in seinem Hornbach-Baumarkt-Urteil nicht vor.
Danach führe es nicht automatisch zur Nichtanwendung des § 1 AStG, dass der Ver-
zicht auf die Darlehensrückzahlung der Verhinderung der drohenden Überschuldung
diene.
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Dementsprechend sei die Frage, ob die Niederlassungsfreiheit verletzt sei, wenn
steuerlich im Hinblick auf Wertverluste der Darlehenssubstanz an eine Darlehensver-
gabe ins Inland geringere Anforderungen gestellt würden als an die Darlehensverga-
be ins Ausland, nicht entscheidend. Vielmehr sei durch die Rechtsprechung des
EuGH geklärt, dass es hierfür auf die Abwägung im Einzelfall ankomme.


IV.


Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung an. Die Annah-
me ist zur Durchsetzung des grundrechtsgleichen Rechts der Beschwerdeführerin
aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG angezeigt (§ 93a Abs. 2 Buchstabe b BVerfGG). Die
Voraussetzungen für eine stattgebende Kammerentscheidung liegen insoweit vor
(§ 93c Abs. 1 Satz 1 BVerfGG): Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig und unter
Berücksichtigung der bereits hinreichend geklärten Maßstäbe zu Art. 101 Abs. 1
Satz 2 GG auch offensichtlich begründet.


1. Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig. Die Ausführungen der Beschwerdefüh-
rerin sind zwar in den wesentlichen Punkten äußerst knapp gehalten. Dennoch las-
sen sie, jedenfalls soweit die Beschwerdeführerin eine Verletzung ihrer Rechte aus
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG rügt, die Umstände, aus denen sich die Möglichkeit eines
Verfassungsverstoßes ergeben soll, in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht im erfor-
derlichen Maß erkennen, so dass sie die Darlegungs- und Substantiierungsanforde-
rungen der § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG noch erfüllen.


2. Die Verfassungsbeschwerde ist auch offensichtlich begründet.


Dabei kann offenbleiben, ob das angegriffene Urteil gegen Art. 3 Abs. 1 GG in sei-
ner Ausprägung als Willkürverbot verstößt (a). Es verletzt die Beschwerdeführerin
wegen einer unzureichenden Auseinandersetzung mit der Vorlagepflicht zum EuGH
(Art. 267 Abs. 3 AEUV) jedenfalls in ihrem Verfahrensgrundrecht auf den gesetzli-
chen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG) (b).


a) aa) Gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG wird unter dem Gesichts-
punkt des Willkürverbots nicht bereits dann verstoßen, wenn die angegriffene
Rechtsanwendung oder das Verfahren fehlerhaft sind. Selbst eine zweifelsfrei fehler-
hafte Gesetzesanwendung begründet noch keinen Verstoß gegen den allgemeinen
Gleichheitssatz. Hinzukommen muss vielmehr, dass Rechtsanwendung oder Verfah-
ren krass fehlerhaft und bei verständiger Würdigung der das Grundgesetz beherr-
schenden Gedanken nicht mehr verständlich sind und sich daher der Schluss auf-
drängt, dass sie auf sachfremden Erwägungen beruhen (BVerfGE 4, 1 <7>; 42, 64
<74>; 62, 189 <192>; 70, 93 <97>; 74, 102 <127>; 80, 48 <51>; 81, 132 <137>;
stRspr).


bb) Ob gemessen hieran die Entscheidung des Bundesfinanzhofs einer verfas-
sungsrechtlichen Überprüfung standhält, ist jedenfalls nicht zweifelsfrei.


(1) Zwar ist die tatbestandliche Anknüpfung der fehlenden Besicherung eines Dar-
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lehens an das Tatbestandsmerkmal der „Bedingung“ im Sinne von § 1 AStG ver-
fassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Vor dem Hintergrund des Willkürverbots
unbedenklich ist ferner, wenn der Bundesfinanzhof das Tatbestandsmerkmal der
„dadurch“ (durch eine solche Bedingung) verursachten Einkünfteminderung einfach-
rechtlich dergestalt konkretisiert, dass nicht erst eine später eintretende Zahlungsun-
fähigkeit des Schuldners, sondern – im Sinne des Veranlassungsprinzips – schon die
Nichtbesicherung eines Darlehens das auslösende Moment für den rechtsgeschäftli-
chen Verzicht auf die Forderung und die daran anknüpfende gewinnmindernde For-
derungsausbuchung darstellen kann.


(2) Unverständlich ist aber, warum der Bundesfinanzhof für den von § 1 Abs. 1
AStG gebotenen Fremdvergleich mit Bedingungen, die „voneinander unabhängige
Dritte unter gleichen oder vergleichbaren Verhältnissen vereinbart hätten“, ohne Wei-
teres von einer Vollbesicherung der Darlehensgewährung über das Verrechnungs-
konto ausgeht. Ohne nähere Ausführungen stellt er für das im Streitfall begebene
Darlehen fest, dass „ein fremder Gläubiger die Darlehensgewährung von der Einräu-
mung werthaltiger Sicherungsrechte abhängig gemacht hätte“. Wie ein derartiges
„werthaltiges Sicherungsrecht“ zwischen voneinander unabhängigen Dritten ausge-
staltet wäre, wird nicht näher erläutert. Die mit dem Urteil angeordnete Rechtsfolge
der Einkünftekorrektur in Höhe der vollen Teilwertabschreibung beziehungsweise
des Erlasses lässt indes darauf schließen, dass der Bundesfinanzhof für die Fremd-
üblichkeit der Darlehensbeziehung im Streitfall eine Vollbesicherung verlangt.


Dass ein dahingehender Rechtssatz existierte, legt der Bundesfinanzhof nicht dar
und ist auch nicht ersichtlich. Tatsächliche Feststellungen zu Art und Umfang einer
fremdüblichen Besicherung fehlen. Auch die Offensichtlichkeit dieser Tatsache legt
der Bundesfinanzhof nicht dar. Er äußert sich weder zur üblichen Höhe einer Sicher-
heit für die konkrete Verrechnungsabrede noch zu möglichen Wechselwirkungen zwi-
schen der Höhe des vereinbarten Zinssatzes und der Stellung von Sicherheiten.
Letzteres hätte vor allem deshalb nahegelegen, weil nach den Feststellungen des Fi-
nanzgerichts die für das Verrechnungskonto vereinbarte Verzinsung in Höhe von 6 %
einen Zinsaufschlag in Höhe von 2,86 Prozentpunkten gegenüber dem Refinanzie-
rungszinssatz bedeutete, den die Beschwerdeführerin am Kapitalmarkt in Anspruch
genommen hatte. Dabei verkennt die Kammer nicht, dass der von dem Finanzgericht
für Vergleichszwecke herangezogenene Zinssatz von 3,14 % aus einer (bankübli-
chen) Geschäftsbeziehung der Beschwerdeführerin und nicht deren Tochtergesell-
schaft, der im Streitfall maßgeblichen Darlehensnehmerin, stammt und daher als Re-
ferenzgröße für die Feststellung eines Zinsaufschlags im Rahmen der
streitgegenständlichen Darlehensbeziehung nur eingeschränkt geeignet ist (vgl.
BFH, Urteil vom 19. Juni 2019 - I R 32/17 -, BFHE 266, 142, Rn. 35). Gleichwohl hät-
ten sich Ausführungen des Bundesfinanzhofs zu der Möglichkeit (teilweiser) Kom-
pensation fehlender Sicherheiten über einen Risikozinsaufschlag anlässlich der vom
Finanzgericht angestrengten Überlegungen aufgedrängt.
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Mit zwei weiteren Urteilen vom selben Tag hat der erkennende Senat des Bundes-
finanzhofs in anderen Fällen ungesicherter Kreditgewährung mangels Feststellungen
der Finanzgerichte zu dem von § 1 Abs. 1 AStG geforderten Fremdvergleich die Sa-
chen an die erste Instanz zurückverwiesen (Urteile vom 27. Februar 2019 - I R 81/
17 -, BFHE 264, 297, Rn. 13, 21; - I R 51/17 -, BFHE 264, 292, Rn. 14 f., 23). Soweit
er in späteren Entscheidungen von einer Zurückverweisung abgesehen hat, hat er
jeweils ausdrücklich auf bereits vorliegende Feststellungen der erstinstanzlichen Ge-
richte, insbesondere zur vereinbarten Zinshöhe, zurückgegriffen (BFH, Urteile vom
19. Juni 2019 - I R 5/17 -, juris, Rn. 17; - I R 54/17 -, juris, Rn. 16) oder die fehlende
Notwendigkeit weiterer Feststellungen eigens begründet (BFH, Urteil vom 14. August
2019 - I R 34/18 -, juris, Rn. 16).


Ob der Umstand, dass abweichend davon im vorliegenden Fall der vom Bundesfi-
nanzhof vorgenommene Fremdvergleich in keiner Weise mit tatsächlichen Feststel-
lungen unterlegt ist, noch einen einfachen Rechtsfehler darstellt oder ob er bereits
die Grenze zur Willkür überschreitet, bedarf jedoch letztlich keiner Entscheidung.


b) Denn jedenfalls verletzt die Entscheidung des Bundesfinanzhofs wegen der von
ihm gewählten Handhabung seiner Vorlagepflicht gemäß Art. 267 Abs. 3 AEUV die
Beschwerdeführerin in ihrem Verfahrensgrundrecht auf den gesetzlichen Richter
(Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG).


aa) Der Gerichtshof der Europäischen Union ist gesetzlicher Richter im Sinne des
Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG. Unter den Voraussetzungen des Art. 267 Abs. 3 AEUV
sind die nationalen Gerichte von Amts wegen gehalten, den Gerichtshof anzurufen
(vgl. BVerfGE 82, 159 <192 f.>; stRspr). Allerdings stellt nicht jede Verletzung der
unionsrechtlichen Vorlagepflicht zugleich einen Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz
2 GG dar (vgl. BVerfGE 29, 198 <207>; 82, 159 <194>; 126, 286 <315>; 135, 155
<231 f. Rn. 180>; 147, 364 <380 Rn. 40>). Das Bundesverfassungsgericht überprüft
nur, ob die Auslegung und Anwendung der Zuständigkeitsregel des Art. 267 Abs. 3
AEUV bei verständiger Würdigung der das Grundgesetz bestimmenden Gedanken
nicht mehr verständlich erscheint und offensichtlich unhaltbar ist (Willkürmaßstab;
vgl. BVerfGE 82, 159 <194 f.>; 126, 286 <315>; 128, 157 <187>; 135, 155 <231
Rn. 179 f.>; 147, 364 <380 Rn. 40>). Durch die zurückgenommene verfassungs-
rechtliche Prüfung behalten die Fachgerichte bei der Auslegung und Anwendung von
Unionsrecht einen Spielraum eigener Einschätzung und Beurteilung. Das Bundes-
verfassungsgericht wacht allein über die Einhaltung der Grenzen dieses Spielraums
(vgl. BVerfGE 126, 286 <316> m.w.N.; 135, 155 <232 Rn. 180>; 147, 364 <380
Rn. 40>).


Die Vorlagepflicht nach Art. 267 Abs. 3 AEUV wird insbesondere in den Fällen of-
fensichtlich unhaltbar gehandhabt, in denen ein letztinstanzliches Hauptsachegericht
eine Vorlage trotz der – seiner Auffassung nach bestehenden – Entscheidungser-
heblichkeit der unionsrechtlichen Frage überhaupt nicht in Erwägung zieht, obwohl
es selbst Zweifel hinsichtlich der richtigen Beantwortung der Frage hegt (grundsätzli-
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che Verkennung der Vorlagepflicht), oder in denen das letztinstanzliche Hauptsache-
gericht in seiner Entscheidung bewusst von der Rechtsprechung des EuGH zu ent-
scheidungserheblichen Fragen abweicht und gleichwohl nicht oder nicht neuerlich
vorlegt (bewusstes Abweichen ohne Vorlagebereitschaft). Liegt zu einer entschei-
dungserheblichen Frage des Gemeinschaftsrechts einschlägige Rechtsprechung
des Gerichtshofs noch nicht vor oder hat eine vorliegende Rechtsprechung die ent-
scheidungserhebliche Frage möglicherweise noch nicht erschöpfend beantwortet
oder erscheint eine Fortentwicklung der Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht nur
als entfernte Möglichkeit, so wird Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG nur dann verletzt, wenn
das letztinstanzliche Hauptsachegericht den ihm in solchen Fällen notwendig zukom-
menden Beurteilungsrahmen in unvertretbarer Weise überschritten hat (Unvollstän-
digkeit der Rechtsprechung). Das ist jedenfalls dann der Fall, wenn die Fachgerichte
das Vorliegen eines „acte clair“ oder eines „acte éclairé“ willkürlich bejahen (BVerfGE
135, 255 <232 f. Rn. 181 ff.>; 147, 364 <380 f. Rn. 41 ff.>; jeweils m.w.N.).


Das Gericht muss sich daher hinsichtlich des materiellen Unionsrechts hinreichend
kundig machen. Etwaige einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union muss es auswerten und seine Entscheidung hieran orientieren (vgl.
BVerfGE 82, 159 <196>; 128, 157 <189>). Auf dieser Grundlage muss das Fachge-
richt unter Anwendung und Auslegung des materiellen Unionsrechts (vgl. BVerfGE
75, 223 <234>; 128, 157 <188>; 129, 78 <107>) die vertretbare Überzeugung bilden,
dass die Rechtslage entweder von vornherein eindeutig („acte clair“) oder durch
Rechtsprechung in einer Weise geklärt ist, die keinen vernünftigen Zweifel offenlässt
(„acte éclairé“; vgl. BVerfGE 129, 78 <107>). Unvertretbar gehandhabt wird Art. 267
Abs. 3 AEUV im Falle der Unvollständigkeit der Rechtsprechung insbesondere dann,
wenn das Fachgericht eine von vornherein eindeutige oder zweifelsfrei geklärte
Rechtslage ohne sachlich einleuchtende Begründung bejaht (BVerfGE 135, 255
<233 Rn. 185>; 147, 364 <381 f. Rn. 43>).


bb) Nach diesen Maßstäben hat der erkennende Senat des Bundesfinanzhofs das
grundrechtsgleiche Recht der Beschwerdeführerin auf den gesetzlichen Richter ver-
letzt, weil er angesichts der Unvollständigkeit der Rechtsprechung des EuGH zu den
Anforderungen der Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV) im Hinblick auf die hier zwi-
schen konzernangehörigen Gesellschaften vereinbarten – vom Bundesfinanzhof
(erstmals) in den Anwendungsbereich von § 1 Abs. 1 AStG einbezogenen – Bedin-
gungen eine zweifelsfrei geklärte Rechtslage ohne hinreichende sachliche Begrün-
dung bejaht und damit den ihm zukommenden Beurteilungsrahmen in unvertretbarer
Weise überschritten hat.


(1) Die von dem Bundesfinanzhof nach § 1 Abs. 1 AStG vorgenommene Einkünfte-
korrektur infolge der gewinnmindernden Ausbuchung oder einer Teilwertabschrei-
bung einer Darlehensforderung gegen eine ausländische Konzerntochtergesellschaft
stellt, wovon auch der Bundesfinanzhof ausgeht, eine Beschränkung der Niederlas-
sungsfreiheit dar. Denn jedenfalls im Streitjahr – und damit vor Einführung der Rege-
lungen des § 8b Abs. 3 Sätze 4 ff. KStG durch das Jahressteuergesetz 2008 vom
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20. Dezember 2007 (BGBl I S. 3150) für Veranlagungszeiträume ab 2008 – unter-
blieb eine entsprechende Einkünftekorrektur im reinen Inlandsfall.


(2) Die damit verbundene Ungleichbehandlung ist nach der Rechtsprechung des
EuGH nur statthaft, wenn sie durch vom Unionsrecht anerkannte zwingende Gründe
des Allgemeininteresses gerechtfertigt ist. Außerdem muss die Beschränkung geeig-
net sein, die Erreichung des fraglichen Ziels zu gewährleisten, und darf nicht über
das hinausgehen, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist (EuGH, Urteil vom
31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366, Rn. 36 m.w.N.).


Als zwingenden Grund des Allgemeininteresses erkennt der EuGH die Notwendig-
keit der Wahrung einer ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwi-
schen den Mitgliedstaaten an. Diese kann nach seiner Rechtsprechung (Urteil vom
21. Januar 2010, Société de Gestion Industrielle (SGI), C-311/08, EU:C:2010:26,
Rn. 60 ff.; Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366,
Rn. 43 ff.) eine Ungleichbehandlung rechtfertigen, wenn mit der Regelung Verhal-
tensweisen verhindert werden sollen, die geeignet sind, das Recht eines Mitglied-
staats auf Ausübung seiner Steuerhoheit für die in seinem Hoheitsgebiet durchge-
führten Tätigkeiten zu gefährden (vgl. EuGH, Urteil vom 29. März 2007, Rewe
Zentralfinanz, C-347/04, EU:C:2007:194, Rn. 42; Urteil vom 18. Juli 2007, Oy AA,
C-231/05, EU:C:2007:439, Rn. 54; Urteil vom 21. Fe-bruar 2013, A, C-123/11,
EU:C:2013:84, Rn. 41; Urteil vom 21. Dezember 2016, Masco Denmark und Damixa,
C-593/14, EU:C:2016:984, Rn. 35). Es könne zu einer Beeinträchtigung der ausge-
wogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten kom-
men, wenn den gebietsansässigen Gesellschaften eines Mitgliedstaats erlaubt wür-
de, ihre Gewinne in Form von außergewöhnlichen oder unentgeltlichen Vorteilen auf
mit ihnen verflochtene Gesellschaften, die in anderen Mitgliedstaaten niedergelassen
sind, zu übertragen (EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/16,
EU:C:2018:366, Rn. 44 f.).


Die angegriffene Entscheidung des Bundesfinanzhofs setzt sich nicht mit der Frage
auseinander, ob die Einkünftekorrektur nach Maßgabe seiner Auslegung von § 1
AStG im Hinblick auf nicht besicherte Forderungen diesem, vom EuGH für legitim er-
klärten, Ziel dient. Denn weder die Nichtbesicherung der Darlehensforderung noch
eine spätere Abschreibung der Forderung führen ohne Weiteres zu einer Übertra-
gung von Gewinnen, also zu einem unversteuerten „Hinaustransferieren“ von Gewin-
nen (vgl. EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/16,
EU:C:2018:366, Rn. 47), das geeignet sein könnte, eine ausgewogene Aufteilung der
Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. Bei den der
Hornbach-Baumarkt-Entscheidung zugrundeliegenden unentgeltlichen Garantie- und
Patronatserklärungen ergab sich die Eignung von § 1 AStG zur Wahrung einer aus-
gewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis aus der Anknüpfung an den Ver-
zicht auf eine angemessene Haftungsvergütung für die Übernahme der Garantie-
und Patronatserklärungen (vgl. EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt,
C-382/16, EU:C:2018:366, Rn. 11). Soweit sich der Bundesfinanzhof überhaupt mit
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der Frage eines Kapitaltransfers befasst, knüpft er – anders als bei der einfachrecht-
lichen Prüfung der Kausalität der fremdunüblichen Bedingung für die Einkünftemin-
derung („dadurch“) – nicht an die Nichtbesicherung an, sondern stellt auf die spätere
Verzichtserklärung ab, die bis zum Eintritt des Besserungsfalls auf einen Kapitalver-
lust, jedenfalls aber auf einen Kapitaltransfer gerichtet sei. Dabei wirft er weder die
Frage des Fremdvergleichs für den – eine Disposition des Steuerpflichtigen voraus-
setzenden – Verzicht auf, noch setzt er sich damit auseinander, dass seines Erach-
tens ansonsten die Veranlassung durch die mangelnde Besicherung maßgeblich ist.
Nach einer weiteren Entscheidung vom selben Tage (BFH, Urteil vom 17. Februar
2019 - I R 81/17 -, juris) kommt es für den Bundesfinanzhof zudem auf den Verzicht
nicht entscheidend an, weil in dem dort im Ergebnis identisch beurteilten Fall nur eine
Teilwertabschreibung, aber kein rechtsgeschäftlicher Verzicht auf eine nicht ausrei-
chend besicherte Darlehensforderung vorlag.


Dass mit der grundsätzlichen Anerkennung von zur Wahrung einer ausgewogenen
Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten geeigneten Regelungen durch
den EuGH auch die Frage einer legitimen Beschränkung der Niederlassungsfreiheit
im Hinblick auf den hier zwischen konzernangehörigen Gesellschaften vereinbarten
– vom Bundesfinanzhof (erstmals) in den Anwendungsbereich von § 1 Abs. 1 AStG
einbezogenen – Sicherungsverzicht geklärt wäre, ergibt sich aus alledem nicht.


(3) Der Bundesfinanzhof untersucht vielmehr allein die Voraussetzungen, unter de-
nen der EuGH für den Fall, dass die zu beurteilende Regelung zur Wahrung einer
ausgewogenen Aufteilung der Besteuerungsbefugnis geeignet ist, auch deren Erfor-
derlichkeit bejaht hat. Dafür verlangt der EuGH, dass in jedem Fall, in dem der Ver-
dacht besteht, dass ein geschäftlicher Vorgang über das hinausgeht, was die betref-
fenden Gesellschaften unter Marktbedingungen vereinbart hätten, dem
Steuerpflichtigen, ohne ihn übermäßigen Verwaltungszwängen zu unterwerfen, die
Möglichkeit eingeräumt wird, Beweise für etwaige wirtschaftliche Gründe für den Ab-
schluss dieses Geschäfts beizubringen (EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-
Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366, Rn. 49), die nicht fremdübliche Bedingungen
rechtfertigen können (EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/
16, EU:C:2018:366, Rn. 54, 56). Solche wirtschaftlichen Gründe sieht der Bundesfi-
nanzhof für die Hingabe eines nicht besicherten Darlehens, durch die die Ausbu-
chung veranlasst werde, nicht als gegeben an, wenn die Ausreichung von Fremdka-
pital eine unzureichende Eigenkapitalausstattung ausgleiche und damit zugleich
Voraussetzung dafür sei, dass die darlehensempfangende Gesellschaft die ihr zuge-
dachte wirtschaftliche Funktion weiter erfüllen könne; dies stehe strukturell der Zu-
führung von Eigenkapital nahe und schließe eine unterschiedliche Behandlung von
Einlage und Darlehensverzicht mit Rücksicht auf den auch unionsrechtlich anerkann-
ten Geltungsanspruch der Gewinnabgrenzung nach Maßgabe fremdüblicher Bedin-
gungen aus.


Dabei ist es zwar nicht willkürlich, dass nach Auffassung des Bundesfinanzhofs die
Rechtsprechung des EuGH nicht automatisch dazu führt, dass wirtschaftliche Grün-
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de für fremdunübliche Bedingungen zu einer Verdrängung der territorialen Besteue-
rungsrechte der Mitgliedstaaten führen, sondern Raum lässt für eine Abwägung die-
ser Gründe mit dem Gewicht, mit dem die jeweils zu beurteilende Abweichung vom
Maßstab des Fremdüblichen in den Territorialitätsgrundsatz und die hierauf gründen-
de Zuordnung der Besteuerungsrechte eingreift.


Hierbei wird jedoch übergangen, dass wirtschaftliche Gründe für den Abschluss ei-
nes fremdunüblichen Geschäfts nach Auffassung des EuGH gerade dann vorliegen
können, wenn eine Tochtergesellschaft auf die Zuführung von Kapital angewiesen
ist, weil sie über kein ausreichendes Eigenkapital verfügt (EuGH, Urteil vom 31. Mai
2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366, Rn. 54). Dazu steht die vom
Bundesfinanzhof vorgenommene Abwägung in einem von ihm nicht aufgelösten Wi-
derspruch.


Auch der Umstand, dass der EuGH bei Prüfung der Erforderlichkeit einer Beschrän-
kung der Niederlassungsfreiheit nicht nur das Ziel der Wahrung einer ausgewogenen
Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten, sondern auch
das Ziel der Notwendigkeit, Steuerumgehungen zu verhindern, nennt (EuGH, Urteil
vom 31. Mai 2018, Hornbach-Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366, Rn. 49; vgl. dazu
Schwenke, DB 2018, S. 2329 <2331 f.>; Märtens, jurisPR-SteuerR 27/2019, Anm.
1), aber weder Art. 9 OECD-MA noch § 1 Abs. 1 AStG Missbrauchsvermeidungsnor-
men sind, die eine „missbräuchliche“ Gewinnverlagerung voraussetzen, entbindet
den Bundesfinanzhof nicht von seiner Vorlagepflicht nach Art. 267 Abs. 3 AEUV.
Denn etwaige Zweifel hinsichtlich der Konturierung des unionsrechtlichen Miss-
brauchsbegriffs hätte der Bundesfinanzhof ebenso zum Gegenstand des Vorabent-
scheidungsersuchens machen können.


(4) Im Übrigen entsprechen die Ausführungen des Bundesfinanzhofs zur Erforder-
lichkeit der Beschränkung auch insofern nicht den vom EuGH aufgestellten Voraus-
setzungen, als dieser weiter verlangt, dass die steuerliche Berichtigung auf den Teil
zu beschränken ist, der über das hinausgeht, was die betreffenden Gesellschaften
unter Marktbedingungen vereinbart hätten (EuGH, Urteil vom 31. Mai 2018, Horn-
bach-Baumarkt, C-382/16, EU:C:2018:366, Rn. 49). Dazu fehlen, wie oben unter a)
für die Anwendung von § 1 AStG bereits dargestellt, jegliche Feststellungen.


(5) Nach alledem ist die (konkludente) Annahme eines „acte clair“ oder eines „acte
éclairé“ infolge des Urteils des EuGH vom 31. Mai 2018 (Hornbach-Baumarkt, C-382/
16, EU:C:2018:366) nicht nachvollziehbar. Die richtige Anwendung des Unionsrechts
auf den vom Bundesfinanzhof unter § 1 AStG subsumierten Fall der Hingabe eines
fremdunüblich nicht besicherten Darlehens ist jedenfalls nach der vom Bundesfinanz-
hof dafür gegebenen Begründung nicht derart offenkundig, dass für einen vernünfti-
gen Zweifel keinerlei Raum bleibt. Das Unterbleiben einer Vorlage nach § 267 Abs.
3 AEUV zur Aufklärung der Relevanz der oben dargelegten Unterschiede und Wider-
sprüche im Verhältnis zu der Hornbach-Baumarkt-Entscheidung ist deshalb nicht
mehr verständlich.
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V.


Das angegriffene Urteil des Bundesfinanzhofs ist danach aufzuheben und die Sa-
che an dieses Gericht zurückzuverweisen (§ 95 Abs. 1 und 2 BVerfGG).


Die Anordnung der Auslagenerstattung folgt aus § 34a Abs. 2 BVerfGG.


Die Festsetzung des Gegenstandswerts beruht auf § 37 Abs. 2 Satz 2 in Verbin-
dung mit § 14 Abs. 1 RVG (vgl. BVerfGE 79, 365 <366 ff.>; BVerfG, Beschluss des
Ersten Senats vom 19. August 2010 - 1 BvR 2192/05 -, juris).


Diese Entscheidung ist unanfechtbar.


Hermanns Maidowski Langenfeld
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Bundesverfassungsgericht, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom
4. März 2021 - 2 BvR 1161/19


Zitiervorschlag BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom
4. März 2021 - 2 BvR 1161/19 - Rn. (1 - 71), http://www.bverfg.de/e/
rk20210304_2bvr116119.html
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Urteil vom 27. Februar 2019, I R 73/16
Einkünftekorrektur nach § 1 Abs. 1 AStG bei gewinnmindernder Ausbuchung
einer unbesichert im Konzern begebenen Darlehensforderung


ECLI:DE:BFH:2019:U.270219.IR73.16.0


BFH I. Senat


AStG § 1 Abs 1 , AStG § 1 Abs 4 , KStG § 8b Abs 3 S 3 , VtrRKonvG Art 31 Abs 1 ,
OECDMustAbk Art 3 Abs 2 , OECDMustAbk Art 9 Abs 1 , DBA BEL Art 3 Abs 2 ,
DBA BEL Art 9 , KStG VZ 2005


vorgehend FG Düsseldorf, 10. November 2015, Az: 6 K 2095/13 K


Leitsätze


1. Die Abgrenzung zwischen betrieblich veranlassten Darlehen und durch das
Gesellschaftsverhältnis veranlassten Einlagen ist anhand der Gesamtheit der
objektiven Gegebenheiten vorzunehmen. Einzelnen Kriterien des
Fremdvergleichs ist dabei nicht die Qualität unverzichtbarer
Tatbestandsvoraussetzungen beizumessen (Bestätigung des Senatsurteils vom
29. Oktober 1997 I R 24/97, BFHE 184, 482, BStBl II 1998, 573, unter II.2.).


2. Der Topos des sog. Konzernrückhalts beschreibt lediglich den rechtlichen und
wirtschaftlichen Rahmen der Unternehmensver�echtung und bringt die
Üblichkeit zum Ausdruck, innerhalb eines Konzerns Kreditansprüche nicht wie
unter Fremden abzusichern (insoweit entgegen Senatsurteile vom 24. Juni 2015
I R 29/14, BFHE 250, 386, BStBl II 2016, 258, und vom 29. Oktober 1997 I R
24/97, BFHE 184, 482, BStBl II 1998, 573, unter II.3.d).
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3. Die fehlende Darlehensbesicherung gehört grundsätzlich zu den nicht
fremdüblichen "Bedingungen" i.S. des § 1 Abs. 1 AStG. Gleiches gilt für Art. 9
Abs. 1 OECD-MustAbk (hier: Art. 9 DBA-Belgien 1967).


4. Art. 9 Abs. 1 OECD-MustAbk (hier: Art. 9 DBA-Belgien 1967) beschränkt den
Korrekturbereich des § 1 Abs. 1 AStG nicht auf sog. Preisberichtigungen,
sondern ermöglicht auch die Neutralisierung der gewinnmindernden
Ausbuchung einer Darlehensforderung oder einer Teilwertabschreibung hierauf
(entgegen Senatsurteile vom 24. Juni 2015 I R 29/14, BFHE 250, 386, BStBl II
2016, 258, und vom 17. Dezember 2014 I R 23/13, BFHE 248, 170, BStBl II
2016, 261).


5. Ob einer Korrektur nach § 1 Abs. 1 AStG der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
des Unionsrechts entgegensteht, bestimmt sich nach einer Gesamtwürdigung
der Umstände des jeweiligen Einzelfalls. Dabei sind das wirtschaftliche
Eigeninteresse und die Finanzierungsverantwortung auf der einen Seite sowie
die strukturelle Nähe zur Eigenkapitalausstattung und die Änderung des
Vermögens- und Liquiditätsstatus des Darlehensgebers auf der anderen Seite zu
berücksichtigen.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf
vom 10. November 2015  6 K 2095/13 K aufgehoben.


Die Klage wird abgewiesen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Beteiligten streiten über die Rechtmäßigkeit einer Einkünftekorrektur







4/9/2021 Entscheidung Detail | Bundesfinanzhof


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201910084/ 3/16


nach § 1 des Gesetzes über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen
(Außensteuergesetz) i.d.F. des Gesetzes zum Abbau von
Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen
(Steuervergünstigungsabbaugesetz --StVergAbG--) vom 16. Mai 2003 (BGBl I
2003, 660, BStBl I 2003, 321) --AStG--.


2 Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine inländische GmbH, ist
Alleingesellschafterin und zugleich Organträgerin der inländischen A
GmbH. Letztere war zu 99,98 % an der B N.V., einer Kapitalgesellschaft mit
Sitz in Belgien, beteiligt. Die restlichen Anteile an der B N.V. hielt die
Klägerin.


3 Die A GmbH führte für die B N.V. ein Verrechnungskonto, das ab dem
1. Januar 2004 mit 6 % p.a. verzinst wurde. Am 30. September 2005
vereinbarten die A GmbH und die B N.V. einen Forderungsverzicht gegen
Besserungsschein in Höhe von ... €. Der Betrag entsprach dem nach Ansicht
der Vertragsbeteiligten wertlosen Teil der gegen die B N.V. gerichteten
Forderungen aus dem Verrechnungskonto. Er wurde zwar in der Bilanz der A
GmbH gewinnmindernd ausgebucht, jedoch hat der Beklagte und
Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) die Gewinnminderung mit Rücksicht
auf die fehlende Forderungsbesicherung nach § 1 Abs. 1 AStG durch eine
außerbilanzielle Hinzurechnung neutralisiert.


4 Die dagegen erhobene Klage hatte Erfolg (Urteil des Finanzgerichts --FG--
Düsseldorf vom 10. November 2015  6 K 2095/13 K, Entscheidungen der
Finanzgerichte --EFG-- 2017, 553).


5 Das FA rügt mit der Revision die Verletzung materiellen Rechts und
beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen.
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6 Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.


7 Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist dem Verfahren beigetreten
(§ 122 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Es unterstützt, ohne
einen eigenen Antrag zu stellen, das Revisionsbegehren des FA.


Entscheidungsgründe


II.


8 Die Revision ist begründet. Das angefochtene Urteil ist aufzuheben und die
Klage abzuweisen (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 FGO). Die Vorinstanz hat zu
Unrecht angenommen, dass das Einkommen der A GmbH nicht zu
korrigieren ist.


9 1. Nach den Feststellungen der Vorinstanz bestand im Streitjahr eine
körperschaftsteuerrechtliche Organschaft zwischen der A GmbH (als
Organgesellschaft) und der Klägerin (als Organträgerin). Dies hat gemäß
§ 14 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 17 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes in der
im Streitjahr geltenden Fassung (KStG) zur Folge, dass das Einkommen der
A GmbH der Klägerin zuzurechnen ist und die Einwendungen gegen die
Höhe des zugerechneten Einkommens von der Klägerin als Organträgerin
im Rechtsbehelfsverfahren gegen den an sie gerichteten
Körperschaftsteuerbescheid geltend zu machen sind. Der die
Organgesellschaft betreffende Steuerbescheid ist insoweit kein
Grundlagenbescheid (vgl. Senatsurteil vom 6. Juli 2016 I R 25/14, BFHE 254,
326, BStBl II 2018, 124).


10 2. Das FG hat keine ausreichenden Feststellungen getroffen, um
entscheiden zu können, ob es sich bei dem Verrechnungskonto um ein
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betrieblich veranlasstes und damit steuerrechtlich anzuerkennendes
Darlehen der A GmbH handelte oder ob dieses Konto durch das
Gesellschaftsverhältnis veranlasste Einlagen in das Vermögen der B N.V.
und damit in Höhe der Forderung nachträgliche Anschaffungskosten auf
den Beteiligungsansatz der A GmbH ausweist (nachfolgend zu 3.). Dies
kann jedoch offen bleiben, da in beiden Fällen die Minderung des
Aktivums außerbilanziell zu berichtigen ist (nachfolgend zu 4.).


11 3. Nach der zu Verträgen zwischen Angehörigen ergangenen
Rechtsprechung ist die Abgrenzung zwischen privater und betrieblicher
Veranlassung im Anschluss an die Beschlüsse des
Bundesverfassungsgerichts vom 7. November 1995  2 BvR 802/90 (BStBl II
1996, 34, unter B.I.2.) und vom 15. August 1996  2 BvR 3027/95 anhand
der Gesamtheit der objektiven Gegebenheiten mit der Maßgabe
vorzunehmen, dass nicht jede Abweichung einzelner
Sachverhaltsmerkmale vom Fremdüblichen im Sinne eines absolut
wirkenden Tatbestandsmerkmals die steuerrechtliche Anerkennung des
Vertragsverhältnisses ausschließt. Vielmehr sind die einzelnen Kriterien
des Fremdvergleichs im Rahmen der gebotenen Gesamtbetrachtung zu
würdigen (vgl. zuletzt Urteil des Bundes�nanzhofs --BFH-- vom
10. Oktober 2018 X R 44-45/17, BFHE nn, m.w.N.). Nichts anderes kann für
Vertragsverhältnisse zwischen Gesellschaften und ihren Gesellschaftern
und damit für die Frage gelten, ob eine Kapitalüberlassung der eigenen
betrieblichen Sphäre oder derjenigen des Gesellschaftsverhältnisses (hier:
Beteiligung der A GmbH an der B N.V.) zuzuordnen ist.


12 a) Demgemäß bedarf es auch bei der Beurteilung von
Kapitalüberlassungen zwischen verbundenen Unternehmen der
Abgrenzung, ob das zugeführte Kapital dauerhaft in das Vermögen der
empfangenden Gesellschaft übergehen sollte und eine Rückzahlung nicht
beabsichtigt war (BFH-Urteil vom 6. November 2003 IV R 10/01, BFHE
204, 438, BStBl II 2004, 416) oder ob die Beteiligten --im Sinne einer
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ernstlichen Abrede-- von der Überlassung von Kapital auf Zeit
ausgegangen sind und davon ausgehen konnten, dass der
Darlehensvertrag durchgeführt, insbesondere also das Darlehen
zurückgezahlt wird (dazu Senatsurteil vom 17. Dezember 2014 I R 23/13,
BFHE 248, 170, BStBl II 2016, 261, Rz 26). Zwar kann diese Abgrenzung
nur auf objektiv überprüfbare Umstände gestützt werden und ist hierbei
von den fremdüblichen Voraussetzungen einer Darlehensgewährung
auszugehen (sog. Fremdvergleich). Auch insoweit kann jedoch einzelnen
Kriterien des Fremdvergleichs nicht die Qualität unverzichtbarer
Tatbestandsvoraussetzungen beigemessen werden. Diese sind vielmehr --
worauf der Senat mit Urteil vom 29. Oktober 1997 I R 24/97 (BFHE 184,
482, BStBl II 1998, 573, unter II.2.) ausdrücklich hingewiesen hat--
indiziell zu würdigen (gl.A. BFH-Urteil vom 16. Oktober 2014 IV R 15/11,
BFHE 247, 410, BStBl II 2015, 267, Rz 24 ff.).


13 b) Hiervon ausgehend ist zwar in der den Streitfall kennzeichnenden
Nichtbesicherung des Schuldsaldos aus dem Verrechnungskonto einerseits
ein nicht fremdüblicher Umstand zu sehen, da ein mit der B N.V. nicht
verbundener Kreditgeber auf einer banküblichen Sicherheit bestanden
hätte. Abweichendes kann auch dem Topos des (sog.) Konzernrückhalts
nicht entnommen werden, da er --ohne Hinzutreten einer rechtlichen
Verp�ichtung, für die Rückzahlung des Darlehens einzustehen-- lediglich
den rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmen der
Unternehmensver�echtung und die Üblichkeit zum Ausdruck bringt,
innerhalb eines Konzerns Kreditansprüche nicht wie unter Fremden
abzusichern (z.B. Greil, Jahrbuch der Fachanwälte für Steuerrecht
2018/2019, 947, 963 ff.). Soweit den Urteilen des Senats vom 24. Juni
2015 I R 29/14 (BFHE 250, 386, BStBl II 2016, 258) sowie in BFHE 184,
482, BStBl II 1998, 573, unter II.3.d, Abweichendes zu entnehmen ist, wird
hieran nicht festgehalten. Dies schließt es andererseits --wie erläutert--
aber nicht aus, auch ertragsteuerrechtlich von einer ernstlichen, d.h.
betrieblich veranlassten Darlehensabrede auszugehen (Senatsurteil in
BFHE 184, 482, BStBl II 1998, 573, zu II.2.). Im Rahmen der gebotenen
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Gesamtabwägung sind hierbei neben der fehlenden Konzernüblichkeit der
Anspruchsbesicherung (dazu Senatsurteil vom 21. Dezember 1994
I R 65/94, BFHE 176, 571) vor allem die sonstigen Umstände des
Vertragsschlusses (z.B. berechtigte Ertragserwartungen des Kreditnehmers,
Ein�uss des Kreditgebers auf dessen Geschäftstätigkeit, grundsätzliche
Bereitschaft, die kreditnehmende Gesellschaft im Geschäftsverkehr nach
außen zu stützen) indiziell mit Rücksicht darauf zu würdigen, ob --trotz
des nicht fremdüblichen Verzichts auf die Einräumung einer werthaltigen
Sicherung der Darlehensansprüche-- die Beteiligten von einer
Kapitalüberlassung auf Zeit und damit insbesondere von der Rückzahlung
des Kreditkapitals ausgegangen sind und bei objektiver Würdigung
ausgehen konnten.


14 c) Eine solche Gesamtabwägung hat das FG nicht vorgenommen. Sie kann
in der Revisionsinstanz auch nicht nachgeholt werden.


15 4. Die Abgrenzung ist im Streitfall indes nicht entscheidungserheblich, da
die mit der Forderungsausbuchung verbundene Gewinnminderung
ungeachtet dessen außerbilanziell zu korrigieren ist, ob die A GmbH eine
durch das Gesellschaftsverhältnis (Beteiligungsverhältnis) veranlasste
Kapitaleinlage in das Vermögen der B N.V. geleistet (nachfolgend zu a)
oder dieser ein betrieblich veranlasstes Darlehen gewährt hat
(nachfolgend zu b und c).


16 a) Im Fall einer Einlage hätten sich insoweit die Anschaffungskosten der
A GmbH auf die Beteiligung an der B N.V. erhöht. Eine gewinnmindernde
Teilwertabschreibung auf diese Beteiligung wäre gemäß § 8b Abs. 3 Satz 3
KStG ausgeschlossen.


17 b) Im Fall der Ausbuchung einer betrieblich veranlassten
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Darlehensforderung wäre hingegen --mit dem nämlichen Ergebnis und
wie vom FA vertreten-- die Minderung des Steuerbilanzgewinns nach § 1
Abs. 1 AStG zu neutralisieren.


18 aa) Der gewinnmindernden Ausbuchung der Darlehensforderung steht der
sog. Konzernrückhalt und damit auch der Umstand nicht entgegen, dass
die A GmbH beherrschende Gesellschafterin der B N.V. war. Soweit der
bisherigen Rechtsprechung des Senats entnommen werden konnte, dass
allein in den Ein�ußnahmemöglichkeiten des beherrschenden
Gesellschafters auf den Darlehensnehmer eine fremdübliche (werthaltige)
Besicherung des Rückzahlungsanspruchs im Sinne einer aktiven
Einstandsverp�ichtung zu sehen ist, hält er hieran --wie bereits erläutert--
nicht fest (insoweit entgegen Senatsurteil in BFHE 176, 571). Demgemäß
schließt der sog. Konzernrückhalt weder aus, dass ein Darlehen wertlos
und damit auf den geringeren Teilwert abgeschrieben wird, noch hat er
bei der im anhängigen Verfahren zu beurteilenden verzichtsbedingten
Ausbuchung des Darlehensanspruchs zur Folge, dass diese durch den
Ansatz einer verdeckten Einlage in Höhe des Nominalbetrags des
Darlehensverzichts ausgeglichen wird (vgl. Senatsurteile in BFHE 250,
386, BStBl II 2016, 258; vom 12. April 2017 I R 36/15, BFH/NV 2018, 58,
Rz 22). Der Einlagewert bestimmt sich vielmehr nach dem Teilwert des
Forderungsanteils, auf den verzichtet wurde, im Streitfall mithin --nach
den Feststellungen der Vorinstanz-- auf null € (vgl. Beschluss des Großen
Senats des BFH vom 9. Juni 1997 GrS 1/94, BFHE 183, 187, BStBl II 1998,
307; sowie nachfolgende Senatsurteile vom 15. Oktober 1997 I R 23/93,
BFH/NV 1998, 826; I R 58/93, BFHE 184, 432, BStBl II 1998, 305;
I R 103/93, BFH/NV 1998, 572; vom 28. November 2001 I R 30/01, BFH/NV
2002, 677).


19 bb) Die hierdurch bedingte Gewinnminderung unterliegt indes in voller
Höhe der Korrektur gemäß § 1 Abs. 1 AStG.
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20 Werden Einkünfte eines Steuerp�ichtigen aus Geschäftsbeziehungen mit
einer ihm nahestehenden Person dadurch gemindert, dass er im Rahmen
solcher Geschäftsbeziehungen zum Ausland Bedingungen vereinbart, die
von denen abweichen, die voneinander unabhängige Dritte unter gleichen
oder ähnlichen Verhältnissen vereinbart hätten, so sind seine Einkünfte
unbeschadet anderer Vorschriften gemäß § 1 Abs. 1 AStG so anzusetzen,
wie sie unter den zwischen unabhängigen Dritten vereinbarten
Bedingungen angefallen wären. Geschäftsbeziehung in diesem Sinne ist
gemäß § 1 Abs. 4 AStG jede den Einkünften zugrunde liegende
schuldrechtliche Beziehung, die keine gesellschaftsvertragliche
Vereinbarung ist und entweder beim Steuerp�ichtigen oder bei der
nahestehenden Person Teil einer Tätigkeit ist, auf die die §§ 13, 15, 18
oder 21 des Einkommensteuergesetzes anzuwenden sind oder im Fall
eines ausländischen Nahestehenden anzuwenden wären, wenn die
Tätigkeit im Inland vorgenommen würde.


21 (1) Das Darlehensverhältnis zwischen der A GmbH und der B N.V. ist eine
solche Geschäftsbeziehung, zu deren Bedingungen die Nichtbesicherung
der Ansprüche gehört (noch offen gelassen im Senatsurteil in BFHE 248,
170, BStBl II 2016, 261, Rz 15). Der Begriff der Bedingung ist zwar
gesetzlich nicht de�niert, im gewöhnlichen Geschäftsverkehr sind hierzu
jedoch --neben Vereinbarungen über die Laufzeit, Art und Weise der
Rückzahlung sowie Höhe und Zahlungszeitpunkt der Zinsen--
üblicherweise auch Vereinbarungen über die zu stellenden Sicherheiten zu
rechnen (vgl. Nr. 13 AGB-Banken, Nr. 22 AGB-Sparkassen). Auch die
Rechtsprechung teilt diese Ansicht (z.B. Senatsurteil vom 7. September
2016 I R 11/14, BFH/NV 2017, 165, Rz 21, im Zusammenhang mit einem
"weitergeleiteten Konzerndarlehen" und § 8a Abs. 1 KStG 2002 n.F.; BFH-
Urteile vom 16. Dezember 1998 X R 139/95, BFH/NV 1999, 780, und vom
28. November 1990 X R 109/89, BFHE 163, 264, BStBl II 1991, 327).


22 (2) Die Nichtbesicherung weicht --wie bereits ausgeführt-- vom
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Fremdüblichen ab, weil ein fremder Gläubiger die Darlehensgewährung
(hier Verrechnungskonto) von der Einräumung werthaltiger
Sicherungsrechte abhängig gemacht hätte. Gegen die Annahme fehlender
Fremdüblichkeit kann nicht eingewendet werden, dass die dem
Schuldsaldo zugrunde liegende Abrede steuerrechtlich als Darlehen
angesehen wird. Letzteres beruht --wie gleichfalls bereits erläutert-- auf
der Würdigung der Gesamtabrede, die trotz fehlender Fremdüblichkeit
einzelner Indizien (hier: keine Besicherung) dazu führen kann, nicht von
einer durch das Gesellschaftsverhältnis (Beteiligungsverhältnis)
veranlassten Einlage, sondern einer darlehensweisen Kapitalausreichung
auszugehen. Folge hiervon ist indes nicht, dass der Vertrag in seiner
Gesamtheit dem entspräche, was einander Fremde vereinbaren würden.
Vielmehr bleibt die Quali�kation der betroffenen und vom Marktüblichen
(Banküblichen) abweichenden Vertragsteile als nicht fremdüblich erhalten.
Nichts anderes ergibt sich aus § 1 AStG. Im Gegenteil: auch diese
Vorschrift unterscheidet nach ihrer Struktur (Tatbestand und Rechtsfolge)
die "Geschäftsbeziehung" zum Ausland --hier das steuerrechtlich
anzuerkennende Darlehen-- von den einzelnen, nicht fremdüblichen
"Bedingungen" mit der weiteren Folge, dass nur die hierdurch --d.h. die
fehlende Fremdüblichkeit einzelner Bedingungen (hier: fehlende
Besicherung)-- veranlassten Einkunftsminderungen dem
Berichtigungsbefehl der Norm unterfallen.


23 (3) Die Einkünfteminderung ist weiterhin i.S. von § 1 AStG durch
("dadurch") die fehlende Besicherung eingetreten (noch offen gelassen in
Senatsurteilen in BFHE 250, 386, BStBl II 2016, 258, Rz 16, und in BFHE
248, 170, BStBl II 2016, 261, Rz 15). Maßgeblich hierfür ist --im Sinne des
Veranlassungsprinzips (dazu Senatsurteil vom 18. April 2018 I R 37/16,
BFHE 261, 166, BStBl II 2019, 73, Rz 23)-- das die gewinnmindernde
Forderungsausbuchung "auslösende Moment". Bei der hierfür gebotenen
wertenden Betrachtung ist nicht auf die Zahlungsunfähigkeit der B N.V.,
sondern deshalb vorrangig auf den Sicherungsverzicht abzustellen, weil
die A GmbH durch eben diesen Verzicht ihren
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Darlehensrückzahlungsanspruch an die wirtschaftliche Entwicklung ihrer
Tochtergesellschaft geknüpft hat und eine solche "Vermischung der
Vermögensrisiken" im Falle der Einräumung werthaltiger Sicherungsrechte
nicht eingetreten wäre.


24 cc) Die hierdurch bedingte Einkünftekorrektur gemäß § 1 Abs. 1 AStG wird
nicht durch Art. 9 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Königreich Belgien zur Vermeidung der
Doppelbesteuerungen und zur Regelung verschiedener anderer Fragen auf
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
einschließlich der Gewerbesteuer und der Grundsteuern vom 11. April
1967 (BGBl II 1969, 18, BStBl I 1969, 39) --DBA-Belgien 1967--
ausgeschlossen (Aufgabe der bisherigen Senatsrechtsprechung).


25 (1) Art. 9 DBA-Belgien 1967 sieht u.a. vor, dass dann, wenn ein
Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der
Geschäftsleitung, Kontrolle oder Finanzierung eines Unternehmens des
anderen Vertragsstaats beteiligt ist und zwischen den beiden
Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder �nanziellen
Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von
denen abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander
vereinbaren würden, die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese
Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und besteuert
werden dürfen.


26 (2) Geht man bei der Ermittlung des Regelungsgehalts eines
völkerrechtlichen Vertrags vom Wiener Übereinkommen über das Recht
der Verträge vom 23. Mai 1969 --WÜRV-- (BGBl II 1985, 927) aus
(Senatsurteil vom 11. Juli 2018 I R 44/16, BFHE 262, 354), so ist ein
solches Abkommen nach Treu und Glauben in Übereinstimmung mit der







4/9/2021 Entscheidung Detail | Bundesfinanzhof


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201910084/ 12/16


gewöhnlichen, seinen Bestimmungen in ihrem Zusammenhang
zukommenden Bedeutung und im Lichte seines Zieles und Zweckes
auszulegen (Art. 31 Abs. 1 WÜRV).


27 (3) Maßgeblich ist mithin der Wortlaut des Vertrags und die "gewöhnliche
Bedeutung" der verwendeten Ausdrücke. Hiernach handelt es sich bei der
fehlenden Besicherung um zwischen der A GmbH und der B N.V.
"vereinbarte Bedingungen", die --wie gezeigt-- vom Fremdüblichen
abweichen. Der Senat hat zwar bisher das Merkmal der Bedingung im
Falle der Darlehensgewährung allein auf den vereinbarten Zinssatz --i.S.
einer Preiskorrektur-- beschränkt (Senatsurteile in BFHE 250, 386, BStBl II
2016, 258, und in BFHE 248, 170, BStBl II 2016, 261). An dieser
Rechtsprechung wird indes nicht festgehalten. Unberührt hiervon bleiben
hingegen die Grundsätze des Senatsurteils vom 11. Oktober 2012
I R 75/11 (BFHE 239, 242, BStBl II 2013, 1046). Die in dieser Entscheidung
zu beurteilende sog. Sonderbedingung in Form einer "klaren, im Voraus
getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und tatsächlich durchgeführten
Vereinbarung", denen beherrschende Unternehmen im Rahmen der
Einkommenskorrektur nach § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG unterworfen sind (sog.
formeller Fremdvergleich), ist unverändert nicht zu den Bedingungen i.S.
des Art. 9 Abs. 1 des Musterabkommens der Organisation for Economic
Cooperation and Development (OECD-Musterabkommen --OECD-MustAbk-
-) zu rechnen.


28 (4) Bestätigung �ndet dieses Verständnis im Zweck des Art. 9 DBA-Belgien
1967. Die Regelung zielt auf die Einkünfteabgrenzung bei
grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehungen am Maßstab des vom
Territorialitäts- und Veranlassungsprinzip getragenen Fremdvergleichs
(Schwenke/Greil in Wassermeyer MA Art. 9 Rz 2). Sie will zudem die
gleichen Wettbewerbsbedingungen zwischen unabhängigen und
verbundenen Unternehmen sicherstellen.
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29 (5) Aus dem Vorstehenden sowie dem prinzipiellen Einklang mit den
Erläuterungen zu § 1 AStG ergibt sich weiterhin, dass der Senat einer
abschließenden Entscheidung darüber enthoben ist, ob der Auslegung des
Art. 9 DBA-Belgien 1967 die Grundsätze des WÜRV oder gemäß Art. 3
Abs. 2 DBA-Belgien 1967 (sog. lex-fori-Klausel) das Recht des
Anwenderstaats zugrunde zu legen ist (vgl. zum Verhältnis zwischen Art. 3
Abs. 2 OECD-MustAbk und Art. 31 ff. WÜRV: Erhard in
Flick/Wassermeyer/Kempermann, Doppelbesteuerungsabkommen
Deutschland-Schweiz, Art. 3 Rz 155; Oellerich in Gosch, AO § 2 Rz 34;
Schaumburg/Häck in Schaumburg, Internationales Steuerrecht, 4. Au�.,
Rz 19.67; Strunk/Kaminski in Strunk/Kaminski/Köhler, AStG/DBA, Art. 3
OECD-MA Rz 5.1; Wassermeyer in Wassermeyer MA Art. 3 Rz 77).


30 c) Schließlich widerstreitet auch das Unionsrecht nicht einer
Einkünftekorrektur nach § 1 AStG.


31 aa) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union --
früher: Europäischer Gerichtshof-- (EuGH) stellt eine Regelung wie
diejenige des § 1 Abs. 1 AStG eine zur Wahrung der ausgewogenen
Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen den Mitgliedstaaten
gerechtfertigte Beschränkung der Niederlassungsfreiheit (Art. 43 des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft i.d.F. des Vertrags
von Nizza zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger
damit zusammenhängender Rechtsakte, Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften 2002, Nr. C 325, 1) dar (jetzt Art. 49 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union i.d.F. des Vertrags von Lissabon zur
Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Amtsblatt der Europäischen
Union 2008, Nr. C 115, 47; EuGH-Urteil Hornbach-Baumarkt vom 31. Mai
2018 C-382/16, EU:C:2018:366, Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung -
-HFR-- 2018, 580).
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32 bb) Soweit der EuGH mit der zuletzt genannten Entscheidung für die
unentgeltliche Übernahme von Garantie- und Patronatszusagen im
Rahmen seiner Erwägungen zur Verhältnismäßigkeit erkannt hat, dass das
wirtschaftliche Eigeninteresse der Konzernobergesellschaft an ihren
Beteiligungsgesellschaften sowie die gewisse Verantwortung als
Gesellschafterin bei der Finanzierung dieser Gesellschaften
Geschäftsabschlüsse unter nicht fremdüblichen Bedingungen rechtfertigen
("erklären") und damit einer Berichtigung nach § 1 AStG entgegenstehen
können, kommt diese Einschränkung vorliegend nicht zum Tragen.


33 (1) Auszugehen ist hierbei davon, dass die genannten wirtschaftlichen
Gründe (hier: "gewisse" Finanzierungsverantwortung der A GmbH für
B N.V.; Partizipation an deren Erfolg z.B. über Gewinnausschüttungen) nach
dem EuGH-Urteil Hornbach-Baumarkt (EU:C:2018:366, HFR 2018, 580)
nicht im Sinne eines Automatismus dazu führen, dass die Wahrung der
territorialen Besteuerungsrechte der Mitgliedstaaten (durchgängig)
verdrängt werden. Aus den Formulierungen des Urteils (vgl. dort Rz 54,
56 f: "können") ergibt sich vielmehr zweifelsfrei, dass das nationale Gericht
Gründe dieser Art zu berücksichtigen und damit im Rahmen einer
Abwägung daran zu messen hat, mit welchem Gewicht die jeweils zu
beurteilende Abweichung vom Maßstab des Fremdüblichen in den
Territorialitätsgrundsatz und die hierauf gründende Zuordnung der
Besteuerungsrechte eingreift (gl.A. zur gebotenen Einzelfallabwägung
Graw, Der Betrieb --DB-- 2018, 2655, 2657; Rasch/Chwalek/Bühl,
Internationale Steuer-Rundschau 2018, 275, 279; Schreiber/Greil, DB
2018, 2527, 2534; a.A. wohl BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2018, BStBl
I 2018, 1305).


34 (2) Hiernach kommt im Streitfall eine Einschränkung der Berichtigung
nach § 1 AStG nicht in Betracht.
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35 Zwar hatte die A GmbH --im Gegensatz zu einander fremden Dritten-- die
Wahl, die B N.V. entweder mit Fremd- oder mit Eigenkapital auszustatten.
Gleicht die Ausreichung von Fremdkapital aber eine unzureichende
Eigenkapitalausstattung aus und ist sie damit zugleich Voraussetzung
dafür, dass die darlehensempfangende Gesellschaft die ihr zugedachte
wirtschaftliche Funktion (weiter) erfüllen kann, so steht dies nicht nur
strukturell der Zuführung von Eigenkapital nahe (vgl. jeweils zu § 1 AStG
a.F. Senatsurteile vom 23. Juni 2010 I R 37/09, BFHE 230, 156, BStBl II
2010, 895; vom 27. August 2008 I R 28/07, BFH/NV 2009, 123; vgl. auch
§ 8b Abs. 3 Satz 4 ff. KStG n.F.), sondern hat des Weiteren zur Folge, dass
eine unterschiedliche Behandlung von Einlage (dazu unter 4.a) und
Darlehensverzicht mit Rücksicht auf den auch unionsrechtlich anerkannten
Geltungsanspruch der Gewinnabgrenzung nach Maßgabe fremdüblicher
Bedingungen ausgeschlossen ist.


36 Welche Weiterungen sich hieraus für unentgeltliche Garantie- und
Patronatserklärungen ergeben, die dem EuGH-Urteil Hornbach-Baumarkt
(EU:C:2018:366, HFR 2018, 580) zugrunde lagen, bedarf vorliegend bereits
deshalb keiner weiteren Erörterung, weil Verp�ichtungen der zuletzt
genannten Art mit keiner Änderung des Vermögens- und Liquiditätsstatus
der betroffenen Gesellschaften einhergehen, wohingegen die im
anhängigen Verfahren zu beurteilenden Verzichtserklärungen --gleich der
Leistung einer Einlage-- bis zum Eintritt des Besserungsfalls auf einen
Kapitalverlust, jedenfalls aber auf einen Kapitaltransfer gerichtet waren.
Auch dem ist im Rahmen der gebotenen Abwägung --wie aufgezeigt-- das
ihm zukommende Gewicht zu geben mit der Folge, dass die
unionsrechtliche Niederlassungsfreiheit einer Einkunftskorrektur nach § 1
AStG nicht entgegensteht.


37 5. Nach dem Ausgeführten ist das Urteil des FG aufzuheben und die Klage
abzuweisen.
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38 6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.







